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Als das Hamburger Wahlergebnis unmittelbar nach Schließung
der Wahllokale über die Kanäle lief, gab es für die Union nur eine
Überraschung, dass es noch schlechter ausgefallen war, als man
es ohnehin unter vorgehaltener Hand erwartet hatte. Nach den
üblichen Kommentaren und „Aufarbeitungen in den Parteigre-
mien“, wo oder was schief gelaufen war, und man jetzt genau
wisse, woran alles gelegen habe, und die großen Strategen aus
den verschiedensten Stäben natürlich bereits vorher alles gewusst
und mit tragender Stimme zu Protokoll gegeben hatten, ging’s
bereits Tage später mit der üblichen Parteiarbeit weiter. Das
war’s! Und so fragt sich das eine oder andere biedere und brave
Parteimitglied nun doch, wie es denn in Zukunft in Wahlkämpfen
mitarbeiten und woran es glauben soll. Erst unbeugsamer Sieges-
wille und dann die lapidare Feststellung, an einem Wahlsieg hät-
te doch niemand ernsthaft einen Gedanken verschwenden kön-
nen. War etwa der Applaus der Mannschaft bei der Kandidaten-
kür nur jenes Mindestmaß an Loyalität, die man sich allein der
Optik wegen notgedrungen abringen ließ? Und schließlich halte
ich es auch für eine miese wie bequeme und nicht korrekte Ent-
schuldigung, eine Schlappe allein einer bestimmten Parteispitze
zuzuschreiben. Diese Spitze wurde doch mit einer demokrati-
schen Mehrheit beschlossen, so dass keiner der Beteiligten so tun
kann, als habe er mit dem Wahlausgang nichts zu tun. An der
Qualität des Spitzenkandidaten hat es gewiss nicht gelegen, mit
Sicherheit nicht allein! Sich nach einer Wahlniederlage in die
Büsche zu schlagen und feige zu verschwinden, gilt nicht, wohl-
gemerkt für jedes Parteimitglied! Wer auf Wahlsieg setzt, aber
nicht daran glaubt, verliert an Glaubwürdigkeit, Überzeugungs-
kraft und Autorität, er verliert sich im billigen politischen Taktie-
ren. Für Christdemokraten gehört es sich, auch in der Niederlage
zusammenzustehen und sie als neue Chance zu begreifen. Sind
wir eigentlich noch ehrlich miteinander im politischen Alltag,
trauen wir uns noch gegenseitig oder trauen wir uns schon selbst
nicht mehr? Häufig komme ich ins Grübeln angesichts so man-
cher Grabenkämpfe, Ränke und Eifersüchteleien, von Häme ganz
zu schweigen, und das angesichts globaler Herausforderungen,
die unter den Bürgern Unsicherheit und Ängste hervorrufen, de-
nen insbesondere Christdemokraten entgegentreten müssen.
Wahlen gewinnt man nicht in nicht enden wollenden Diskussi-
onen in Ausschüssen, Kommissionen, Vorständen und Fachgrup-
pen, die sich nur mit Appellen an die Öffentlichkeit richten, aber
keinen Bürger erreichen. Ebenso wenig kann Entschlossenheit
hinter vorgehaltener Hand überzeugen. Auch der imaginäre Kopf-
schmuck eines Häuptlingsvorderen genügt allein nicht, im Ge-
tümmel der politischen Auseinandersetzung als Held emporzu-
steigen. Eine gute, überzeugte und beherzte Truppe gehört dazu,
der man die Freude bei der Arbeit ansieht, die nicht nörgelnd,
langweilig und pessimistisch den Menschen begegnet, sondern
mutig und freundlich und dabei bescheiden und einfühlsam und
schon gar nicht hochnäsig und mit erhobenem Zeigefinger. Und
es muss eine Truppe sein, die auch zu Opfern bereit ist. Ich will
als betagter Parteisoldat niemandem mit altklugen Litaneien auf

den Wecker fallen, und ich weiß auch, dass sich die Zeiten geän-
dert haben. Aber erinnern sollte man sich trotz alledem einmal
der Parteifreunde, die in früheren und weniger einfachen Tagen
die Holzrahmen für Wahlplakate selbst gefertigt, sie anschließend
mit Plakaten beklebt und diese auch bei Regen und Schnee und
in der Dunkelheit aufgehängt haben. Heute wird solches Tun in
der Regel gegen Bezahlung von Profis erledigt, zahlt man nicht,
fehlen die Plakate. Und so frage ich mich doch, ob in diesem
selbstverständlichen Verhalten seligen Angedenkens nicht auch
die Entschlossenheit und der Kampfeswille der Union sichtbar
wurde, die den Menschen Mut machte und unserer Partei Sym-
pathien verschaffte.

Also müssen wir uns etwas Neues einfallen lassen. Allein Entertai-
ner wollen die Menschen auch nicht, die in unzähligen Talkshows
als Politiker neben fast immer den gleichen Schauspielern und
Vertretern der unterschiedlichsten Unterhaltungsbranchen ihre
Vorstellung geben. Die Wähler wollen Menschen von Fleisch und
Blut, die in eine Veranstaltung kommen und nicht „erscheinen“,
die sachverständig über Politik debattieren und die sich nicht wie
manche Filmstars – mit großer Erfahrung, versteht sich – über die
Bedeutung der Ehe auslassen, deren Filme aber länger laufen als
ihr Bund fürs Leben. Ein Christdemokrat muss sich vor Ort im
politischen Gedränge beweisen, Präsenz und Bürgernähe zeigen
und vor allem Zuhörer sein. Wer das tut, der wirkt glaubhaft, und
dem glaubt man auch, wenn er sagt, dass er auf Sieg setzt.

Neuerdings zeigt die CDU mit dem Generalsekretär und dem Vor-
sitzenden eines großen Landesverbandes erfreuliche Beispiele, wie
man mit neuen Ideen mehr Profil und Anziehungskraft für die
Union gewinnen kann. Wir wollen die Jüngeren gewinnen, das ist
richtig, aber wir wollen die Älteren dabei auch nicht verlieren, das
ist ebenso richtig. Beide, Jung und Alt, bilden das Rückgrat der
Partei, der „Union der Generationen“. Und beide, Jung und Alt,
nur beide gemeinsam schaffen demokratische Mehrheiten.

Die Wahl in Bremen steht vor der Tür, die Union bekommt eine
neue Chance. Mit mehr Mut und mehr Selbstvertrauen können
wir sie nutzen, mit Pessimismus und Verzagtheit sicherlich nicht.
Die vorgehaltene Hand lassen wir diesmal in der Tasche!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDUDeutschlands
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Wussten Sie schon?

Was Großeltern für
die Gesellschaft leisten …
Großeltern werden immer
jünger, das Durchschnittsalter
bei der Geburt des ersten
Enkelkindes liegt zurzeit bei
52 Jahren. Popsängerin Nena
beispielsweise wurde mit 50
schon Oma, inzwischen ist
sie dreifache Großmutter.
Aber ob jung oder alt, Groß-
eltern geben Wissen und
Fähigkeiten weiter, stehen
mit Rat und Tat zur Seite,
schenken in nicht unerheb-
lichem Maße Geld, unter-
stützen beim Lernen, beim
Führerschein und vieles mehr.

Hier ein paar Schlaglichter
zum Thema:
◗ Es gibt in Deutschland ca. 21 Millionen

Großeltern – das sind mehr als die Ein-
wohnerzahl der Schweiz und Österreich
zusammen (16,6 Millionen).

◗ 17 Millionen davon haben mindestens
ein Enkelkind unter 21 Jahren.

◗ Insgesamt mehr als zehn Millionen Groß-
eltern sind online und nutzen ihre IT-
Ausrüstung nicht zuletzt, um mit den
Kindern und Enkeln zu kommunizieren.

◗ Jede Minute werden 1,3 Enkelkinder,
d.h. jeden Tag 1.863 Enkel geboren (bei
680.000 Geburten p.a.). Jede Minute
werden also vier Bewohner Deutsch-
lands Oma oder Opa.

◗ Großeltern betreuen Enkelkinder: Sie
bringen sie zum Kindergarten, gehen mit
ihnen zum Spielplatz oder zum Arzt.
Durchschnittlich wendet jede/r Fünfte
im Alter von 40-85 Jahren 35 Stunden
pro Monat für das Enkelkind auf. Bei ca.

45,1 Millionen Personen in Deutschland
im Alter von 40-85 Jahren, ergibt das die
unglaubliche Summe von 316.260.000
Stunden pro Monat oder 3.795.120.000
Stunden pro Jahr (Quelle: 35 Stunden
DZA Deutsches Zentrum für Altersfor-
schung)

◗ 3,8 Milliarden Stunden Enkelbetreuung
pro Jahr entsprechen einem volkswirt-
schaftlichen Wert von gut 32 Milliarden
Euro. Diese Summe entspricht dem Ver-
teidigungsetat der Bundesrepublik
Deutschland in Höhe von 33 Milliarden
Euro (Basis der Berechnung ist der Min-
destlohn 8,50 EUR/Std.; Quelle: Vertei-
digungsministerium Stand 2013).

◗ Nach einer Studie des Generali Zukunfts-
fonds helfen 37 Prozent der Großeltern
bei finanziellen Schwierigkeiten, knapp
ein Drittel bietet Unterstützung bei grö-
ßeren Anschaffungen und 26 Prozent
halten Geldanlagen für ihre Kinder bzw.
Enkel vor. ■

Quelle: www.grosseltern.de, Deutsche
Seniorenpresse Arbeitsgemeinschaft e.V.,
Generali Zukunftsfonds, Magazin Reader`s Digest
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Der Konflikt in der Ukraine
sorgt trotz des zweiten Minsker
Abkommens im Februar für
Hoffen und Bangen. Wie
konnte die Lage dort eigent-
lich so eskalieren? Ein Rück-
blick im Gespräch mit dem
Augenzeugen Ralph Göhlert,
Osteuropa-Kenner, Oberst-
leutnant der Reserve und
Beauftragter für Sicherheits-
politik im Reservistenverband
der Bundeswehr im Kreis
Düsseldorf.

Souverän: Herr Göhlert, Sie sind Ver-
triebsleiter für Osteuropa und Arabien
eines amerikanischen Maschinen-
bauunternehmens, zudem mit einer
Russin verheiratet. Die Ukraine und
Russland sind dementsprechend
häufige Reiseziele?
Göhlert: Natürlich. Ich bin seit zehn Jah-
ren Vertriebsleiter für diese Gebiete, wir
haben damals bei null angefangen. Inzwi-
schen haben wir beispielsweise in der Uk-
raine drei Niederlassungen in Kiew, Char-
kow und Odessa mit insgesamt 20 Mitar-
beitern. Für diese Tätigkeit muss man Land
und Leute sehr gut kennen.

Dann haben Sie die Entwicklung seit
November 2013, als die Proteste auf
dem Majdan begannen, intensiv ver-
folgen können?
Ja, ich war im Dezember 2013 selbst auf
dem Majdan und habe dort mit den
Leuten gesprochen. Da war ein Kon-
flikt Ost- gegen Westukraine noch gar
nicht abzusehen, die Menschen einte
der Protest gegen das korrupte Regime
des damaligen Präsidenten Wiktor
Janukowytsch. Es herrschte eine totale
Aufbruchsstimmung, die auch der teils
brutale Einsatz von Sonderpolizeieinheiten
– ich habe selbst gesehen, wie eine Gruppe
von Studenten von ihnen zusammenge-
schlagen wurde – nicht unterdrücken
konnte.

Man sagt, unter den Protestlern
seien auch faschistische Gruppen
gewesen …
Das stimmt, es waren kleinere Gruppen,
alle in Schwarz gekleidet und mit dem Ban-
ner von Stepan Bandera ausgerüstet.

Wer ist das?
Eine sehr umstrittene Persönlichkeit. Wäh-
rend Bandera vor allem im Westen des
Landes von vielen Ukrainern als National-
held verehrt wird, gilt er in der Ostukraine,
aber auch in Polen, Russland und Israel,
überwiegend als Nazi-Kollaborateur und
Verbrecher. Bandera führte 1940 den radi-
kalen Flügel der Organisation Ukrainischer
Nationalisten (OUN) an. Diesen Verbän-
den wird vorgeworfen, am 30. Juni 1941
und noch vor dem Einmarsch der regulä-
ren deutschen Truppen ein Massaker in
der Stadt Lemberg verübt zu haben. Hier-
bei seien rund 7000 Menschen, überwie-
gend Kommunisten und Juden, ermordet
worden. Bandera selbst wurde 1959 von
Agenten des KGB in München getötet.

Die in der Westukraine verankerte
nationalistische Partei „Swoboda“
beruft sich auf Bandera?
Ja, sie erhielt bei den Wahlen zum Parla-
ment aber nur 1,5 Prozent der Stimmen,
obwohl sie zuvor in der Übergangsregie-
rung vier Ministerposten und den General-
staatsanwalt stellte. Diese Übergangsregie-

rung ist meiner Meinung nach für die
heutige Situation verantwortlich, weil sie
1. Russisch als Amtssprache verbot, 2. den
9. Mai als Tag des Sieges über den Natio-
nalsozialismus abschaffte und 3. dafür den
Geburtstag von Stepan Bandera wieder als
Feiertag einführte. Man stelle sich vor: Ob-
wohl 98,5 Prozent der Ukrainer russisch
und etwa 60 Prozent ukrainisch sprechen
– der Unterschied ist vergleichbar dem
Deutschen und Schwizerdütsch – sind nun
Ukrainisch und Englisch die Amtsspra-
chen. Dies wurde in den drei Ostprovinzen
als Provokation empfunden.

Haben denn die Faschisten trotz
des mageren Wahlergebnisses immer
noch Einfluss?
Ja, sie stellen u.a. den neuen Polizeichef
von Kiew. Der war vorher stellvertreten-
der Kommandeur des Asow-Bataillons,
einer im Frühjahr 2014 gegründeten
rechtsextremen Miliz. Ihre Anhänger tra-
gen als Abzeichen die Wolfsangel auf gel-
bem Grund, so wie die 2. SS-Panzerdivisi-
on „Das Reich“. Darüber hinaus gibt es
weitere von Oligarchen aufgestellte und
finanzierte Freiwilligenbataillone, wie et-
wa das ebenfalls mit rechtsextremen
Kämpfern durchsetzte Ajdar-Bataillon. Sie
sind weit besser ausgerüstet und bezahlt
als die normale, seit Sowjetzeiten eher
marode ukrainische Armee. Diese Batail-
lone sind offiziell dem Innenministerium

Ukraine-Konflikt:

Eine Lösung nach Schweizer Vorbild?

Unser Interviewpartner Ralph
Göhlert im Dezember 2014
auf dem Majdan in Kiew. Im
Hintergrund eine propagan-
distische Bilderwand mit
Aufnahmen von kämpfenden
ukrainischen Soldaten.
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unterstellt. Der Trick ist: Deshalb können
sie gegen die Separatisten, in der Ukraine
offiziell Terroristen genannt, eingesetzt
werden. Die ukrainische Verfassung er-
laubt eigentlich keinen Militäreinsatz im
eigenen Land, aber eine Terrorbekämp-
fung gilt als Polizeiaktion und kann mittels
Militär und der Freiwilligenbataillone
durchgeführt werden.
(Anm. der Redaktion: Je nach Truppengat-
tung umfasst ein Bataillon zwischen 300
und 1 200 Soldaten, das Asow-Bataillon
schätzt man auf etwa 1 000 Kämpfer.)

Und die Separatisten in den Ostpro-
vinzen Lugansk und Donezk – ohne
russische Unterstützung könnten
diese doch wohl kaum dem militäri-
schen Druck solcher gut ausgerüste-
ten Verbände standhalten?
Das ist vermutlich richtig. Insgesamt schät-
ze ich die Zahl der auf Seiten der Separa-
tisten Kämpfenden auf anfangs rund 5000
Menschen, Aufständische aus den Ostpro-
vinzen, verstärkt um russische Freiwillige.
Inzwischen sind es nach meinen Quellen
(Stand: Anfang Februar) 30000-35000
Mann. Diese dürften nur bedingt mit rus-
sischen Waffen und Gerät ausgerüstet wor-
den sein, weil es auf dem Gebiet der Ostu-
kraine riesige Mengen an Waffen gibt. Die
Depots dort waren voll, die Munition
bergeweise vorhanden. Ihnen stehen etwa
40000 Mann der ukrainischen Armee ge-
genüber plus die erwähnten Freiwilligen-
Bataillone. An reguläre russische Truppen
in einer Stärke von 10000 - 15000 Mann,
wie von der NATO behauptet, glaube ich
nicht. Ich habe den russischen Militäratta-
ché danach befragt. Er antwortete, dass die
dafür notwendige Logistik gar nicht zu
verbergen wäre, der Westen also schon
längst entsprechende Beweise hätte vorle-
gen können, wenn es solche regulären
Truppen wirklich gäbe. Das erscheint auch
mir als noch aktivem Reserveoffizier nach-
vollziehbar. Der Stabschef der ukrainischen
Streitkräfte hat zudem Ende Januar in ei-
nem Briefing gegenüber ausländischen
Militärattachés ausdrücklich bestätigt, dass
es keine regulären russischen Truppen auf
ukrainischem Boden gibt.

Wie schätzen Sie die Lage der
Bevölkerung in der Ostukraine ein?
Putin hat recht, wenn er sagt, dass die ak-
tuelle Regierung von Präsident Petro Poro-
schenko dort einen Krieg gegen das eigene
Volk führt. Die Luftwaffe bombardiert
Lugansk mit international eigentlich geäch-

teten Streubomben, seit Monaten gibt es
keinen Strom, kein Wasser und kein Ban-
kensystem in der Ostukraine. Die Men-
schen müssen durch die militärischen Li-
nien hindurch, um sich Geld zu holen.
Mindestens zehn Prozent der Summe müs-
sen sie dann an Soldaten abgeben, damit
sie wieder zurückgelassen werden. Poro-
schenko hat vor der Jahreswende in Bulga-
rien und Rumänien alte Panzer gekauft,
um eine Großoffensive am Boden zu be-
ginnen. Umgekehrt eröffneten die Separa-
tisten eine Offensive auf Debalzewe.

Sind Sie Putin-Versteher?
Ich bin Russland- wie auch Ukraine-Verste-
her und wehre mich dagegen, dass solche
Begriffe inzwischen wie Schimpfworte
verwendet werden. Wir hier im Westen
betrachten den Konflikt sehr einseitig,
auch medial machen wir immer nur eine
Seite verantwortlich. Da steckt doch Me-
thode dahinter. Dass beispielsweise Herr
Poroschenko seinen einträglichen Handel
mit Schokolade- und Pralinenprodukten
beim Hauptabnehmer Russland trotz des
Konfliktes mit Moskau über neuerrichtete
Umpackfabriken in Weißrussland munter
weiterbetreibt, interessiert hier offenbar
niemanden. Meine Sorge ist, dass die Uk-
rainer und ihre untereinander zerstritte-
nen Oligarchen sich instrumentalisieren
lassen für einen geopolitischen Konflikt
zwischen West und Ost. Welches Interesse
sollte eigentlich Russland an der maroden
Schwerindustrie in der Ostukraine haben?
Da liegt ein Interesse des Westens an der
Ausbeutung der vermuteten Bodenschätze
und Schiefergasvorkommen schon näher,
insbesondere wenn man weiß, dass die
entsprechenden Kontrakte von westlichen
Konzernen gehalten werden.

Aber muss man nicht auch in die Waag-
schale werfen, dass Putin die Krim
völkerrechtswidrig annektiert hat?
Die Krim hat eine wechselvolle Geschich-
te, gehörte lange Zeit zur Türkei, 250 Jah-
re zum Zarenreich. Katharina die Große
hat Russen und Kosaken dort angesiedelt.
Bis zur Revolution auf dem Maidan teilten
sich die russischen und ukrainischen Streit-
kräfte mit jeweils etwa 22000 dort statio-
nierten Soldaten diesen strategisch über-
aus wichtigen Marinestützpunkt. Nach
dem Sturz von Janukowytsch musste Russ-
land befürchten, dass dort NATO-Truppen
stationiert würden. Welche Handlungsop-
tionen blieben ihm vor diesem Hinter-
grund, wenn man zudem bedenkt, dass die

oft zitierte Schenkung der Krim an die
Ukraine durch Chruschtschow im Jahr
1954 aus russischer Sicht auch rechtswid-
rig war, weil sie als Willkürakt Chruscht-
schows ohne jede Beteiligung der damali-
gen sowjetischen Institutionen erfolgte.

Was ist eigentlich aus den ukraini-
schen Soldaten dort geworden?
Nach der Übernahme der Krim in die Rus-
sische Föderation haben sich die ukraini-
schen Truppen dort wie folgt aufgelöst:
18000 Mann sind in die russischen Streit-
kräfte eingetreten; 2000 Mann wurden
auf eigenen Wunsch entlassen, blieben
aber als Zivilisten auf der Krim, weitere
2000 wurden auf eigenen Wunsch entlas-
sen, kehrten aber in die Ukraine zurück.
Die dort stationierten Marinesoldaten in-
des haben sich mitsamt ihren Schiffen der
russischen Marine angeschlossen.

Wie kann, wie sollte es weitergehen
in diesem Konflikt?
Die EU sollte der Regierung Poroschenko
nur in dem Maß Hilfsgelder zur Verfügung
stellen, wie es ihr gelingt, Lösungen für
den Konflikt zu finden. Denkbar ist zum
Beispiel eine Art Föderalismus nach
Schweizer Vorbild. Dort leben ja auch
mehrere Sprachgruppen unter einem staat-
lichen Dach. Weitere Sanktionen werden
nach meiner Einschätzung lediglich dazu
führen, dass die Russen sich nach anderen
Lieferanten umsehen.
Das alles wird aber von Tag zu Tag schwie-
riger, denn wer sich als Politiker für eine
Wiederannäherung der beiden Landesteile
einsetzt, wird im besten Fall ausgelacht, in
der Regel aber als feindlicher Agent diffa-
miert. Die Kiewer Politik hat als einziges
Projekt gegenüber der Ostukraine deren
Unterwerfung auf dem Programm. Die
Volksrepubliken im Osten der Ukraine hin-
gegen scheinen sich noch nicht darüber im
Klaren zu sein, was sie wirklich wollen,
zumal dort im Moment heftige Flügel-
kämpfe im Gang sind. Es gibt Stimmen –
immer weniger –, die eine Rückkehr zu
einem pragmatischen Nebeneinander mit
Kiew fordern, aber auch solche, die von
einer Offensive in Richtung Kiew phanta-
sieren. Die Bevölkerung will – das sagen
laut US-Sender Radio Liberty auch ukraini-
sche und westliche Quellen – nach den
Bombardements des letzten Sommers
nichts mehr davon wissen, unter ukraini-
scher Herrschaft zu leben. Letztlich wollen
die Menschen aber nur noch Frieden. ■

Das Interview wurde Mitte Februar 2015 geführt.
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Ukraine-Konflikt:

Kooperation statt Konfrontation

Philipp Mißfelder MdB

Die Minsker Vereinbarung vom 12. Febru-
ar 2015, die nach 16-stündigen Verhand-
lungen abgeschlossen werden konnte, ist
ein herausragender Erfolg der intensiven
diplomatischen Bemühungen unserer Bun-
deskanzlerin Dr. Angela Merkel. Die Ver-
einbarung gibt Hoffnung auf einen dauer-
haften Waffenstillstand im Osten der Ukra-
ine. Dass auch Russland zu einer baldigen
Beendigung des Konflikts bereit zu sein
scheint, zeigt die Tatsache, dass Präsident
Putin während der Verhandlungen den nö-
tigen Druck auf die Separatisten ausgeübt
hat, damit diese das Abkommen ebenfalls
unterzeichnen. Entscheidend ist nun, dass
alle Konfliktparteien ihrer Verantwortung
gerecht werden und sich dauerhaft an die
Übereinkunft halten. Die direkten Verhand-
lungspartner müssen gemeinsam mit der
OSZE den begonnenen politischen Prozess
laufend überprüfen.
In Minsk wurde eine Möglichkeit zur Be-
endigung des Blutvergießens erreicht. Dies
ist eine Voraussetzung für die Lösung des
Konflikts um die Ukraine. Vor allem aber ist
es ein entscheidender Schritt für die Men-
schen, die in den Gebieten von Donezk und
Lugansk leben und jeden Tag die Gräuel des
Krieges hautnah erdulden müssen. Bis zu
einer politischen Lösung des Ukraine-Kon-
flikts wird jedoch noch einige Zeit verge-
hen.
Vor dem Hintergrund dieses Konflikts ha-
ben sich in den vergangenen Monaten die
Beziehungen zu Russland als äußerst
schwierig erwiesen. Europa erlebte eine der
schwersten Krisen seit dem Ende des Kal-
ten Krieges, indem ein ständiges Mitglied
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
mit der Annexion der Krim einseitig beste-
hende Grenzen in Europa verändert und
damit gegen bestehendes Völkerrecht ver-
stoßen hat. Der Verhandlungserfolg von

Minsk und der deutsche Beitrag dazu zei-
gen jedoch: Sowohl die Bundesregierung
als auch zahlreiche Mitglieder des Deut-
schen Bundestags, von Stiftungen und po-
litischen Vereinigungen wie der Senioren-
Union der CDU waren bereit, als engste
Partner Russlands in der EU die vorhande-
nen Gesprächsfäden nicht abreißen zu las-
sen. Zahllose Treffen und Telefongespräche
von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit
dem russischen Präsidenten Wladimir Pu-
tin gingen dem Verhandlungsmarathon von
Minsk voran.

Kooperation zur Lösung globaler
Herausforderungen

Ungeachtet der Krise in der Ukraine hat
Deutschland viele gute Verbindungen mit
Russland. Beide Länder teilen eine jahrhun-
dertealte, oft bewegte Geschichte. Ange-
sichts etwa 27 Millionen Toter, welche die
Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg zu be-
klagen hatte, ist es eine historische Ver-
pflichtung, dass Deutschland und Russland
friedlich zusammenarbeiten.
Deutschland und Russland sind sich geogra-
phisch nah und kooperieren in vielen wirt-
schafts-, kultur- und sicherheitspolitischen
Fragen. Viele Herausforderungen unserer
Tage, wie etwa Rüstungskontrolle, die Be-
friedung internationaler Konfliktherde, die
Herausforderungen des Klimawandels oder
der Kampf gegen den internationalen Ter-
rorismus, sind nur zusammen zu lösen.
Deutschland und Russland haben gemein-
same Aufgaben, Ziele und Interessen. Des-
halb muss das deutsch-russische Verhältnis
im positiven Sinn auf eine neue Grundlage
gestellt werden.
Neben den politischen Herausforderungen
muss ein zentraler Punkt die Vertiefung der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit nach der
Aufhebung der Sanktionen sein. Deutsch-
land und Russland ergänzen sich in ihren
jeweiligen wirtschaftlichen Gegebenheiten
geradezu ideal: Während Deutschland eine
der höchstentwickelten produzierenden
Industrien überhaupt bietet, die eine breite
Palette von Maschinen, Anlagen und Fab-
rikaten zur Verfügung stellt, besitzt Russ-
land ein fast unerschöpfliches Ausmaß an
Rohstoffen und Bodenschätzen, auf welche
die deutsche Industrie dringend angewie-

sen ist. Durch Kooperation und freien Han-
del ergeben sich Wohlstandsgewinne für
alle beteiligten Partner. Der Westen sollte
sich selbstkritisch fragen, ob es nicht eine
kluge Entscheidung gewesen wäre, die un-
zähligen Angebote anzunehmen, welche
die Präsidenten Putin und Medwedjew im
wirtschaftlichen wie im sicherheitspoliti-
schen Rahmen wiederholt gemacht haben,
anstatt sie weitgehend zu ignorieren. Es
war ein mutiges Zeichen, dass unsere Bun-
deskanzlerin Angela Merkel auf dem zu-
rückliegenden Weltwirtschaftsforum in
Davos den Vorschlag eines gemeinsamen
Wirtschaftsraumes von Wladiwostok bis
Lissabon erneut aufgegriffen hat.

Gemeinsamer Werteraum

In der Schaffung eines gemeinsamen Wer-
teraumes muss auch die NATO ihr Verhält-
nis zu Russland überdenken. Das westliche
Verteidigungsbündnis sollte sich unter ih-
rem neuen Generalsekretär, dem früheren
norwegischen Ministerpräsidenten Jens
Stoltenberg, wieder stärker auf Artikel 2 des
NATO-Vertrages berufen, der die Mitglieder
zu friedlichen und freundschaftlichen inter-
nationalen Beziehungen aufruft. Dies sollte
Kooperationsangebote an Russland ein-
schließen.
Neue Herausforderungen in einer Welt im
Umbruch zeigen, dass im 21. Jahrhundert
nicht mehr eine reine Politik der Stärke
verfolgt werden kann. Das Prinzip „Wandel
durch Annäherung“ hat sich dabei in der
historischen Rückschau als äußerst erfolg-
reich erwiesen und sollte als Wegweiser für
die Zukunft gelten. Kooperation statt Kon-
frontation. Reden statt Schießen. Das muss
zukünftig der Maßstab des politischen Han-
delns bleiben. ■

Das deutsch-russische
Verhältnis muss auf eine neue
Grundlage gestellt werden.
Ein Beitrag von Philipp
Mißfelder, dem außenpoliti-
schen Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion.
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Herausragende Bauwerke kannte man schon
in der Antike – und hat die wichtigsten von
ihnen schon damals zu „Weltwundern“ er-
klärt. Bis heute werden Kulturen daran ge-
messen, was sie – allen Widrigkeiten zum
Trotz und häufig über Generationen hinweg
– an Kunst- und Bauwerken erschaffen ha-
ben. Die Bewahrung dieser einzigartigen
historischen Baukultur bedeutet nicht die
Rettung alter Steine, sondern, die Erlebbar-
keit unserer Geschichte und künstlerischer
Schaffenskraft unverfälscht und unmittelbar
weitergeben zu können.
Diese einmaligen Zeugnisse unserer Geschich-
te zu erhalten ist die Aufgabe der Deutschen
Stiftung Denkmalschutz (DSD). Die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz ist die größte private
Initiative für Denkmalschutz in Deutschland.
Sie setzt sich seit 1985 bundesweit kreativ,
fachlich fundiert und unabhängig für den Er-
halt von bedrohten Baudenkmalen ein. Ihr
ganzheitlicher Ansatz ist in Deutschland ein-

zigartig und reicht von der Notfall-Rettung
bedrohter Denkmale, pädagogischen Schul-
und Jugendprogrammen bis hin zu bundes-
weiten Aktionen wie dem „Tag des offenen
Denkmals“. Im April 2015 wird die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz 30 Jahre alt.
Die Stiftung konnte dank der aktiven Mithil-
fe von über 200000 Förderern bereits mehr
als 5000 Projekte mit mehr als einer halben
Milliarde Euro in ganz Deutschland unter-
stützen. Über 460 Denkmale, von der Dorf-
kirche bis zur historischen Dampflok, fördert
die Stiftung jährlich. Doch immer noch gibt
es zahlreiche Denkmale, die akut bedroht
sind und dringend Hilfe benötigen.

Bewahren auch Sie Einzig-
artiges – retten Sie mit!
Spendenkonto Commerzbank AG:
IBAN: DE71 500 400 500 400 500 400
BIC: COBA DE FF XXX
Kto-Nr: 305 555 500, BLZ 380 400 07

Alte Steine? Nein, lebendige Geschichte!

30 Jahre Deutsche
Stiftung Denkmalschutz

Mehr Informationen:
www.denkmalschutz.de

Faszination Denkmal: Die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz setzt sich
seit über 30 Jahren für den Erhalt
einzigartiger Bauwerke ein.

Foto: DSD/R.Rossner
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Wenn ich derzeit in unserer Partei unter-
wegs bin und über die Parteireform spre-
che, werde ich auch von älteren Mitglie-
dern immer wieder gefragt: Warum ma-
chen wir gerade jetzt eine Parteireform? Ist
das überhaupt notwendig? Ich muss dann
immer an das berühmte Zitat von Thomas
Morus denken: „Tradition ist nicht das Be-
wahren der Asche, sondern das Weiterge-
ben des Feuers.“ Wir als CDU befinden uns
derzeit in einer Position der Stärke: Wir
sind die stärkste Volkspartei in Deutsch-
land, durch unseren Wahlsieg bei der Bun-
destagswahl 2013 und die vielen Direkt-
mandate sind wir fast überall im Land gut
verankert. Diese Chance müssen wir nut-
zen. Wir wollen, dass die CDU auch in
Zukunft noch politische Heimat für unsere
Mitglieder ist, die uns teilweise seit Jahr-
zehnten treu sind und ohne die die CDU
nicht das wäre, was sie ist: eine starke po-
litische Gemeinschaft.
Und schließlich wollen wir auch in Zukunft
die politische Gestaltungskraft in Deutsch-
land bleiben. Das bedeutet für mich: Die
CDU muss eine Volkspartei bleiben, die auf
drei Grundüberzeugungen steht, die sich
ungeachtet aller tagesaktuellen Anpassun-
gen nicht ändern werden. Das christliche
Menschenbild wird auch künftig hand-

lungsleitend sein, und zwar über Konfessi-
onsgrenzen hinweg. Die zweite Säule ist
die Soziale Marktwirtschaft nach Ludwig
Erhard. Sie enthält die Botschaft, dass jeder,
der sich anstrengt, es zu etwas bringen
kann und dass die, die hinfallen, jemanden
finden, der ihnen beim Aufstehen hilft. Die
dritte Säule unserer Erzählung ist die Liebe
zum Vaterland. Für uns sind Schwarz-Rot-
Gold keine beliebigen Farben. Diese drei
Grundpfeiler sind für uns identitätsstiftend.
Es war und ist die Stärke der CDU, es im-
mer wieder geschafft zu haben, neue Ant-
worten auf aktuelle Herausforderungen zu
geben, ohne dabei diesen ureigenen Mar-
kenkern aufzugeben.
Und wir stehen organisatorisch vor aktuel-
len Herausforderungen: 1000 Menschen
treten durchschnittlich jeden Monat in die
CDU ein, und trotzdem verlieren wir im
Saldo Mitglieder. Weniger Mitglieder be-
deuten weniger Verankerung vor Ort, we-
niger kreative Ideen, weniger Einnahmen,
weniger Spenden. Ein besonderes Problem
ist die demografische Entwicklung. Wir
sind stolz auf die Erfahrung und das Enga-
gement unserer älteren Mitglieder. Heute
liegt das Durchschnittsalter der CDU-Mit-
glieder bei 59 Jahren. Ein Drittel unserer
Mitglieder verlieren wir deshalb, weil sie
leider versterben.
Das bedeutet, unsere Mitgliederschaft bil-
det die Bandbreite unserer Gesellschaft
zunehmend weniger ab. Das Gleiche gilt
für unsere Wählerschaft: 2013 lag der Frau-

enanteil unter den CDU-Wählern bei 55,7
Prozent. Der Anteil der Frauen unter den
CDU-Mitgliedern liegt aber nur bei rund
25 Prozent.

Die Veränderungen gehen aber tiefer. Wir
sehen in unserer Gesellschaft die abneh-
mende Bereitschaft zu langfristigem Enga-
gement. Wir sehen gerade bei jungen Leu-
ten häufige Wohnort- und Arbeitsstellen-
wechsel. Für uns als Parteien heißt das:
Wie gehen wir mit dem Grundsatz um,
dass man nur dort politisch aktiv sein kann,
wo man seinen Wohnsitz hat? Wir sehen,
dass Handys und Internet die Kommunika-
tion zwischen Parteien und Mitgliedern
und zwischen Parteien und Bürgern grund-
legend verändern. Dabei bietet dieser
Trend uns Parteien viele Chancen: Wir
hatten noch nie so viele, so einfache Mög-
lichkeiten, Bürger und Mitglieder zu infor-
mieren oder mit ihnen ins Gespräch zu
kommen.

Dies alles zeigt: Um erfolgreich zu bleiben,
müssen wir uns ändern. Was das konkret
bedeutet, daran arbeiten wir derzeit in der
Kommission „Meine CDU 2017“. Im Mit-
telpunkt steht dabei die stärkere Wertschät-
zung der Mitglieder. Auch deshalb beteili-
gen wir unsere Mitglieder auf allen Ebenen
und in jeder Phase der Kommissionsarbeit.
Da geht es aber auch um den Mehrwert
der CDU-Mitgliedschaft insgesamt. Vor al-
lem im Umgang mit neuen Mitgliedern
und im Aufbau von künftigen Amts-, Man-
dats- und Funktionsträgern können wir
noch besser werden – etwa durch Paten-
schafts- oder Mentorenprogramme. Zudem
wollen wir das Wissen und die Interessen
der Mitglieder noch stärker nutzen und
vernetzen. Im Sommer wollen wir den Ent-
wurf für die Modernisierung der Parteiar-
beit vorlegen und dann auf unserem Partei-
tag im Dezember in Karlsruhe beschließen.
Insgesamt ist für mich klar: Die CDU
braucht keine Revolution, sondern eine
Evolution. Wir müssen das bewahren, was
uns stark macht, und das verbessern, was
nicht so gut läuft. Vor allem aber müssen
wir offen, selbstbewusst und neugierig
sein. So, wie es die CDU immer war. ■
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Parteireform:

Um erfolgreich zu bleiben,
müssen wir uns ändern

Ein Beitrag von Dr. Peter
Tauber, Generalsekretär
der CDU Deutschlands.
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Eine Parteireform, wie sie von
CDU-Generalsekretär Dr. Peter
Tauber derzeit vorangetrieben
wird, muss auch die Vereini-
gungen stärken.

Ist die CDU vom Aussterben bedroht? Wer
z.B. am 23. Juni 2014 auf der Internetsei-
te von „Die Welt“ gestöbert hat, konnte
womöglich diesen Eindruck gewinnen.
Der Artikel „Wie die CDU ihr Aussterben
verhindern will“ befasste sich mit dem
Plan von CDU-Generalsekretär Peter Tau-
ber, die CDU Deutschlands reformieren zu
wollen. Worum geht es dabei? Tauber will
die CDU „jünger, weiblicher und bunter“
machen, denn: Das durchschnittliche
CDU-Mitglied ist ca. 59 Jahre alt. Das gilt
übrigens auch für die SPD, die CSU und
die Linkspartei. Zum Vergleich: Die Mit-
gliedschaft in der Senioren-Union beginnt
(in der Regel) mit 60 Jahren.
Wer sich ein wenig in der Politik und der
Parteienlandschaft auskennt, der weiß, dass
vor allem die beiden großen Parteien CDU
und SPD seit vielen Jahren unter rückläufi-
gen Mitgliederzahlen leiden und ihre Mit-
gliedschaft altert. Die Mitgliederzahl der
CDU lag 1990 noch bei ca. 790000, um bis
Ende 2013 auf rund 467000 zu sinken,
unabhängig davon, ob die CDU Opposi-
tions- oder Regierungspartei war. Wissen-
schaftlich fundierte Prognosen sagen der
CDU und SPD bis 2040 – vor allem auf-
grund des demografischen Wandels – ein
Absinken der Mitgliederzahlen voraus, auf
bundesweit etwa rund 200000 (Quelle:
Nicolai Dose und Anne-Kathrin Fischer:
Mitgliederschwund und Überalterung der
Parteien: Prognose der Mitgliederzahlen bis
2040, S. 892-900, in: Zeitschrift für Parla-
mentsfragen, 4. Ausgabe 2013, S.898).
Es ist Realität, dass Parteien für die Bürger
längst nicht mehr erste Wahl sind, wenn
es ums aktive Mitmachen geht. Die Funk-
tion der Interessenbündelung ist für die
Parteien komplexer geworden, die Kon-
kurrenz zwischen Parteien und anderen
Politikanbietern – vor allem Bürgerinitiati-
ven, neuen sozialen Bewegungen und
Nichtregierungsorganisationen – um dieje-
nigen, die sich engagieren wollen, hat sich

in den letzten
Jahren deutlich ver-

schärft. Vor diesem Hinter-
grund sind die Ziele von Peter Tauber, die

CDU zu modernisieren, attraktiver aufzu-
stellen und die Bedürfnisse der Mitglieder
künftig stärker als bislang zu berücksichti-
gen, richtig und ein positives Signal an die
gesamte Mitgliedschaft.
Aber: Bevor ein Haus renoviert wird, sollte
man wissen, was wirklich renoviert werden
muss und was eben nicht. Wo liegen die
Stärken des Hauses, wo seine Schwächen.
Kurz gesagt: Das Haus sollte in Gänze ana-
lysiert werden, um dann die entsprechen-
den Maßnahmen zur Renovierung einzulei-
ten. Gleiches gilt für die Parteireform der
CDU. Grundlage für alle kommenden Re-
formmaßnahmen der CDU sollte eine Mit-
gliederstrukturanalyse sein. Die SPD hat
2010/2011 – als Opposition – eine umfas-
sende Parteireform geplant und auf den
Weg gebracht, die durchaus beispielgebend
ist. Im Vorfeld der Reform hatte die Partei-
führung einen umfangreichen Fragebogen
an ihre Ortsvereine und Parteigliederungen
verschickt, um sich einen umfassenden
Überblick über das Binnenleben der Partei
zu verschaffen. Die Ergebnisse sind bekannt
und waren überwiegend ernüchternd.
Durchaus positiv war aber die relativ gute
Rücklaufquote aus den Ortsvereinen von
rund 44 Prozent.
Mit Blick auf die CDU sollte gelten: Insbe-
sondere die Arbeit, die Strukturen und die
Rahmenbedingungen der Vereinigungen
sowie ihre Zusammenarbeit mit der Mut-
terpartei sollten zwingend untersucht wer-
den. Die Vereinigungen gehören zur CDU
wie die Butter zum Brot. Wichtig wäre

deshalb, genau zu prüfen,
wie man Mitglieder bzw.
Sympathisanten der CDU in
den Vereinigungen motivie-
ren kann, sich stärker als

bislang in die politische Ar-
beit einzubringen. Die Wahrscheinlich-
keit, dass es hier brachliegende Potenziale
gibt, ist hoch. Die Vereinigungen sollen ja
auch in Zukunft „Brücken“ der CDU zu
den verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen sein. Diese Brücken muss die
CDU pflegen und stärken.
Auch wenn jede Vereinigung ihre Berech-
tigung hat, sollte aus strategischen und
wahltaktischen Gründen vor allem die
Senioren-Union durch eine Parteireform
gestärkt werden. Von zentraler Bedeutung
für den Erfolg wird sein, den persönlichen
Nutzen einer CDU-Mitgliedschaft bzw.
den Nutzen einer Mitgliedschaft in einer
Vereinigung der CDU künftig wieder stär-
ker erkennbar zu machen. ■

Fabian Schalt

Parteireform:

Quo vadis, CDU?
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Ausbildung für den islamischen Religionsunterricht:

„Wir brauchen
aufgeklärte Imame“
Als Professor für islamische Religionspädagogik an der
Universität Münster vertritt Mouhanad Khorchide die
moderne islamische Theologie. Auch Bundespräsident
Gauck machte seinem Zentrum für islamische Theologie
bereits die Aufwartung, denn Khorchide zeichnet ein
friedliches Bild der islamischen Theologie.

Souverän: Herr Professor Khorchide,
bitte geben Sie unseren Lesern einen
kurzen Einblick, was an Ihrem Lehr-
stuhl konkret im Mittelpunkt steht …
Prof. Khorchide: Ich bilde Religionslehre-
rinnen und Religionslehrer für den islami-
schen Religionsunterricht aus. Dabei steht
ein reflektiertes Islambild im Mittelpunkt,
in dem der Islam nicht als dogmatische oder
als Gesetzesreligion gelesen wird, sondern
als eine Quelle der Entfaltung von Spiritua-
lität und Ethik. Die Ausarbeitung des Le-
bensbezugs des Islam ist zentral, um mit der
Lebenswirklichkeit der jungen Muslime in
Deutschland und Europa zu korrespondie-
ren. Die jungen Menschen sollten letztend-
lich befähigt sein, die islamische Tradition
zu reflektieren, nichts unhinterfragt hinzu-
nehmen und somit ihre Religion selbst zu
verantworten und selbst zwischen men-
schenfreundlichen und menschenfeindli-
chen religiösen Angeboten zu unterschei-
den.

Immer wieder wird betont, dass die
Glaubenslehre des Islam keine ge-
waltbetonte, politische Ideologie zu-
lässt. Wie kommt es dann Ihrer Mei-
nung nach zu extremen religiösen
Auslegungen wie bei Taliban oder IS?
Lässt der Koran nicht doch extreme
Auslegungen zu?
Der Koran, übrigens wie auch die Bibel,
spricht Gewalt an. Das ist keine Frage. Da-
durch bieten unsere heiligen Bücher zu-
gleich Potenzial für Missbrauch, für Gewalt.
Wir finden aber auch innerhalb der islami-

schen Tradition die eine oder andere Positi-
on, die Gewalt in bestimmten Situationen
bejaht, was jedoch für uns heute keines-
wegs akzeptabel ist. Die Frage ist, wie geht
man heute im 21. Jahrhundert mit diesen
Positionen bzw. koranischen Stellen um, die
im 7. Jahrhundert auf der arabischen Halb-
insel im Zug von kriegerischen Auseinan-
dersetzungen entstanden sind? Nur die
historische Kontextualisierung dieser Stel-
len, das heißt, sie in ihrem Entstehungsrah-
men zu lesen, entschärft sie. Extremisten
lesen solche Stellen als Imperative im Sinne:
Tötet Nichtmuslime, weil sie Nichtmuslime
sind. Die historische Kontextualisierung
zeigt allerdings, dass es sich bei diesen Stel-
len und Positionen um politische Debatten,
in denen auch Kriege geherrscht haben,
handelte und keineswegs um Glaubenskrie-
ge. Dort, wo Frieden geherrscht hat, spricht
der Koran eine friedliche Sprache, und dort,
wo Krieg geherrscht hat, werden diese ent-
sprechend vom Koran kommentiert.

Viele Bürger hierzulande sehen die
Muslime in der Pflicht, an der Be-
kämpfung der Extremisten aus den ei-
genen Reihen mitzuwirken. Im Han-
delsblatt fand sich im Januar das Zitat:
„Sie werden sich daran messen lassen
müssen, inwieweit sie die deutsche
Demokratie verteidigen, statt die Ext-
remisten in den eigenen Reihen zu
dulden. Wie könnte so etwas über-
haupt aussehen? Überfordert ein sol-
ches Ansinnen nicht die Strukturen ei-
ner Glaubensgemeinschaft?

Um sachlich zu bleiben, müssen wir das
Phänomen Extremismus in all seinen Impli-
kationen anschauen. Extremismus ist kei-
neswegs ein rein religiöses Phänomen. Re-
ligion spielt eine Rolle als Legitimation für
Gewalt, und zwar im Namen des Heiligen.
Die Ursachen dafür, warum sich junge Men-
schen für Gewaltmilieus und für gewaltbe-
jahende Lesarten des Islam begeistern las-
sen, liegen im sozialen und psychologischen
Bereich. Fehlende soziale Bindung in der
Gesellschaft und fehlende Anerkennung,
weil man z. B. im Bildungssystem bzw. auf
dem Arbeitsmarkt nicht weitergekommen
ist, begünstigen stark die Rekrutierung in
Gewaltmilieus. Auch die eigenen Erfahrun-
gen von Gewalt in der eigenen Sozialisation
dürfen nicht außer Acht gelassen werden.
Das heißt, dass das Extremismusproblem,
auch im Namen des Islam, kein rein islami-
sches Problem ist, sondern eines, das uns
alle in unserer Gesellschaft angeht. Wir
brauchen ein Geflecht an gesellschaftlichen
Maßnahmen im Bildungssystem, auf dem
Arbeitsmarkt, in der Jugendarbeit, in der
Vermittlung eines großen „Wir“, zu dem
selbstverständlich auch die Muslime gehö-
ren. Die Moscheegemeinden können dafür
sorgen, dass ein offenes und friedliches
Islambild stärker unter den Muslimen kom-
muniziert wird. Dafür brauchen wir aufge-
klärte Imame, die den hiesigen Kontext sehr
gut kennen, damit sich gerade die jungen
Muslime von ihnen angesprochen fühlen.
Die Ausbildung von Imamen an deutschen
Universitäten, die gerade vor ein paar Jah-
ren begonnen hat, ist ein enorm wichtiger
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Schritt in die richtige Richtung. Die musli-
mischen Gemeinden müssen diese Imame
aber auch anerkennen und ihnen entspre-
chende Berufsmöglichkeiten in ihren Ge-
meinden eröffnen.

Hunderttausende von Muslimen welt-
weit leiden selbst unter der religiös
motivierten Gewalt von Terrorgrup-
pen wie Al-Qaida, IS oder Boko Ha-
ram. Gibt es eine interne Diskussion
der islamischen Oberhäupter bzw. In-
stitutionen zu diesen Auswüchsen?
Mit welchen Ergebnissen bislang?
Es gibt wichtige Statements der Gelehrten,
wie die zuletzt von den 126 international
anerkannten muslimischen Gelehrten unter-
zeichnete Erklärung, in der sie Gewalt und
Terror im Namen des Islam ablehnen und

verurteilen. Das sind wichtige Signale nach
außen. Was aber noch fehlt, ist die sachliche
Auseinandersetzung mit den theologischen
Argumenten der Extremisten. Und damit
meine ich nicht nur die Randpositionen der
Extremisten, sondern Positionen innerhalb
der islamischen Theologie, die Teil des Main-
streams sind, die allerdings dringend kritisch
reflektiert werden müssen. Dazu gehören
vor allem die Fragen nach dem Umgang mit
Nichtmuslimen, Fragen nach Körperstrafen,
Fragen nach den Menschenrechten usw.

Grundsätzliche Kritik am Islam gipfelt
häufig in dem Vorwurf, er sei eine
rückwärtsgewandte Religion, die ei-
nen ähnlichen Aufklärungsprozess
durchlaufen müsse wie die christliche
Kirche in den letzten Jahrhunderten.

Ist das aus Ihrer Sicht eine Anmaßung,
was entgegnen Sie solchen Kritikern?
Der eurozentrische Blick auf die Welt er-
wartet, dass sich die Welt an Europa orien-
tiert. Und so übersieht man Entwicklungen
und Chancen in anderen Kulturen. Man
darf sich mit dem „Anderen“ nicht als Ob-
jekt, sondern als Subjekt auseinandersetzen.
Die islamische Welt hat eine andere Ge-
schichte als Europa. Der Islam kennt keine
Institution wie die Kirche, die Machtansprü-
che hätte. Das Mittelalter hat uns gezeigt,
welchen Beitrag die Muslime geleistet ha-
ben, um das griechische Erbe aufrechtzuer-
halten. Ohne diesen Beitrag der Muslime
wäre es auch nicht zu der europäischen
Aufklärung in der Form, wie wir es kennen,
gekommen. Auf der anderen Seite müssen
wir einsehen, dass der Islam schon seit dem
7. Jahrhundert stark von der Politik instru-
mentalisiert wird. Kalifen, die sich „Schat-
ten Gottes“ nannten, wollten ihre Diktatu-
ren mit göttlicher Legitimation begründen.
Solcher Missbrauch des Islam ist noch bis
heute sehr stark verbreitet. Eine Säkularität,
die den Islam vor diesem politischen Miss-
brauch schützen soll, ist heute in der islami-
schen Welt dringend notwendig.

Was sagt der Islam eigentlich zu einer
strikten Trennung zwischen Politik
und Religion?
Im Islam gibt es eine Bandbreite an Positio-
nen und Interpretationen, daher ist es
schwierig zu sagen, was DER Islam dazu
sagt. Manche Muslime, gerade in der arabi-
schen Welt, missverstehen unter der Tren-
nung zwischen Politik und Religion, dass es
hierbei um Trennung zwischen Politik und
Moral geht. Säkularität wird daher mit mo-
ralischer Degeneration assoziiert. Das ist je-
doch ein Missverständnis. Islamisten (Vertre-
ter des politischen Islam) wiederum meinen,
dass die Religion die politische Sphäre be-
stimmen soll. Das ist allerdings deshalb eine
Utopie, weil die primären islamischen Quel-
len, der Koran und die prophetische Traditi-
on (die Sunna), kaum juristische oder politi-
sche Aussagen zur Gesellschaftsordnung
machen, um daraus ein politisches System
zu entwerfen. Das heißt, es bleibt bei den
Interpretationen der Gelehrten. Die Gelehr-
ten selbst sind aber nur Kinder ihrer Zeit. Das
heißt, ihre Bemühungen, Antworten zu ge-
ben, sind Konstrukte, die relativ und keines-
wegs heilig sind. Für die große Masse der
Muslime ist es jedoch eine Selbstverständ-
lichkeit, zwischen Religion und Politik zu
trennen, um gerade dadurch die Religion
selbst zu schützen. ■

Die Position der Senioren-Union
In der anhaltenden Debatte um die weite-
re Integration von in Deutschland leben-
den Muslimen hat der Bundesvorsitzende
der CDU-Senioren-Union (SU), Otto Wulff,
im Januar ein klares Bekenntnis der islami-
schen Geistlichkeit zu Gewaltlosigkeit und
Toleranz eingefordert. Der SU-Chef wört-
lich: „Eine Religionsgemeinschaft kann nur
dann als zu Deutschland gehörig betrach-
tet werden, wenn sie unsere Werte von
Frieden, Freiheit und Toleranz teilt.“ Wenn
der Islam zu Deutschland gehören wolle,
so Wulff weiter, „müsse dieser sich einer
nachhaltigen historisch-kritischen Aufar-

beitung stellen und seinen Absolutheitsan-
spruch aufgeben“. Es sei zu begrüßen, dass
sich islamische Verbandsfunktionäre in
Interviews und Talkshows zum deutschen
Grundgesetz bekennen, allerdings „liegt
ein wesentlicher Schlüssel zur wirklichen
Integration in Deutschland lebender Mus-
lime bei den Imamen.“ An der in der im
Grundgesetz garantierten Religionsfreiheit
„ohne Wenn und Aber“ führe kein Weg
vorbei, forderte Wulff, der eine „Parallel-
justiz“ im Sinne der islamischen Scharia
kategorisch ausschloss und auch dazu un-
missverständliche Worte verlangte.
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Terror im Namen der Religion:

„Kampf gegen Extremismus
ist Teil unseres religiösen
Selbstverständnisses.“

Die aktuellen Attentate in Paris
und Kopenhagen sowie die Gräuel-
taten von Al-Qaida, IS oder Boko
Haram haben nicht nur in Europa
das Unbehagen und das Misstrau-
en gegenüber dem Islam geschürt.
Souverän sprach dazu mit Aiman
Mazyek, dem Vorsitzenden des Zen-
tralrats der Muslime (ZMD) in
Deutschland.

Souverän: Bitte geben Sie unseren
Lesern einen kurzen Überblick über
die organisatorische Struktur des Is-
lam hier in Deutschland. Sind es
ähnliche Strukturen wie bei den
christlichen Kirchen? Und was sagt
der Islam zu einer strikten Tren-
nung zwischen Politik und Religion?
Mazyek: Es gibt etwa 2000 Gemeinden,
davon um die 180 als Moscheearchitektur
sichtbare Moscheen. Die meisten davon
sind in den vier großen Dachverbänden or-
ganisiert: ZMD, Islamrat, Verband der isla-
mischen Kulturzentren (VIKZ) und Tür-
kisch-Islamische Union der Anstalt für Reli-
gion (DITIB). Den zweiten Teil der Frage
beantworte ich am besten mit dem Passus
dazu in unserer Islam-Charta (Punkt 12):
„Wir zielen nicht auf die Herstellung eines
klerikalen ‚Gottesstaates‘ ab. Vielmehr be-
grüßen wir das System der Bundesrepublik
Deutschland, in dem Staat und Religion
harmonisch aufeinander bezogen sind.“

Der Zentralrat hat sich eindeutig von
den Terroranschlägen in Paris distan-
ziert und plädiert für ein Zusammen-
stehen aller politischen Parteien, der
Religionsgemeinschaften und der Zi-
vilgesellschaft. Welche konkreten
Schritte müssten nun unternommen
werden, um dieses „Bündnis“ dauer-
haft zu schmieden?
Die große Mahnwache am Brandenbur-
ger Tor im Januar beispielsweise ist eine
Fortsetzung des Aktionsbündnisses vom
19. September 2014 – „Muslime stehen
auf gegen Hass und Unrecht“. Dies führ-
te in über 1 000 Gemeinden zu Friedens-
kundgebungen zusammen mit Spitzen
aus Politik und Kirche.

Viele Bürger sehen die Muslime in
der Pflicht, an der Bekämpfung der
Extremisten aus den eigenen Reihen
mitzuwirken. Im Handelsblatt fand
sich im Januar das Zitat: „Sie wer-

den sich daran messen lassen müs-
sen, inwieweit sie die deutsche De-
mokratie verteidigen, statt die Ex-
tremisten in den eigenen Reihen zu
dulden.“ Wie könnte so etwas über-
haupt aussehen? Überfordert ein
solches Ansinnen nicht die Struktu-
ren einer Glaubensgemeinschaft?
Die aktive Bekämpfung und Schutzmaß-
nahmen gegen Extremisten, die im Begriff
sind, Straftaten zu verüben, sind Aufgabe
unserer Sicherheitsbehörden. Der Kampf
gegen Extremismus jeglicher Couleur ist
Teil unseres religiösen Selbstverständnis-
ses. Der richtig gelebte Glaube macht
sensibel gegen das Abgleiten in Extremis-
men und immunisiert gegenüber dem
Fundamentalismus.

Immer wieder wird betont, dass die
Glaubenslehre des Islam keine ge-
waltbetonte, politische Ideologie zu-
lässt. Wie kommt es dann Ihrer Mei-
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nung nach zu extremen religiösen
Auslegungen wie bei Taliban oder
IS? Lässt der Koran nicht doch ex-
treme Auslegungen zu?
Religionen und Weltanschauungen sind
nicht davor gefeit, dass ihre Anhänger sie
für Machtzwecke instrumentalisieren.
Hier hilft die Aufklärung und nicht die
pauschale Verteufelung der Religion. Der
Koran mahnt zu Frieden und Toleranz
unter den Menschen und Religionen. Es
gibt vereinzelt Verse, die, falsch verstan-
den, zu Gewaltzwecken missbraucht
werden. Der Vers „Oh ihr Menschen, Wir
haben euch ja von einem männlichen und
einem weiblichen Wesen erschaffen, und
Wir haben euch zu Völkern und Stämmen
gemacht, damit ihr einander kennenlernt
(...)“ (Sure 49:13), durchzieht die Heilige
Schrift und ist maßgebend.

Hunderttausende von Muslimen
weltweit leiden selbst unter der reli-
giös motivierten Gewalt von Terror-
gruppen wie Al-Qaida, IS oder Boko
Haram. Gibt es eine interne Diskus-
sion der islamischen Oberhäupter
bzw. Institutionen zu diesen Aus-
wüchsen? Mit welchen Ergebnissen
bislang?
Dass weiterhin 99,99 % der Muslime Ab-
scheu und Ekel gegenüber diesen barba-
rischen und terroristischen Gruppen emp-
finden.

Gibt es den Versuch der Einfluss-
nahme auf die Anführer solcher
Terrormilizen?
Die Möglichkeit, an diese Söldner heran-
zukommen, die ihre Seelen verkaufen
und behaupten – stets vermummt –, dies
angeblich für Gott zu tun, ist sehr gering.

Grundsätzliche Kritik am Islam gip-
felt häufig in dem Vorwurf, er sei ei-
ne rückwärtsgewandte Religion, die
einen ähnlichen Aufklärungsprozess
durchlaufen müsse wie die christli-
che Kirche in den letzten Jahrhun-
derten. Ist das aus Ihrer Sicht eine
Anmaßung, was entgegnen Sie sol-
chen Kritikern?
Der Islam war nie antiwissenschaftlich.
Große wissenschaftliche Erkenntnisse,
aus denen wir heute noch schöpfen, der
Mathematik, der Naturwissenschaft, aber
auch der Philosophie, sind im Licht des

Islam erst entstanden. Es waren Muslime,
die die hellenistische Tradition wieder
zum Leben erweckt haben, indem sie die
alten Griechen, z. B. die Schriften des
Aristoteles, ins Arabische übersetzt und
damit wieder zugänglich gemacht haben.
Darüber hinaus gab und gibt es im Islam
keine Trennung oder gar Rivalität von
Wissenschaft und Religion oder Religion
und Vernunft, keine Trennung von Profa-
nem und Geistigem. Dies steht fundamen-
tal der europäischen Entwicklung vor der
Aufklärung entgegen. Bei all der berech-
tigten Forderung, dass die Muslime sich
um Aufklärung bemühen müssen, im Sin-
ne einer dynamischen Entwicklung: Die
Geschichtsverläufe im Orient und Okzi-
dent sind nicht parallel verlaufen, und die
Muslime im Mittelalter waren aufgrund
ihrer Religion zu solch wissenschaftli-
chem und fortschrittlichem Denken und
Handeln fähig. Leider sind sie davon heu-
te in vielen Teilen der Welt weit entfernt,
weil sie Religion oberflächlich vor sich
tragen, ohne wirklich zu hinterfragen,
wozu sie eigentlich gilt: nämlich zum
Wohl der Menschheit und nicht zur Un-
terdrückung oder als bloßes Lippenbe-
kenntnis.

Herzlichen Dank für das interessan-
te Gespräch. ■

Aiman Mazyek

Mit der MS Europa
zu den Juwelen
europäischer
Geschichte
Liebe Leserinnen und Leser
der Souverän,

die Senioren-Union freut sich, dass sie
Ihnen nach der bedauerlichen Insol-
venz unseres langjährigen Partners, der
Peter-Deilmann-Reederei, im Segment
der beliebten Kreuzfahrten nun doch
wieder eine ganz besondere Reise offe-
rieren kann (beachten Sie bitte die Fol-
geseiten). Der renommierte Anbieter
Hapag-Lloyd entführt Sie im September
an Bord des Luxusliners MS Europa für
15 Tage von Hamburg nach Monte
Carlo und zeigt Ihnen dabei ausgespro-
chene Juwelen europäischer Geschich-
te in Frankreich und Spanien.

Besonderer Clou für Mitglieder der
Senioren-Union: Für sie hat der Veran-
stalter ein attraktives Vergünstigungs-
paket geschnürt, bestehend aus einem
Ausflugspaket in Höhe von 350 Euro,
dem kostenlosen Rückflug und einer
Ermäßigung auf die Seepassage von
500 Euro. Weitere Details zu dieser
Reise sowie Infos zu den Buchungs-
möglichkeiten finden Sie auf der nach-
folgenden Doppelseite. Wir würden
uns freuen, wenn Sie diesem attrakti-
ven Angebot Ihre Aufmerksamkeit
schenken.

Die Europa ist weltweit das einzige
Kreuzfahrtschiff, das vom britischen
Kreuzfahrtführer „Berlitz Complete
Guide to Cruising & Cruise Ships“
zwölfmal in Folge mit der Kategorie
„5-Sterne-plus“ ausgezeichnet wurde.
Zum zehnten Jahrestag ihrer Indienst-
stellung (2009) wurde sie in Hamburg
umfangreich renoviert und moderni-
siert. Seitdem handelt es sich bei den
204 Kabinen des Schiffes ausschließ-
lich um Suiten mit separatem Wohn-
und Schlafbereich, von denen zwei
über eine behindertengerechte Aus-
stattung verfügen. Jeder Passagier er-
hält übrigens während der Kreuzfahrt
an Bord seine eigene E-Mail-Adresse.

souverän 1 2015
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Nicht alle Probleme, die unser
Land bewegen, sind heillos
komplex. Manchmal würden
ein wenig historische Bildung
und gesunder Menschenver-
stand genügen, um sie zu lösen.

Das zeigt sich beispielsweise in der Inte-
grationsdebatte. Dass es hier keine Fort-
schritte gibt, liegt nicht an den Dummen
und Ewiggestrigen, die man an den
Stammtischen vermutet, sondern an den
Linken. Das ist erstaunlich, denn Linke
sind in der Regel intelligent und gebildet.
Was ihr Denken blockiert, sind drei dog-
matische Mythen.

Erstens: der Mythos der Ausländer-
feindlichkeit. Kranke Hirne unter Glatzen,
Springerstiefel und Kampfhunde gibt es
überall in der Welt. Aber diese Verrückten,
für die wir in Deutschland aus historischen
Gründen besonders sensibel sind, sollten
nicht den Blick dafür trüben, dass wir in
einem der ausländerfreundlichsten Länder
leben. Das wahre Problem, das der Mythos
von der Ausländerfeindlichkeit verschlei-
ert, hat der türkische Ministerpräsident
Tayyip Erdogan im Februar auf eine präg-
nante Formel gebracht: „Assimilation ist
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit.“
Solange diese Antiassimilationspolitik gilt,
gibt es das Integrationsproblem. Erdogan
verkörpert ein Rollback des heroischen

Projekts von Kemal Atatürk, die Türkei zu
modernisieren und die Türken zu Europä-
ern zu machen. Vieles wäre gewonnen,
wenn einer der klugen Repräsentanten der
türkischen Gemeinde einmal den Mut auf-
brächte, das auszusprechen.
Der Mythos von der Ausländerfeindlich-
keit verschleiert auch das Problem der
Gewalt „mit Migrationshintergrund“. Die
Linken flanieren zwar gern durch die tür-
kischen Gemüsemärkte in ihrem „Kiez“,
aber den U-Bahnhof Kottbusser Tor oder
den Hermannplatz kennen sie nicht. Der
Neuköllner Bürgermeister Heinz Busch-
kowsky steht hier als heroischer Alleinun-
ternehmer. Und die Lehrer in den Schulen
der „sozialen Brennpunkte“ haben längst
resigniert. Unter den Schülern dort sucht
man die Kinder der Linken, so diese wel-
che haben, übrigens vergebens. Und das
könnte optimistisch stimmen. Denn fast
jeder, der ein schulpflichtiges Kind hat,
fängt an, vernünftig zu werden.

Zweitens: der Mythos des Multikultura-
lismus. Zwei Schlagworte markieren die
festgefahrene Integrationsdebatte: „Multi-
kulti“ auf der Linken und „Leitkultur“ auf
der Rechten. Multikulturalismus ist das Fazit
einer mit dem Kolonialismus beginnenden
Selbstkritik des Westens, die das Abendland
als einen Schuldzusammenhang konstruiert,
aus dem uns nur „die anderen“ erlösen kön-
nen. Aber dieser Multikultikult der guten
anderen ist so undialektisch wie die Gegen-
parole „Leitkultur“. Am Multikulturalismus
ist wahr, dass wir die anderen brauchen. An
der Leitkultur ist wahr, dass wir die anderen
nur anerkennen können, wenn wir unserer
Toleranz eine Grenze setzen. Nur, wer
selbstbewusst ist, kann auch offen sein. Wer
keine eigenen Werte zu verteidigen hat,
kann nicht tolerant sein. Multikulturalismus
setzt eine Leitkultur voraus.
Es ist eigentlich eine selbstverständliche Er-
wartung, dass Einwanderer sich mit dem
Land ihrer Wahl identifizieren. Dass Linke
ein solches Bekenntnis zu Deutschland

nicht erwarten, ja verabscheuen, liegt an
ihrem pathologischen Verhältnis zum
Patriotismus. Gerade hinter ostentativer
Ausländerfreundlichkeit versteckt sich oft
nichts anderes als Deutschenhass. Über-
haupt drängt sich beim Thema Integration
der Eindruck auf: Der Kampf gegen die jetzt
in „Islamophobie“ umgetaufte Ausländer-
feindlichkeit erfindet die Bösen, damit sich
die Guten alles erlauben können.

Drittens: der Mythos von der Un-
menschlichkeit des ökonomischen Argu-
ments. Wer heute nicht sieht, dass Deutsch-
land Einwanderer braucht, ist ignorant. Die
Frage ist nur: welche? Dass an deutschen
Universitäten brillante Köpfe aus dem Aus-
land ausgebildet werden, denen nach Studi-
enabschluss dann Arbeit und Aufenthalt
verweigert werden, ist natürlich ein Schild-
bürgerstreich. Wir brauchen Kinder und
Inder. Vor produktiven Immigranten, die
sich mit Deutschland identifizieren, hat nie-
mand Angst. Die Akzeptanz der Einwande-
rer hängt daran, dass die Immigration nicht
als Invasion erscheint. Der Eindruck der
Invasion entsteht am ehesten bei Wirt-
schaftsflüchtlingen und beim Nachzug von
Großfamilien. Natürlich muss Deutschland
politisch Verfolgten Asyl gewähren; aber die
Kriterien dafür sollten dem gesunden Men-
schenverstand nachvollziehbar sein.
Multikulturalismus hieß bisher nur: Abschaf-
fung der Qualitätskriterien bei der Einwan-
derung. Schon die Immigrationsgesetze von
1967 in Amerika haben diesen entscheiden-
den Umschwung gebracht. Seither gibt es
ein humanitaristisches Tabu, die einfache
Frage zu stellen: Können wir die Leute, die
zu uns wollen, brauchen? Früher hat man
ganz selbstverständlich nach Leistungsfähig-
keit und Jobqualifikation gefragt. Heute gel-
ten solche Fragen nach dem Humankapital
des Einwanderers als unmenschlich. In
Wahrheit aber zeigen sie den Weg zur gelun-
genen Integration: Deutschland bekommt
die Leute, die es braucht. Und die, die dann
kommen, sind herzlich willkommen. ■
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Jeder zweite Arbeitnehmer
darf bei Renteneintritt auf
Leistungen aus der betriebli-
chen Altersversorgung hoffen.
Bangen macht sich dafür bei
den Arbeitgebern breit: Sie
sehen als Folge der anhalten-
den Niedrigzinsphase erheb-
liche Risiken auf sich zukom-
men. Zu Recht, warnen Exper-
ten. Denn die Betriebe haften
dafür, dass die Versprechun-
gen eingehalten werden.

Rund 521 Milliarden Euro steckten Ende
2012 als Deckungsmittel in der betriebli-
chen Altersversorgung (bAV). Der ansehn-
liche Batzen soll den Ruhestand von rund
7,8 Millionen Arbeitnehmern aufpolstern.
Vier von fünf Unternehmen haben das ih-
ren Mitarbeitern versprochen, sammeln
jeden Monat deren Spargroschen ein, le-
gen manchmal sogar noch etwas drauf und
das Geld dann am Kapitalmarkt an, auf
dass es sich dank Zins und Zinseszins ver-
mehre. Diesen fürsorglichen Zug fährt
EZB-Präsident Mario Draghi seit geraumer
Zeit an die Wand. Denn angesichts der
höchstwahrscheinlich noch auf Jahre hin-
aus gedeckelten Zinsen sind die in Aussicht
gestellten Betriebsrenten nicht zu stem-
men. Die Folge: Viele Unternehmen wer-
den ihre Zusagen teuer zu stehen kom-
men, denn Verträge sind einzuhalten und
bei solchen mit der Belegschaft stehen sie
als erste in der Pflicht. „Die bAV“, warnt
Rechtsanwalt und Bankkaufmann Johan-
nes Fiala aus München mit eindringlicher
Stimme, „ist eine Atombombe. Manchen
Arbeitgeber trifft der Schlag, wenn er die
Haftungsrisiken durchschaut.“

Weniger dramatisch, im Kern aber
kaum minder besorgt gibt sich
Michael Huth, Fachanwalt für Ar-
beitsrecht beim Wirtschaftsprüfer
Ebner Stolz in Hamburg. „Der
Arbeitgeber haftet für das, was
er verspricht, auch wenn er
das Versprechen durch Dritte wie
einen Versicherer erfüllen lässt. Bisher war
das kaum ein Problem. Nun aber, bei mög-
licherweise dauerhaft niedrigen Zinsen,
kann es passieren, dass die Versicherung
am Ende nicht die versprochene Leistung
erbringt.“ Dann müsse der Arbeitgeber in
die Bresche springen. „Nach dem Betriebs-
rentengesetz haftet er für die versprochene
Leistung“, bekräftigt Huth. Fällt also die
Versicherungsleistung geringer aus als ver-
sprochen, muss der Arbeitgeber dem Mit-
arbeiter die Differenz überweisen, Monat
für Monat bis zum Ableben oder als auf den
Barwert abgezinste Einmalzahlung, darü-
ber wird zu reden sein. „Aus dieser Diffe-
renz- oder Sekundärhaftung kann sich der
Arbeitgeber auch nicht wirklich befreien“,
bedauert der Jurist. Die Formulierung lässt
nur eine beidseitig üble Alternative vermu-
ten: Verkauf mit anschließenden Druckver-
handlungen oder Insolvenz.

Manches Unternehmen zieht da lieber
frühzeitig die Reißleine. Zum Ende des
vorletzten Jahres hatte die Lufthansa AG
ihre Tarifverträge Altersversorgung gekün-
digt. „Wir wollen die Altersversorgung für
unsere rund 64000 inländischen Mitarbei-
ter zukunftsfähig machen“, pustet Luft-
hansa-Sprecher Helmut Tolksdorf der an-
gestrebten Neuregelungen warmen Wind
unter die Flügel. „Bei dem heutigen Sys-
tem ist das langfristig nicht mehr gewähr-
leistet. Das neue System soll sich nun stär-
ker am Kapitalmarkt orientieren.“
Rechtsprofessor Michael Kliemt von Klimt
& Vollstädt in Düsseldorf hält das für drin-
gend geboten, denn: „Der den Arbeitneh-
mern garantierte Zinssatz kann heute und

künftig nicht mehr ein-
gehalten werden.“ Wäh-

rend mehr und mehr Un-
ternehmen dazu überge-

hen, ihren Mitarbeitern nur
noch die Zahlung von be-

stimmten Beiträgen für die Al-
tersversorgung zuzusagen, häu-

fig in Verbindung mit einer garan-
tierten Mindestleistung, hatte die Airline
ihrer Belegschaft noch der Höhe nach ga-
rantierte Rentenbausteine versprochen.
Das dürfte bei länger anhaltenden Zinsen
nahe Null ein Kunststück werden.

Auch bei der Lufthansa gibt es nun nur
noch eine beitragsbezogene Leistungszusa-
ge. Betriebswirtschaftlich macht das Sinn.
Denn was ein Arbeitgeber für seine Ange-
stellten auf die hohe Kante legt – per Di-
rektzusage oder durch Dotierung eines
Pensionsfonds, einer Unterstützungs- oder
Pensionskasse oder durch Zuschüsse zu
einer Direktversicherung –, das hat er im
Griff, das lässt sich kalkulieren. Nicht aber
das, was für die Mitarbeiter am Ende des
Tages tatsächlich herauskommt, glaubt
Vorsorge-Jurist Johannes Fiala.

„Viele Pensionspläne werden deshalb ge-
schlossen“, sagt Oliver Burda, Vorstands-
mitglied im Bundesverband der Personal-
manager (BPM) und stv. Vorstandsvorsit-
zender der Santander Consumer Bank in
Mönchengladbach, „der Trend ist unüber-
sehbar.“ Was wird also aus der zweiten,
der betrieblichen Säule, auf der die spätere
Rente ruht und die von den meisten Be-
werbern als höchst attraktiv wahrgenom-
men wird? „Die wird immer weiter brö-
ckeln, wenn es nicht zusätzliche staatliche
Anreize gibt“, meint der Personalchef und
sorgt sich: „Das könnte ein Risiko für ganz
Deutschland werden. Hier sind neue poli-
tische Konzepte gefragt.“ ■

Christine Demmer

Betriebliche Altersversorgung
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Die bargeldlose Welt – eine
bequeme Zukunftsvision oder
der gerade Weg in Planwirt-
schaft, Überwachungsstaat
und Bankenabhängigkeit?

Im letzten Jahr hielt der bekannte ameri-
kanische Ökonom Kenneth Rogoff am ifo-
Institut in München einen Vortrag, in dem
er auch die Abschaffung des Bargeldes
vorschlug und die Vorteile einer bargeld-
losen Wirtschaft anpries. Bargeld, so
Rogoff, würde die Kriminalität begünsti-
gen. Ohne Bargeld könne man diese we-
sentlich besser bekämpfen. Steuerflucht
sei kein Thema mehr. Auch Negativzinsen
können besser durchgesetzt werden, die
Steuerung der Wirtschaft werde also ver-
bessert. „Papiergeld ist das entscheidende
Hindernis, die Zinsen weiter zu senken“,
so der bekannte Krisenökonom.
Neben diesen geldpolitischen Überlegun-
gen, die auf eine bessere zentrale Steue-
rung der Wirtschaft hinauslaufen – das
wollten wir eigentlich in einer freien Ge-
sellschaft nicht –, lässt sich die Gesell-

schaft ohne Bargeld auch besser überwa-
chen. Gewerkschaften, Banken und Han-
delsketten in Schweden und Norwegen
fordern die komplette Abschaffung von
Scheinen und Münzen. Bargeld, das sei
nur noch etwas für alte Leute, die es nicht
besser wüssten – und für Bankräuber.
Stockholms Polizeipräsident nannte Bar-
geld „das Blut in den Adern der Krimina-
lität“. Rogoff erläuterte, dass ein mexika-
nischer Drogenbaron 250 Millionen Dol-
lar in seinem Versteck gehabt hätte.
In Skandinavien ist der bargeldlose Zah-
lungsverkehr weitaus mehr verbreitet als
in Deutschland. In Kiosken oder Kneipen
kann man ohne weiteres bargeldlos bezah-
len. Das Gründungsmitglied der Gruppe
Abba, Björn Ulaveus, rief nach einem
Selbstversuch ohne Bargeld die Schweden
dazu auf, ebenfalls auf Bargeld zu verzich-
ten. Das einzige Mal, wo er Probleme
gehabt habe, sei bei der Münze gewesen,
die er für den Einkaufswagen im Super-
markt habe verwenden müssen, so Ula-
veus. Pikantes Detail – das Abba-Museum
in Stockholm akzeptiert nur noch Karten-
zahlungen. Und der Hauptsponsor des
Abba-Museums heißt Mastercard.

Was so als schöne neue bequeme Welt oh-
ne Kriminalität daherkommt, erweist sich
bei näherem Hinsehen als Schreckensvisi-
on der totalen Überwachung. Ohne Bar-
geld sind wir restlos manipulierbar und
steuerbar. Stellen Sie sich vor, Sie hätten
sich politisch unbeliebt gemacht: kein Pro-
blem, Ihr Konto wird gesperrt. Oder man
sperrt Ihnen nur einige wenige Ausgaben.
Alkoholikern könnte man an der Kasse
einfach den Kauf von Alkohol verbieten.
Das klingt gut, aber genauso könnten Sie
jedem anderen an jeder Stelle den Kauf
jeder beliebigen Ware verbieten.
Ebenso wäre jeder Kauf den Behörden
gegenüber völlig transparent. Etliche
Menschen, die ich darauf angesprochen
habe, sagen: „Ich habe nichts zu verber-
gen.“ Das mag sein, aber wollen Sie wirk-
lich, dass potenziell alle alles über Sie
wissen?
Oder stellen Sie sich einfach vor, dass Sie
sich auf einer Urlaubsreise in Italien oder
Thailand befinden und Ihnen das System
abstürzt. Auf einmal funktionieren die
Bits und Bytes nicht mehr. Sie stehen in
einem fremden Land buchstäblich ohne
einen Pfennig in der Tasche. Dann wären
Sie verloren.
Die bargeldlose Welt macht es auch viel
einfacher, Steuern und Zwangsabgaben
zu erheben. Die Bürger können sich dann
gar nicht mehr gegen die Selbstbedienung
der Politikerkaste wehren. Eine neue
Steuer wird eingeführt und in demselben
Moment auch schon einkassiert.

Schöne neue Welt ohne Bargeld?

Eine Horrorvision
wird langsam Realität.
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Auch die zentrale Steuerung ganzer Volks-
wirtschaften wird weiter vorangetrieben.
Weil die Geldpolitik und damit auch Nega-
tivzinsen das einzige unbegrenzt zur Verfü-
gung stehende Politikinstrument zu sein
scheinen, nutzen Staaten und Notenban-
ken in immer größerem Ausmaß die Geld-
druckmaschine.
Die Abschaffung des Bargeldes gehört also
zwangsläufig zu einer immer stärker ge-
steuerten Wirtschaft mit immer größeren
Einheiten in der Finanzbranche und im
Bankwesen, der Entstehung und Erhaltung
von sehr großen Vermögen auf Kosten des
Mittelstandes, der Substitution echter öko-
nomischer Verantwortung durch Kontrolle,
Compliance und Kriminalisierung von Fehl-
verhalten und der schleichenden Zerstö-
rung des Mittelstandes.
Planwirtschaft kann nur – einigermaßen –
in einem Kontrollstaat funktionieren. Die
niedrigen Zinsen sind ein gewollter massi-
ver Markteingriff, weil unseren Regierun-
gen ordnungs-, industrie- und steuerpoliti-
sche Maßnahmen offensichtlich nicht mehr
zur Verfügung stehen. Bei zunehmender
Marginalisierung des Bargeldes sowie Da-
tentransparenz von Konten und Bürgern
lässt sich die Planwirtschaft im neuen sanf-
ten Überwachungsstaat sogar ziemlich weit
treiben.
Vereinzelt gibt es Gegenwehr. In Schweden
fangen einzelne Banken schon damit an,
Bargeld nicht mehr anzunehmen – eine
unerhörte Maßnahme. Im Stockholmer
Stadtteil Östermalm wehrten sich die Men-
schen, als die Swedbank begann, am Schal-
ter kein Bargeld mehr auszugeben. In Ös-
termalm leben vor allem wohlhabende äl-
tere Menschen. Die Gegenwehr kommt
also vor allem von den Senioren. Jüngere
Menschen haben sich anscheinend mit der
vollständigen Transparenz und Steuerbar-
keit abgefunden.
Der Vorsitzende der schwedischen Sicher-
heitsbranche, Björn Eriksson – immerhin
vorher schwedischer Reichspolizeichef –,
will bargeldlose Banken boykottieren.
„Banken wollen mehr Kartenzahlungen,
weil sie damit Geld verdienen“, so Eriks-
son. Ohne Bargeld gibt es aber keinen na-
türlichen Wettbewerb mehr, so wie es ohne
Gold keinen Wettbewerb für die Notenban-
ken gibt. Dann können die Banken und
Kartengesellschaften ihre Gebühren belie-
big erhöhen. Da ist es nur folgerichtig,
wenn Eriksson Herrn Ulaveus in einem
Beitrag im „Svenska Dagbladet“ als „PR-
Agenten von Mastercard“ bezeichnet.
Der Berater der schwedischen Reichsbank,

Björn Segendorff, gibt zu bedenken, dass
Schweden 2015 eine neue Serie von Bank-
noten herausgeben wird. Die sei ein Zei-
chen dafür, dass Bargeld auch in Zukunft
noch als nützlich angesehen werde. Der
Markt werde selbst entscheiden, was nütz-
lich sei und was nicht. Wenn aber im glei-
chen Atemzug Kiosken und Kneipen sowie
anderen Einrichtungen des täglichen Le-
bens erlaubt wird, Bargeld NICHT mehr
anzunehmen, dann ist der Markt schon
sehr stark beeinflusst – und zwar zugunsten
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs. Wenn
man dann Begünstigungen für Unterneh-
men einführt, die auf Bargeld verzichten,
wird dieses schnell aus den meisten Zah-
lungsvorgängen verdrängt sein.
Es geht aber noch weiter: Wenn Bargeld als
legales Zahlungsmittel abgeschafft oder in
Randzonen verdrängt wurde, ist die
Preistransparenz weitgehend Makulatur. Es
ist dann nämlich nur noch ein winziger
Schritt dahin, die einheitliche Währung
überhaupt abzuschaffen. Jeder Großkon-
zern oder jede Gruppe von Konzernen kann
sich dann für die eigenen Waren eigene
Maßeinheiten oder Bezeichnungen zule-
gen. Es wird dann sehr schwer, Preise zwi-
schen den verschiedenen Waren, sagen wir
Kaffee von Nestlé, Jacobs und Unilever, zu
vergleichen, weil es keinen echten Markt
zwischen diesen Waren mehr gibt. Mehr
und mehr werden dann die Menschen „Ei-
gentum“ einer oder mehrerer Konzern-
gruppen, wie es sich jetzt bei den Bonus-
karten schon abzeichnet. Da man auch
schwer von einer Konzernwelt in die ande-
re wechseln kann, ohne erworbene Vortei-
le oder Rabatte aufzugeben, fehlt die Ver-
gleichbarkeit bald völlig. Die Menschen
sind dann dem Staat und ihren jeweiligen
Konzernen restlos ausgeliefert, sie werden
wieder zu Sklaven.
In der Bibel, nämlich in der Offenbarung
des Johannes, gibt es eine Vision der bar-

geldlosen Welt: Und es macht, dass die
Kleinen und die Großen, die Reichen und
die Armen, die Freien und die Knechte
allesamt sich ein Malzeichen geben an ih-
re rechte Hand oder an ihre Stirn, dass
niemand kaufen oder verkaufen kann, er
habe denn das Malzeichen, nämlich den
Namen des Tiers oder die Zahl seines Na-
mens (Joh. 13:16-17). Bargeldloses Zahlen
ist nur durch Erfassung der entsprechenden
Person oder des jeweiligen Unternehmens
in Datenbanken möglich. Natürliche und
juristische Personen benötigen dann ein
„Zeichen“.
Dass diese Prophezeiung bald zur Wirklich-
keit werden könnte, ist nicht ganz unrealis-
tisch. Volkszeitungen wie BILD berichten
bereits – und das überwiegend positiv –
über menschliche Chip-Implantate.1 In Hol-
land haben sich vor einigen Monaten be-
reits Menschen experimentell Bezahlchips
mit der NFC (near fiel communications)
strategy implantieren lassen.2 Noch ist es
nicht so weit: Immer wieder kursierten in
den letzten Monaten Gerüchte, dass Oba-
ma oder auch die EU für ihre jeweiligen
Hoheitsgebiete den persönlichen Chip ver-
pflichtend machen wollen. Diese Gerüchte
erwiesen sich immer wieder als falsch. Aber
schon die Tatsache, dass in Deutschland fast
jeder seine Daten auf einem Gesundheits-
chip hat oder dass Pässe immer mehr auch
mit Chips ausgestattet werden, lässt be-
fürchten, dass irgendwann in nicht allzu
ferner Zukunft eine Regierung auf die Idee
kommen wird, ihre Bürgerinnen und Bür-
ger mit Chips zu versorgen. Noch einmal:
So weit ist es nicht, und es gibt derzeit kei-
ne bekannten Pläne in diese Richtung. Aber
denkbar ist es, wenn es auch für jeden nor-
mal denkenden Bürger eine Horrorvision
sein sollte. Und die Menschheit hat das,
was denk- und machbar ist, bislang meis-
tens umgesetzt. Lassen wir es in diesem Fall
nicht so weit kommen! ■

1 http://www.bild.de/ratgeber/gesundheit/medizin/9-implantate-die-wir-bald-im-koerper-tragen-38222252.bild.html
2 http://www.cbsnews.com/news/man-becomes-human-bitcoin-wallet-with-chip-implanted/
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Die Ökonomen der Organi-
sation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) kommen
seit Jahren regelmäßig zu
dem Ergebnis, dass in kaum
einem Industrieland so viele
Steuern und Abgaben gezahlt
werden müssen wie bei uns.
Dazu vier Fragen an Matthias
Warneke, Diplom-Volkswirt
und Leiter des Deutschen
Steuerzahlerinstitutes des
Bundes der Steuerzahler.

Souverän: Mit welcher Berechtigung
soll eigentlich der sogenannte Soli in
die Einkommensteuer eingearbeitet
werden?
Warneke: Das fragen wir uns allerdings
auch. Der Soli gehört abgeschafft. Er ist eine
Ergänzungsabgabe, die eigentlich nur tem-
porär erhoben werden darf. Aus diesem
Grund gibt es ja auch erhebliche verfas-

sungsrechtliche Bedenken gegen den Soli.
Somit wäre ein Ende des Soli eigentlich nur
noch eine Frage der Zeit. Deshalb versucht
jetzt die Politik, den Soli zu retten. Schließ-
lich ist er für den Fiskus eine wahre Gold-
grube. Über 15 Milliarden Euro wird der
Soli allein in diesem Jahr in die Bundeskas-
se spülen. 2019 werden es vermutlich
über 18 Milliarden Euro sein. Zudem sind
seit 2011 die Soli-Einnahmen höher als die
Solidarpakt-II-Ausgaben. Da ist es natürlich
kein Wunder, dass die Politik den Soli in
irgendeiner Weise retten will. Die Integra-
tion des Soli in die Einkommensteuer wäre
solch ein Weg. Das macht es für die Steu-
erzahler so gefährlich. Statt dem verspro-
chenen Wegfall des Soli ab 2020 würde
diese Sonderabgabe dann nämlich dauer-
haft in die Einkommensteuer integriert
weiterleben. Für die Mehrzahl der Steuer-
zahler würde das bedeuten, dass es ab
2020 keine Steuerentlastung durch einen
Soli-Wegfall gäbe. Und schlimmer noch –
für schätzungsweise acht Millionen Steu-
erzahler würde die Steuerbelastung sogar
steigen. Das betrifft zum Beispiel Gering-
verdiener, die derzeit nicht den vollen Soli-
Satz zahlen, und auch Familien, die derzeit
wegen des Kinderfreibetrages ebenfalls
etwas „soli-begünstigt“ sind. Diese Sonder-
fälle bei einer allgemeinen Soli-Integration
in die Einkommensteuer zu berücksichti-
gen ist nämlich kaum möglich.
Das alles spricht sehr dafür, diesen Plan fal-
len zu lassen. Es ist im Übrigen schlicht ein
Glaubwürdigkeitstest für die Politik, ob der
Soli wie eigentlich geplant ausläuft oder ob
dann kurz davor die Trickkiste geöffnet
wird, um weiterkassieren zu können.

Wieso ignoriert man die kalte Pro-
gression, auch wenn sie zurzeit we-
gen der niedrigen Inflationsrate rela-
tiv gering ausfällt?

Die Effekte der kalten Progression sind für
jeden Finanzminister großartig. Sie bringen
dem Fiskus Steuermehreinnahmen, die
zudem Jahr für Jahr steigen. Gesamt-
staatlich sind es seit 2010, dem Jahr der
letzten durchgreifenden Einkommensteuer-
reform, schätzungsweise insgesamt rund
25 Milliarden Euro.
Schon eine Lohnerhöhung, die lediglich
die Inflation ausgleicht, führt im derzeit
geltenden Einkommensteuerrecht zu hö-
heren Durchschnittssteuersätzen. Das
heißt: Der Lohn bleibt real, also kaufkraft-
bezogen, gleich. Aber die Steuerlast steigt.
So macht die kalte Progression den Fiskus
zum Inflationsgewinner. Kaufkraft wird
von den Bürgern zum Fiskus in schöner
Regelmäßigkeit umverteilt. Und da das
Preisniveau Jahr für Jahr weitersteigt,
wachsen die Effekte der kalten Progression
auch dynamisch an. Aber das geschieht
eben heimlich, still und leise. Auf dem Pa-
pier ist die Tarifformel ja gleich geblieben,
wenn man von gelegentlichen Grundfrei-
betrags-Erhöhungen absieht, die die kalte
Progression zumindest etwas dämpfen.

Wir versuchen mit unserer Öffentlichkeits-
arbeit dazu beizutragen, dass dieser staat-
liche Steuertrick endlich so kritisch disku-
tiert wird, dass er dann auch dauerhaft
abgeschafft wird. Die Gelegenheit für eine
Reform ist so günstig wie nie zuvor. Die
Inflationsraten sind derzeit historisch nied-
rig. Dadurch wären bei einer Abschaffung
der kalten Progression auch die Steuermin-
dereinnahmen vergleichsweise gering. Auf
der anderen Seite waren die Steuereinnah-
men noch nie so hoch wie derzeit. Und ich
kenne wenige Themen, wo das Spektrum
der Reformbefürworter so breit ist wie bei
der kalten Progression. Es reicht von der
CSU bis zur Linkspartei, von den Arbeitge-
berverbänden bis zu den Gewerkschaften.

Griff in die staatliche Trickkiste
Steuern und Abgaben:
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Daher hoffen wir, dass erste Reformschrit-
te bald erfolgen.
Wir haben sogar einen eigenen Gesetzent-
wurf erarbeitet, auch wenn uns klar ist,
dass die Politiker möglichst jede Steuer-
mindereinnahme vermeiden wollen. Nur,
um es klar zu sagen: Der Abbau der kalten
Progression würgt die Einkommensteuer-
einnahmen keineswegs ab. Ohne Refor-
men würden die Einnahmen jährlich um
fünf Prozent wachsen. Mit unserem Geset-
zesvorschlag würde das Wachstum der
Einkommensteuereinnahmen immer noch
rund 3,5 Prozent jährlich betragen. Der
Fiskus müsste also nur auf einen kleinen
Teil der Steuermehreinnahmen verzich-
ten, der ihm aufgrund der Inflationseffekte
eigentlich ohnehin nicht zusteht.

Inzwischen haben sowohl die CDU als
auch die CSU auf ihren jüngsten Parteita-
gen ausdrücklich angekündigt, noch in
dieser Legislaturperiode das Problem der
kalten Progression anzugehen. Das stimmt
uns sehr zuversichtlich. Vor wenigen Wo-
chen hat die Bundesregierung zum ersten
Mal dem Bundestag einen Steuerprogres-
sionsbericht vorlegen müssen. Darin hat
die Regierung zwar versucht, mit einigen
Tricks das Problem kleinzurechnen. Aber
das ist zweitrangig. Entscheidend ist, dass
die kalte Progression prinzipiell ungerecht
ist. Der Gesetzgeber muss derzeit ohnehin
das Einkommensteuergesetz novellieren,
um aus verfassungsrechtlichen Gründen
den steuerlichen Grundfreibetrag zu erhö-
hen. Das ist die beste Gelegenheit, gleich
auch den Rest der Tarifformel zu überar-
beiten, damit die kalte Progression endlich
konsequent ausgeschaltet wird. Wir haben
dazu der Politik konkrete Gesetzesände-
rungsvorschläge unterbreitet.

Wieso gibt es keine qualifizierten
Ausgabendebatten mehr?
Geld auszugeben ist eben auch für Politi-
ker angenehmer, als Geld zu sparen. Das
gilt umso mehr, wenn es nicht um das ei-
gene Geld geht, sondern um das Geld von
Millionen von Steuerzahlern. Bei jedem
Förderprogramm, bei jeder Subvention
gibt es eine überschaubare Gruppe von
Nutznießern, die besonders stark profi-
tiert. Eine einzelne Subvention zu kürzen
bringt dem einzelnen der vielen Steuerzah-
ler relativ wenig, ruft aber großen Wider-
stand bei den Subventionsempfängern
hervor. Das ist das Dilemma, in dem die
Politik steckt. Umso wichtiger wäre es,
nicht immer neue Förderprogramme und

Subventionen zu erfinden. Und – das zei-
gen unsere jährlichen Schwarzbücher – es
könnte auch viel Geld gespart werden,
wenn weniger Steuergeld verschwendet
wird.
Zudem erleben wir gerade einen histori-
schen Sonderfall. Das Zinsniveau ist der-
zeit so niedrig, dass die öffentliche Hand
jährlich zweistellige Milliardenbeträge an
Zinslasten spart. „Konsolidieren ohne zu
sparen“ ist jetzt das Motto.

Wo bleiben eigentlich die Milliarden,
die Jahr für Jahr mehr eingenommen
werden?
Steuermehreinnahmen wecken natürlich
Begehrlichkeiten in den Ministerien. Geld,
das da ist, wird dann eben ausgegeben.
Auch an Stellen, wo es unnötig ist. Das
geht quer durch alle Politikbereiche. Der
Bund der Steuerzahler wird demnächst
wieder in seiner jährlichen „Aktion Früh-
jahrsputz“ mit einigen Dutzend Beispielen
öffentlich machen, wofür der Staat so alles
Geld hat und in wie viele, äußerst fragwür-
dige Bereiche die Subventionen und För-
dergelder fließen. Der Phantasie – in der
Vergangenheit waren es beispielsweise
Forschungsprojekte wie Torf-Lippenpflege-
stifte, roter Apfelsaft oder violette Biomöh-
ren – sind da selten Grenzen gesetzt. Dann

versickert Steuergeld in den allseits be-
kannten Investitionsgroßprojekten oder
bei der Bundeswehr, aber auch in vielen
anderen Bereichen. Unter www.schwarz-
buch.de veröffentlichen wir immer wieder
neue Fälle, um auf Steuergeldverschwen-
dung hinzuweisen. Hinzu kommen die
stetig steigenden Personal- und Pensions-
kosten. Im Namen der Entwicklungshilfe
wiederum erhalten selbst Schwellenländer
wie Brasilien oder Südafrika Gelder. Wir
leisten uns weiter einen absolut wettbe-
werbsunfähigen deutschen Steinkohle-
bergbau. Das öffentliche Beschaffungswe-
sen arbeitet nicht sonderlich effizient. Bis
zu zehn Prozent der Ausgaben könnten
hier laut Bundesrechnungshof gespart wer-
den. Die vom Bund der Steuerzahler erar-
beitete Einsparliste für den Bundeshaus-
halt umfasst insgesamt rund 20 Milliarden
Euro pro Jahr. Sparpotenziale gibt es eigent-
lich genug. Doch solange sie nicht konse-
quent genutzt werden, müssen Jahr für
Jahr die Steuerzahler die Lücken stopfen.
Umso wichtiger ist es, nach der Schulden-
bremse mittelfristig auch eine Steuerbrem-
se zu installieren. Unser Staat soll solide
finanziert sein. Aber die Steuerzahler ha-
ben auch einen Anspruch darauf, dass das
Geld sorgsam und wirtschaftlich eingesetzt
wird. ■
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Kernenergie, Klima und Energiewende:

Braucht unsere Energiepolitik
weniger Scheuklappen?
Ist die Atomenergie eigentlich
für alle Zeiten passé? Die Uhr
für die in den 1950er Jahren
entwickelten Leicht- und Siede-
wasserreaktoren ist sicherlich
abgelaufen. Aber lohnt nicht
ein Blick auf technische Wei-
terentwicklungen? Im Rahmen
einer Energiewende sollten ei-
gentlich alle Optionen ergeb-
nisoffen überprüft werden.

Ein paar Sätze zur Klimadiskussion vorn-
weg: Klima ist der mindestens 30-jährige
Durchschnittswert von Wetter. Die Klimata
aller Klimazonen (von tropisch bis polar)
waren seit Bestehen unserer Erde nie kon-
stant und werden es nie sein. Ein sich stets
änderndes Klima kann man so wenig
„schützen“ wie das Wetter. Dennoch ist
„Klimaschutz“ zu einer Ikone von Gesell-
schaft und Politik geworden. Politik und
Medien machen uns glauben, eine gefährli-
che Klimaerwärmung infolge anthropoge-
ner (menschgemachter) CO2-Emissionen
sei wissenschaftlicher Konsens. Dies ist
unzutreffend, die Opposition unzähliger
Klimawissenschaftler und weiterer fachna-

her Naturwissenschaftler gegen die Hypo-
these einer anthropogenen globalen Erwär-
mung belegt es – sogar die Physik-Nobel-
preisträger Robert Laughlin und Ivar
Giaever gehören ihr an1. Weit über 1300
begutachtete wissenschaftliche Studien
weisen nach, dass die anthropogene Erwär-
mungshypothese nicht zutrifft2.
Und die Medien schweigen. Im naturgesetz-
lich immerwährenden Klimawandel wurde
es im 20. Jh. auf ganz natürliche Weise wie-
der einmal wärmer – nur hatte damit der
industrialisierte Mensch nichts zu tun. Dies
beweist nicht zuletzt die seit 18 Jahren sta-
gnierende globale Mitteltemperatur3 .
Seit Galilei lautet das Paradigma der moder-
nen Naturwissenschaft: „Maßgebend sind
Messungen, nicht (Klima-)Modelle. Richard
Feynman, einer der berühmtesten Physiker
des 20. Jahrhunderts, sagte dazu: „Egal, wie
bedeutend der Mensch ist, der eine Theorie
vorstellt, egal, wie elegant sie ist, egal, wie
plausibel sie klingt, egal, wer sie unterstützt:
Wenn sie nicht durch Messungen bestätigt
wird, ist sie falsch.“ Theorien oder Hypothe-
sen müssen die Messungen wiedergeben,
andernfalls sind sie zu verwerfen. Damit
reduziert sich die Klimadiskussion auf eine
einzige Kernfrage: Zeigen die Klimaverläufe
seit Beginn der Industrialisierung (~1850)
eine höhere Variabilität oder stärkere Extre-
me als davor? Die Antwort der Fachwelt ist

eindeutig. Analysen von
Baumringen, Stalagmi-

ten und Sedimenten
zeigen zweifelsfrei,
dass es immer wie-
der höhere Erdtem-
peraturen und ra-
schere Temperatur-

änderungen gab als in
den letzten 150 Jahren.

So 7500 und 4000 Jahre
vor heute, zur Römerzeit und im

Mittelalter. Grönland kühlte sich
seit 8000 Jahren bis heute um 2,5 °C

ab4 und war noch in historischen Zei-
ten eine weitgehend grüne, landwirt-

schaftlich genutzte Insel. In der grönländi-
schen Warmperiode vor 8000 Jahren gab es
keinen Eiskollaps, und auch „Knuth“ über-

lebte bestens. In der „Kleinen Eiszeit“ gegen
Ende des 17. Jahrhunderts, die in den vielen
Eisbildern holländischer Maler anschaulich
wird, war es umgekehrt auch schon
wesentlich kälter als heute.
Für Extremwetter, Gletscherent-
wicklungen und Meeresspiegel
gilt Analoges wie für Tempe-
raturen5: Es gibt in neuerer
Zeit nichts, was es nicht
auch schon früher oft stär-
ker und heftiger gab. Die
Erwärmungswirkung des
anthropogenen CO2 ist
zu klein und unmaßgeb-
lich, um sich aus dem
natürlichen Temperatur-
rauschen herauszuheben.
CO2-Einsparungen, wie
jüngst wieder von der EU
gefordert, sind daher wir-
kungs- und sinnlos. Sie schädi-
gen nur unsere industrielle Basis.
Lediglich Klimamodelle mit theoreti-
schen Verstärkungsmechanismen, die
durch keine Messungen belegt sind, zeigen
eine gefährliche Erwärmung in der Zukunft
an. Aber Klimamodelle können nicht die
Klimavergangenheit wiedergeben, nicht
die Eintrittszeitpunkte des El Nino (ENSO)
vorhersagen, und sie fordern eine Erwär-
mungszone in ~10 km über dem Tropen-
gürtel (Hot Spot), der nicht gemessen wird.
Die entscheidende Zahlengröße ist die sog.
Klimasensitivität des CO2. Sie gibt die glo-
bale Erwärmung bei hypothetischer Ver-
doppelung der aktuellen CO2-Konzentrati-
on an. Diese Größe ist UNBEKANNT, das
bestätigt inzwischen das IPCC selbst in
seinem jüngsten Sachstandsbericht für Po-
litiker vom Jahr 20136 auf Seite 14, als
„Fußnote“ Nr. 16. Somit ergibt sich die
absurde Situation, dass extrem kostspielige
und für unsere industrielle Wertschöpfung
verheerende CO2-Einsparungsmaßnahmen
auf einem einzigen UNBEKANNTEN Zah-
lenwert basieren. Wer Klimamodelle als
Belege für eine gefährliche anthropogene
Klimaerwärmung anführt, betreibt keine
Physik mehr, sondern mittelalterliche Geis-
teswissenschaft.
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Die deutsche Energiewende

Die Energiewende in Deutschland beruht
auf „Klimaschutz“, Schonung fossiler Res-
sourcen und der angeblichen Gefährlichkeit
von Kernkraftwerken. Sie weist zwei prin-
zipielle, d.h. mit keiner Maßnahme zu be-

seitigende Hauptmängel
auf. Zum ers-

ten die

mit
der Grund-

bedingung stabiler
Stromnetze unvereinbare Fluktuation von
Wind- und Sonnenstrom: Strom-Erzeugung
und -Verbrauch müssen zu jedem Zeitpunkt
übereinstimmen, sonst bricht das Netz zu-
sammen. Da Elektrizität in großem Maß-
stab unter vertretbaren Kosten nicht gespei-
chert werden kann, müssen fossile Ersatz-
Kraftwerke (meist Gas) zum Fluktuations-
ausgleich bereitgestellt werden. „Erneuer-
bare“ sind somit nur mit Hilfe eines grund-
sätzlich gleich großen fossilen Kraftwerks-
systems einsetzbar. Infolge der dadurch
bedingten Lastwechsel der fossilen Er-
satz-Kraftwerke verschleißen diese
vorzeitig, denn als Grundlastanlagen
sind sie dafür nicht ausgelegt. Ferner
werden lange Stromleitungen von
windreichen Standorten hin zu den
Verbrauchern erforderlich. All dies
verursacht explodierende Stromkos-
ten und stetig abnehmende Ver-
sorgungssicherheit mit Strom.
Der zweite Hauptmangel der

„Erneuerbaren“ ist ihre zu geringe Leis-
tungsdichte, so Wind von 30 W/m2 (Bay-
ern) bis 115 W/m2 (Nordsee) (m2 Propeller-
fläche, Leistungsdichte bezogen auf die er-
zeugte elektrische Energie), Sonne nur 10
W/m2 (m2 Solarpanelenfläche), Kohle
250000 W/m2 und Uran 230000 W/m2

(m2 Heizkesselfläche). Zu geringe Leistungs-
dichte bedeutet extremen Flächen- und
Materialverbrauch. So benötigen Windrä-
der Riesenpropeller, um genügend elektri-
sche Energie dem zu schwachen Wind zu
entziehen. Hoher Flächenbedarf für Wind-
räder, bedingt durch den nötigen Abstand

zwischen diesen Anlagen in Windparks,
ist die Folge: Wollte man den gegenwär-
tigen Stromverbrauch Deutschlands
allein aus Wind bestreiten, würde
man knapp die Gesamtfläche Bay-
erns benötigen – und trotzdem ist
immer noch ein gleich großes fossi-
les Kraftwerkssystem zum Fluktua-
tionsausgleich erforderlich. Großer
Flächenbedarf zieht hohe Natur-
schädigung nach sich.
Schlussendlich ist Ressourcenscho-

nung ein Fehlargument. Dies klingt
zunächst falsch, weil niemand bestrei-

tet, dass sparsamer Umgang mit Ressour-
cen aus Kostengründen sehr vernünftig ist.

Auch CO2-Einsparung bedeutet weniger
bzw. sparsamere Verbrennung, was den
Energieverbrauch und damit die Kosten min-
dert. Es geht hier aber um die prinzipielle
Ressourcenschonung für unsere Nachkom-
men. Sie ist unsinnig, wie es immer wieder
die Geschichte gezeigt hat. Der Grund dafür
liegt darin, dass eine Ressource nicht von der
verfügbaren Menge, sondern vom techni-
schen Kenntnisstand abhängt. Die gegen-
wärtige Entwicklung der Schiefergasnutzung
und neuer Reaktortypen zeigt jetzt schon

neue Wege weg vom
Erdöl und später von der
Kohle auf. Jede Ressour-
ce kann durch intelligente
Technik und neue techni-
sche Möglichkeiten ersetzt werden.
Kernenergie ist in Deutschland zum
Schreckgespenst geworden. Ausgerechnet
in Deutschland, wo Otto Hahn, Lise Meit-
ner und Fritz Straßmann mit der Entde-
ckung der Kernspaltung 1938 in Berlin den
entscheidenden Erkenntnisbeitrag zur fried-
lichen Nutzung dieser schier unerschöpfli-
chen Energiequelle lieferten, will man von
dieser Technik „offiziell“ nichts mehr hö-
ren. Das ist bedauerlich, denn wenn man
sich auch nur etwas Zeit für eine sachliche
Auseinandersetzung mit dieser Technologie
nimmt, so wird man erkennen, dass es sich
dabei um eine wichtige kulturelle Errungen-
schaft der Menschheit handelt.
Leider sind viele Begriffe aus der Kerntech-
nik negativ konnotiert. Dies liegt vor allem
an der ersten „Anwendung“, der Atombom-
be sowie an der Untergangsstimmung der
1960er bis 1980er Jahre im Umfeld des
nuklearen Wettrüstens. Viele Schocker-
Movies sind in dieser Zeit entstanden, wie
„Das China-Syndrom“, in welchem sugge-
riert wird, dass die Nukleartechnik über-
haupt nicht beherrschbar sei und kleinste
Fehler katastrophale globale Auswirkungen
hätten. In Wirklichkeit sind sogenannte
„Kernschmelzen“ durchaus beherrschbar,
sogar fest als „Auslegungsfall“ eingeplant. In
Fukushima allerdings hatte niemand die
Wucht des vorausgehenden Tsunami einge-
plant, dessen Wassermassen sämtliche Si-
cherheitsvorkehrungen überwanden. Sol-
che Kernschmelzen sind bislang viermal
eingetreten (Harrisburg, Fukushima I, 1-3),
in keinem Fall waren Todesfälle durch die
ausgetretene Strahlung zu verzeichnen,
eventuelle Langzeitfolgen allerdings sind in
der Wissenschaft strittig. Nur der Reaktor-
unfall von Tschernobyl mit seinem nach
westlichen Maßstäben niemals zulässigen
Reaktortyp kostete nachweisbar 28 Arbei-
ter und eine vermutlich ähnliche Zahl von
Menschen in der Bevölkerung das Leben.
Verglichen mit anderen großen industri-
ellen Katastrophen wie dem Bruch des
chinesischen Banqiao-Staudamms (über

100000 Tote durch Überschwemmung
und Epidemien) oder der Chemiekatast-

rophe von Bhopal (Schätzungen
schwanken zwischen 3800 und

25000 Toten sowie 500000 Ver-
letzten), erscheinen die Risiken
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der Kernenergie doch eher
übertrieben, zumal wenn
künftig modernere Reak-
tortypen zum Einsatz
gebracht würden.
Ein weiterer negativer
Begriff ist der „nukleare
Abfall“. Durch jahrzehnte-
lange Übertreibungen in Po-
litik und Medien hat jeder Bun-
desbürger vermutlich den Eindruck,
wir stünden vor gigantischen Bergen hoch-
radioaktiver Fässer, die jeden Moment leck-
schlagen könnten. Tatsächlich gibt es kaum
einen Industriezweig, der so wenig Abfälle
erzeugt. Über die gesamte Geschichte der
nuklearen Energieversorgung Deutschlands
sind „strahlende“ (wärmeentwickelnde)
Abfälle entstanden, die in einen Würfel der
Kantenlänge von 27 Meter passen – mit
Verpackung! Zum Vergleich: In Hessen be-
findet sich die größte Giftmülldeponie der
Welt, wo die ca. 100-fache Menge an toxi-
schen Stoffen aus der chemischen Industrie
eingelagert ist. Die Presse interessiert sich
dafür kaum.
Allein über die Übertreibungen und Un-
wahrheiten zum Thema Kernenergie ließen
sich ganze Bücher füllen. Wir wollen hier
jedoch einen Blick in die Zukunft wagen.
Denn die Entwicklung der Kerntechnik hat
gerade erst begonnen. Direkt nach dem
2. Weltkrieg, als den Staaten das enorme
Zerstörungspotenzial der Atombombe be-
wusst wurde, kam es bereits zu Abkom-
men, die Technik zivil zu nutzen. Dies
mündete ein Jahrzehnt später in die Grün-
dung der Internationalen Atomenergie-Or-
ganisation (IAEO), die zum Ziel hat, „den
Beitrag der Kernenergie zu Frieden, Ge-
sundheit und Wohlstand weltweit zu be-
schleunigen und zu vergrößern“. Zu dieser
Zeit waren alle Konzepte für zivile Kernre-
aktoren bereits erdacht, auch jene, die heu-
te als „Generation IV“ beworben werden.
Entwickelt wurde jedoch praktisch nur ein

Typ: wassermoderierte Re-
aktoren.
Der wesentliche Pro-
zess, der in einem
Kernreaktor Energie
und damit Nutzwärme

freisetzt, ist die Kern-
spaltung. Jede Spaltung

wird dabei durch ein Neut-
ron ausgelöst, und bei jeder

Spaltung werden auch wieder neue
Neutronen freigesetzt. Die Kunst, einen
Kernreaktor zu kontrollieren, besteht darin,
die Zahl der Neutronen und damit der Spal-
tungsprozesse immer konstant zu halten.
Die Neutronen, die „frisch“ aus einer Kern-
spaltung freigesetzt werden, haben eine re-
lativ hohe Geschwindigkeit, die Spaltung
weiterer Kerne funktioniert jedoch am bes-
ten bei möglichst niedriger Geschwindig-
keit. Dazu bremst man die Neutronen durch
einen Moderator ab, was bei wassermode-
rierten Reaktoren natürlich durch das Was-
ser übernommen wird, welches auch gleich-
zeitig die Wärme aufnimmt und nach außen
transportiert, wo sie in Elektrizität umge-
wandelt wird.
Kernreaktoren mit Moderator nennt man
allgemein thermische Reaktoren, im Gegen-
satz zu schnellen Reaktoren, bei denen die
Neutronen ihre ursprüngliche Geschwin-
digkeit beibehalten, dafür aber nicht so häu-
fig weitere Kerne spalten können. Thermi-
sche Reaktoren haben einen wesentlichen
Nachteil: Sie können nicht alle Kerne spal-
ten, die im Prinzip Energie liefern könnten.
So können sie das Uranisotop U-235 gut
spalten, nicht aber das viel häufiger vorkom-
mende U-238. Man muss vorher das U-235
über umständliche Prozesse konzentrieren
– die berühmte Anreicherung. Gleichzeitig
bauen sie während des Betriebs immer
mehr solcher (für sie selbst) schlecht spalt-
baren Stoffe auf. Man kann dies mit einer
unvollständigen Verbrennung wie dem
„Köhlern“ vergleichen, mit dem Unter-

schied, dass das eigentliche Produkt (die
Holzkohle, hier die gebrauchten Brennstä-
be) als Abfall zu betrachten ist. Die Bilanz
ist erschreckend: Von dem ursprünglich
geförderten Uran wird nur 1% gespalten,
der Rest ist Abfall. Es zeigt aber auch, wel-
ches Potenzial hier noch drinsteckt. Man
überlege sich, was es bedeuten würde,
wenn man auch die übrigen 99% spalten
und damit energetisch nutzen könnte. Man
würde nicht nur den Förderaufwand um
einen Faktor 100 reduzieren, sondern auch
ein geologisches nukleares Endlager über-
flüssig machen. Denn das, was nach der
Spaltung übrig bleibt (die Spaltprodukte),
muss nur noch 300 Jahre gelagert werden.
Danach haben sich die Spaltprodukte
in wertvolle industrielle Rohstoffe
umgewandelt.
Natürlich hatten thermische
Reaktoren auch Vorteile,
sonst hätte man sie nicht
ursprünglich entwickelt,
sie treffen jedoch heute
überhaupt nicht mehr
zu. Damals war der Pro-
zess der Uran-Anreiche-
rung sehr kostspielig,
und der Hauptvorteil
bestand darin, dass ther-
mische Reaktoren mit ei-
ner sehr geringen Anrei-
cherung auskommen konn-
ten. Gönnt man sich trotzdem
etwas Anreicherung, so kann
man einen thermischen Reaktor
sogar sehr klein bauen. Damals schien
dies eine ideale Anwendung für den mo-
bilen Einsatz, und es ist deshalb auch nicht
überraschend, dass die Entwicklung wasser-
moderierter Reaktoren vor allem vom Militär
durch den Einsatz in atomgetriebenen U-
Booten und Flugzeugträgern forciert wurde.
Dieses Prinzip wurde dann auf zivile Anwen-
dungen in Form des heute beliebtesten Typs,
des Druckwasserreaktors (PWR), übertra-
gen, wo der Vorteil jedoch gar keinen Nutzen
mehr bringt. Aber hat sich etwas erst einmal
bewährt, so baut man es gerne aus.
Es bleibt also festzuhalten, dass thermische
Reaktoren, wie sie heute fast ausschließlich
eingesetzt werden, physikalisch bedingt
nicht in der Lage sind, nukleare Spaltstoffe
auch nur annähernd vollständig zu verbren-
nen. Die anfänglichen Vorteile (bessere Ska-
lierbarkeit, geringere Anreicherung) sind
heute keine mehr, schon gar nicht in der
zivilen Anwendung. Die wahrgenomme-
nen negativen Folgen aber, nukleare „Abfäl-
le“, die über geologische Zeiträume gelagert

Die Autoren:
Prof. Dr. Horst-Joachim Lüdecke (li.),
Jahrgang 1943, ist ein deutscher Physiker
für Strömungsmechanik und emeritierter
Professor an der Hochschule für Technik
und Wirtschaft des Saarlandes. Er ist Au-
tor von Sachbüchern und Pressesprecher
des Europäischen Instituts für Klima und
Energie (EIKE). Dr. Götz Ruprecht (re.)
ist Kernphysiker und einer der führenden
Köpfe bei der Entwicklung des Dual-Flu-
id-Reaktors.
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werden müssen, sowie unnötig hohe För-
derkosten, bleiben bestehen. Mit schnellen
Reaktoren bestehen diese Probleme grund-
sätzlich nicht. Aber lassen diese sich auch
ökonomisch bauen?

Die Generation IV

Wie bereits erwähnt, sind alle nuklearen
Konzepte, ob thermisch oder schnell, be-
reits in der Anfangszeit der Nukleartechnik
erdacht und die meisten in den folgenden
Jahrzehnten sogar erprobt worden.

Zur kommerziellen Anwendung
kam aus rein histori-

schen Gründen
jedoch nur

der
wasser-

moderierte
Reaktor. Viele zu-

kunftsweisende Konzep-
te wurden sogar vollständig getestet, auch
Prototypen wurden gebaut, sie kamen
gegen die übermächtige Konkurrenz aber
nicht mehr an. Es war voraussehbar, dass
viele Konzepte, die für die zivile Nutzung
im Grundsatz besser geeignet sind, in den
Schubladen verschwinden.
Im Jahr 2000 rief das U.S.-Energieminis- te-
rium neun in Nukleartechnik führende Na-
tionen zu einer Initiative auf, die bekannten
und auch andere Konzepte weiterzuentwi-
ckeln. Daraus ging das „Generation-IV-
Forum“ (GIF) hervor, das heute 13 Staaten
umfasst. Deutschland gehört nicht dazu. Ziel
der Initiative ist es, die Konzepte zur Markt-
reife zu bringen. Anvisiert ist das Jahr 2030.
Zu den „Zukunftskonzepten“ gehören be-
kannte Reaktortypen wie der deutsche
Hochtemperaturreaktor (THTR-300) und
der ebenfalls in Deutschland gebaute

„schnelle Brüter“ (SNR-300). Letzterer war,
wie der Name andeutet, ein schneller Reak-
tor, gehörte also jener Klasse an, die das
„nukleare Abfallproblem“ im Prinzip lösen
könnte. Er hatte 1986 „alle 17 Genehmi-
gungen durchlaufen und wurde von den
Landespolitkern in Nordrhein-Westfalen
gestoppt, als die Anlage bereits vollständig
errichtet war und zum Betrieb anstand“
(Willy Marth: Meine Erlebnisse). Die Be-
triebsgenehmigung wurde dabei wider-
rechtlich jahrelang verweigert, indem im-
mer neue Prüfkriterien erfunden wurden.
Die bestehenden Anlagen wurden letztend-
lich zu einem Vergnügungspark umfunktio-
niert. Milliarden DM wurden verbrannt,
und das nukleare Abfallproblem besteht
heute noch, vor allem als Argument gegen
den Bau neuer Anlagen und die Entwick-
lung neuer Konzepte wie des SNR-300.
Schnelle Reaktoren wie der SNR-300 dür-
fen die Neutronen nicht moderieren, wes-
halb sie meist flüssiges Metall zur Kühlung
einsetzen. Beim SNR-300 ist es das Natri-
um, weshalb diese Klasse im Generation-IV-
Forum allgemein SFR (Sodium-cooled fast
reactor) genannt wird. Eine andere Variante
ist der bleigekühlte Reaktor LFR (Lead-
cooled fast reactor). Er wurde ebenfalls be-
reits erprobt und sogar eingesetzt, nämlich
in russischen U-Booten. Auch flüssige Salze
eignen sich, und auch diese sogenannten
MSR (Molten-salt reactor) -Konzepte liefen
bereits testweise in den 1960er und 1970er
Jahren am Oak-Ridge National Laboratory
in den USA, wenn auch nur die thermische
Variante mit Graphit-Moderator. Das Gene-
ration-IV-Forum hat den Moderator jüngst
gestrichen und will nur die schnelle Varian-
te (MSFR) weiterentwickeln – eine sinnvol-
le Entscheidung. Der MSR hat jedoch eine
Besonderheit: Das flüssige Salz dient nicht
nur der Kühlung, sondern transportiert
auch den Spaltstoff. Dies erlaubt ein konti-
nuierliches Aufarbeiten und Austauschen
des Brennstoffs und soll deshalb unten ge-
nauer betrachtet werden.
Der THTR-300 war ein ähnlich zukunfts-
weisendes Projekt. Das Konzept weist dabei
gleich mehrere neuartige Eigenschaften auf.
Durch Heliumkühlung kann eine Betriebs-
temperatur von 800 °C (geplant sogar
1000 °C) erreicht werden. Bei dieser hohen
Temperatur wird die Synthese von Wasser-
stoff so kostengünstig, dass man damit
künstliche Kraftstoffe herstellen kann. Die
drohende Ölkrise hat die Entwicklung die-
ses Typs deshalb beschleunigt. Er konnte
wenigstens noch einige Jahre laufen, bevor
auch er stillgelegt wurde. Hierbei spielten

jedoch auch technische Probleme und
Zweifel an der Marktfähigkeit eine Rolle.
Eine weitere Besonderheit ist auch die Ku-
gelform der Brennelemente, sie können im
laufenden Betrieb ausgetauscht werden,
wodurch er sogar eine gewisse Ähnlichkeit
mit dem MSR hat. Im Generation-IV-Forum
lebt dieses Konzept weiter als VHTR (Very
high temperature reactor).
Schließlich gibt es in der Generation IV
noch zwei weitere Konzepte, den „super-
kritisch-wassergekühlten Reaktor“ (SCWR)
und den gasgekühlten Reaktor (GFR). Der
SCWR ist eigentlich ein wassermoderierter
Reaktor und unterscheidet sich von heuti-
gen Reaktoren nur durch die effektivere
Wärmeabfuhr. So gesehen ist er die natürli-
che Weiterentwicklung heutiger Reaktoren,
obwohl das Prinzip der Kühlung mit super-
kritischem Wasser auch auf andere Reaktor-
typen angewendet werden kann. Der GFR
ist dem VHTR ähnlich, hat aber keine ku-
gelförmigen Brennelemente und keinen
Moderator. Er ist die schnelle Variante des
VHTR, die Brennelemente lassen sich im
Betrieb jedoch nicht mehr austauschen.
Dies sind die sechs Konzepte der Generation
IV. Sie haben alle ihre Besonderheiten mit
Vor- und Nachteilen. Dass außer dem VHTR
alle Konzepte inzwischen wenigstens als
schnelle Variante in Betracht gezogen wer-
den, zeigt, dass man die Wichtigkeit der
schnellen Reaktoren erkannt hat. Es bleibt
nun das Problem der Wirtschaftlichkeit. Hier
haben fast alle Konzepte einen gravierenden
Nachteil: Sie benutzen feste Brennelemente.
Dies erfordert eine umgebende Infrastruktur
mit Fabriken für Fertigung, Wiederaufberei-
tung/Partitionierung und Entsorgung, Cas-
tor-Transporten, Stillstandszeiten sowie be-
sondere Sicherheitsmaßnahmen, da sich
Spaltprodukte im Reaktor anhäufen.

Fortsetzung in der
nächsten Ausgabe
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1 http://tinyurl.com/4zcrb5f
2 http://tinyurl.com/y9jrjaf
3 SPIEGEL: Streit über pausierende Erderwärmung:

Forscher wittern Anti-Klimaschutz-Kampagne, ht-
tp://tinyurl.com/q9wkp4o

4 Lecavalier, B.S., et al.: Revised estimates of Green-
land ice sheet thinning histories based on ice-core
records, Quaternary Science Reviews, 63, 73-82
(2013)

5 IPCC Climate Change 2001, the sientific basis,
Chapter 02, Abschnitt 2.7, S. 155, http://www.
grida.no/publications/other/ipcc_tar/, IPCCEx-
tremwetterbericht (2012), http://www.ipcc-wg2.
gov/SREX/

6 IPCC-Bericht (2013), Fußnote 16 unter D.2, http://
tinyurl.com/qdkxh68
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Bedeutet eine Abnahme
der Bevölkerung automatisch
einen Rückgang des Wohl-
stands? Die Diskussion um
den demografischen Wandel
muss endlich in sachgerechte
Anpassungskonzepte
münden.

Souverän: Herr Dr. Klingholz, es wird
beim Fortbestand des aktuellen
Trends bis 2050 etwa acht Millionen
Erwerbstätige weniger geben. Gibt es
da noch ein Zurück?
Dr. Klingholz: Die geburtenstärksten Jahr-
gänge stammen aus den 1960er Jahren.
Diese Babyboomer erreichen in den kom-
menden 20 Jahren das Rentenalter. Die
heutigen Geburtsjahrgänge sind hingegen
nur noch halb so groß wie damals, es wach-
sen also relativ wenige junge Menschen ins
Erwerbsalter nach. Selbst wenn wir den
Renteneintritt auf 69 Jahre hochfahren,
wäre mit einem Rückgang der Menschen
im Erwerbsalter von acht Millionen zu
rechnen. Allein eine starke Zuwanderung
könnte diese Zahl etwas abmildern. Ein
Zurück zu einer gleichbleibenden oder gar
wachsenden Zahl an Erwerbstätigen gibt
es also nicht.

Was haben Sie gemeint, als Sie vor ei-
nigen Monaten sagten: „Die Deutschen
müssen sich an Armut gewöhnen“?
Interessanterweise habe ich das nie gesagt.
Eine große Tageszeitung hat diesen Titel
für einen Beitrag von mir gewählt. Mein
eigentlicher Titel war: „Anleitung zum We-
nigersein“. Damit wollte ich ausdrücken,
dass die Zeiten des vermeintlich ewigen
Wachstums in Deutschland vorbei sind.
Wir müssen lernen, mit einer rückläufigen
Bevölkerung umzugehen, mit weniger
oder gar keinem Wirtschaftswachstum.
Eine alternde und schrumpfende Gesell-
schaft braucht Konzepte für ein Wohlerge-
hen ohne Wachstum. Das Ende des Wachs-
tums muss keineswegs Armut bedeuten.
Dummerweise kümmern wir uns nicht um
diese Konzepte, weil wir glauben, das alte
Wachstum kehre irgendwann zurück.

Geht die Große Koalition mit dem
Thema demografische Entwicklung
zu zögerlich um?
Das Gute am demografischen Wandel ist,
dass wir die kommenden zwei, drei Jahr-
zehnte ziemlich gut vorhersagen können.
Die meisten Menschen, die dann leben
werden, sind ja heute schon da. Wir wis-
sen also, wie viele Menschen mit welcher
Qualifikation berufstätig sein können, was
auf das Renten- und Pensionssystem, was
auf die Gesundheits- und Pflegekassen zu-
kommt, und wir wissen auch, dass wirt-
schaftsstarke Zentren eher wachsen, entle-
gene ländliche Räume hingegen weiter an
Bevölkerung verlieren werden. Mit diesem
Wissen vor Augen handelt die Große Koa-
lition nicht nur zögerlich, sondern verant-
wortungslos. Das Geschenkpaket aus Müt-
terrente und Frührente mit 63 ist ein gro-
ber Verstoß gegen das Gebot der Generati-
onengerechtigkeit. Das Paket mag der
Koalition politische Mehrheiten sichern.
Aber es bestraft die jüngere Generation
und schickt einen Teil der Rentner von
morgen in die Altersarmut.

Was müsste politisch geschehen, um
die absehbaren Probleme doch noch
in den Griff zu bekommen?
Die demografischen Probleme lassen sich
prinzipiell nicht lösen, denn die Zusammen-
setzung der Bevölkerung verändert sich
nun einmal – und zwar mittelfristig in allen
Ländern der Welt. Wir können und müssen
deshalb versuchen, uns so gut wie möglich
dem Wandel anzupassen. Um unseren
Wohlstand angesichts eines immer länger
währenden Lebens zu halten, müssen wir
nicht nur länger arbeiten, sondern auch
mehr Frauen und Geringqualifizierte für
den Arbeitsmarkt gewinnen. Wir brauchen
eine gesteuerte Zuwanderung, um die Lü-
cken bei den Erwerbstätigen zu füllen, vor
allem im medizinischen und Pflegesektor.
Wir müssen dafür sorgen, dass alle jungen
Menschen eine gute Ausbildung bekom-
men. Insgesamt müssen wir uns mehr um
die Jungen und die Zukunft kümmern. Heu-
te fließen rund 40 Prozent des gesamten
Sozialbudgets in Sozialleistungen für Ältere.
In Bildung, also in Kindergärten, Schulen,
Hochschulen sowie die Berufsbildung, in-
vestiert der Staat nicht einmal halb so viel.
Selbst wenn man die gesamte öffentlich fi-
nanzierte Forschung und Wissenschaft an
Universitäten, nichtuniversitären Instituten
und privaten Unternehmen mit einrechnet,
bleibt die Gesamtsumme deutlich unter
jener der Leistungen für Ältere. Seit Jahren
sinkt anteilig das Budget für Bildung, wäh-
rend die Leistungen für Ältere steigen. Wie
stark sich die finanzielle Umverteilung zu-
gunsten der Älteren auswirkt, sieht man
allein daran, dass in Deutschland Ältere
deutlich seltener von Armut bedroht sind
als Familien, insbesondere Alleinerziehen-
de und deren Kinder. Wer also nur an Wohl-
taten für Rentner und Pensionäre denkt,
damit er wiedergewählt wird, vergisst, dass
sich die Zukunft nur mit Investitionen in die
Jungen finanzieren lässt.
Herzlichen Dank für das interessante
Gespräch. ■

Reiner Klingholz ist Di-
rektor des Berlin-Instituts
für Bevölkerung und Ent-
wicklung. Weitere Informa-
tionen zu dem Thema fin-
den Sie unter www.berlin-
institut.org oder in dem
Buch „Sklaven des Wachs-
tums – Die Geschichte
einer Befreiung“ von
Reiner Klingholz, erschie-
nen im Campus-Verlag.

Demografische Entwicklung:

„Wir brauchen Konzepte für ein
Wohlergehen ohne Wachstum“
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Der pensionierte Kölner Ober-
staatsanwalt Egbert Bülles
warnt: Ohne verbesserte
finanzielle, strafrechtliche
und personelle Mittel und
ohne den politischen Willen
wird es in Zukunft unmöglich
sein, die organisierte Krimi-
nalität auch nur ansatzweise
effizient zu bekämpfen.

Unzählig sind die Versuche, den Begriff der
Organisierten Kriminalität (OK) zu defi-
nieren, denn es gibt keine Legaldefinition
für die OK. Einigkeit besteht aber darüber,
dass OK die von Gewinnen oder Macht-
streben bestimmte planmäßige Begehung
von Straftaten ist, die einzeln oder in ihrer
Gesamtheit von erheblicher Bedeutung
sind. Ihre Erscheinungsformen sind vielge-
staltig. Neben strukturierten, hierarchisch
aufgebauten Organisationsformen (häufig
zusätzlich abgestützt durch ethnische Ein-
heit, Sprache, Sitten, sozialen und familiä-
ren Hintergrund) finden sich – auf der
Basis eines Systems persönlicher und ge-
schäftlich kriminell nutzbarer Verbindun-
gen – Straftäterverflechtungen mit unter-
schiedlichem Bindungsgrad der Personen
untereinander, deren konkrete Ausfor-
mung durch die jeweiligen kriminellen
Interessen bestimmt wird.

OK wird zurzeit vorwiegend in den folgen-
den Kriminalitätsbereichen festgestellt:
■ Rauschgifthandel und -schmuggel;
■ Kriminalität im Zusammenhang mit

dem Nachtleben (vor allem Prostitution,
Frauenhandel, illegales Glücks- und
Falschspiel, Schutzgelderpressung);

■ unerlaubte Arbeitsvermittlung und Be-
schäftigung;

■ illegale Einschleusung von Ausländern;
■ Fälschung und Missbrauch von Zah-

lungsmitteln;
■ bandenmäßiger Diebstahl hochwertiger

Kraftfahrzeuge;
■ Einbruchsdiebstahl in Wohnungen mit

zentraler Beute-Verwertung;

■ Rockerkriminalität (z.B. Hells Angels,
Bandidos).

Hinzu kommt etwa der organisierte Betrug
■ zum Nachteil älterer Leute (z.B. Enkel-

trick, Schockanrufe);
■ Betrug „an der Haustüre“; oder
■ durch Call-Center-Abzocke

(Gewinnspiele).

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass vie-
le der Täter, die der OK zuzurechnen sind,
deliktsübergreifend tätig sind, sich also
nicht ausschließlich mit einem Kriminali-
tätsbereich, sondern gleichzeitig oder nach-
einander sich etwa mit Menschenhandel,
gewerbsmäßigem PKW-Diebstahl und mit
Rauschgifthandel beschäftigen. So werden
etwa Frauen aus Osteuropa nach Deutsch-
land der Prostitution zuge-führt und quasi
auf dem Rückweg entwendete Fahrzeuge
mitgenommen.
Die Aufzählung dieser Straftaten ist nicht
abschließend und wird insbesondere durch
neue technische Erfindungen, etwa im
Kommunikationsbereich (Internet u.a.),
erweitert, so im Bereich der Kreditkarten-
kriminalität (der betrügerische Einsatz von
heimlich abgelesenen Geheimnummern
und Daten-„Skimming“), der Computer-
kriminalität. Nicht unerwähnt bleiben sol-
len die bis vor einigen Jahren nicht vorstell-
baren Straftaten im Banken- und Finanzbe-

reich, die zum Untergang von Banken und
der Zahlungsfähigkeit ganzer Staaten ge-
führt haben.

Die Bearbeitung von Ermittlungsverfahren
im OK-Bereich ist vielfach zufällig und un-
systematisch, sodass eine „intelligente“
Bekämpfung erforderlich ist, um diese Kri-
minalität, die sich nicht nur gegen einzelne
Mitbürger, sondern auch gegen den Kern-
bestand des Staates richtet, wirksam be-
kämpfen zu können. Nicht einzelne Perso-
nen wie etwa der minderjährige Woh-
nungseinbrecher, sondern dessen Hinter-
leute, die oft im Ausland befindlichen Or-
ganisationen und deren Strukturen müssen
Ziel der Ermittlungen sein, wobei deren
Zerschlagung und die Einziehung des Ver-
mögens und nicht nur die Inhaftierung
einzelner Personen durchzuführen sind.
Die Beschlagnahme des Vermögens trifft
die Organisationen besonders, da ihnen
hierdurch die Grundlage entzogen wird,
ihre kriminellen Geschäfte fortzuführen.

Im Gebiet des Rauschgifthandels und der
Wirtschaftskriminalität, so etwa bei der il-
legalen Abfallbeseitigung, gibt es aber größ-
tenteils keine Geschädigten im klassischen
Sinn, sodass auch keine Anzeigen erstattet
werden, mithin die Strafverfolgungsbe-
hörden kaum Kenntnis von derartigen

Organisierte Kriminalität in Deutschland:

Strafverfolgung nach Kassenlage?
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Straftaten erlangen. In anderen Bereichen,
wie im Rotlichtmilieu – etwa beim Men-
schenhandel oder bei Schutzgelderpres-
sungen oder der Schleuser-Kriminalität –,
werden in vielen Fällen Zeugen, die zur
Anzeige bereit wären, durch Drohung mit
Gewalt eingeschüchtert. Bei Straftaten wie
Geldwäsche oder Bandenkriminalität han-
deln die Täter höchst konspirativ oder in
geschlossenen ethnischen Gruppen, sodass
die normalen Instrumente der strafprozes-
sualen Aufklärung oft nicht zum Ziel füh-
ren. Erforderlich ist es deshalb auch, durch
Früherkennung neuartiger Kriminalitäts-
strukturen diese Straftaten ( z. B. Skim-
ming oder Phishing) wirksam bekämpfen
zu können.

Die Kriminalstatistik spiegelt die OK nur
unzureichend wider. Diese spielt sich näm-
lich oft nur im Verborgenen ab und ist von
einer Mauer des Schweigens
umgeben. Es gilt der Satz: „Er-
kennbare OK ist schlechte OK.
Eindeutig in den letzten Jah-
ren angestiegen ist aber die
Kriminalität im Bereich der
Zahlungskriminalität, bei den
Straftaten zum Nachteil älte-
rer Menschen und insbesondere bei den
Eigentumsdelikten, namentlich bei den
bandenmäßig begangenen Wohnungsein-
brüchen und Taschendiebstählen.

Die Aufklärung von Straftaten hängt aber
im Wesentlichen davon ab, wie hoch der
persönliche und materielle Einsatz der
Strafverfolgungsbehörden ist, Kriminalität
zu verfolgen. Dieser wird von der Politik
und nicht zuletzt von den Finanzministern
bestimmt, wobei in Deutschland zurzeit
aus ökonomischen Gründen der schlanke
Staat propagiert wird, der mit dem Abbau
des öffentlichen Dienstes einhergeht, was
natürlich Auswirkungen auf eine wirksa-
me Strafverfolgung hat. Ein schlanker Staat
wird – wie die Geschichte gezeigt hat –

s chne l l
zu einem
schwachen
Staat, der nicht
mehr fähig ist,
das vernünftige Zu-
sammenleben der Men-
schen zu regeln, sodass nicht-
staatliche Organisationen, etwa die Mafia
in Italien oder Drogenkartelle in Mexiko,
mehr staatliche Aufgaben übernehmen und
sich dabei nicht um Recht und Gesetz sche-
ren. Es sollte auch nicht außer Betracht
bleiben, dass finanzielle Einspa-rungen –
wie etwa in Berlin oder NRW – den Beruf
als Polizeibeamter oder Richter und Staats-
anwalt unattraktiv machen und diese nicht
dazu bewegt werden, bei ständigem Perso-
nalabbau und finanziellen Einsparungen
ihren Arbeitseinsatz noch zu steigern, son-
dern stattdessen Dienst nach Vorschrift

leisten. Statt einer Strafverfolgung nach
Kassenlage müssen aber die Strafverfol-
gungsbehörden durch bessere personelle
und sachliche Ausstattung in die Lage ver-
setzt werden, schwere Straftaten, die oft
von überörtlich und international tätigen
Banden begangen werden, wie etwa Woh-
nungseinbrüche oder Betrügereien zum
Nachteil älterer Menschen, zu bekämpfen.
Einbrüche etwa empfinden viele Opfer als
schwere Verletzung, wobei sie noch lange
nach der Tat unter Ohnmachtsgefühlen
oder Schlaflosigkeit leiden. Die nicht zu
leugnende Einbruchswelle führt zu einer

großen Verunsicherung, man fühlt sich
nicht mehr von der Polizei geschützt und
beginnt, sich unter großem finanziellem
Aufwand gegen einen Einbruch zu schüt-
zen oder private Bürgerwehren zu bilden
– ein Alarmzeichen, das die Politik nicht

übersehen sollte.
Es geht nicht an, den Schutz
der Bevölkerung vor Straftä-
tern – eine Kernaufgabe des
Staates – zu privatisieren und
etwa bei Wohnungseinbrü-
chen nach dem Motto „Riegel
vor“ die Bürger zu veranlas-

sen, sich selbst durch den Einsatz hoher
finanziellen Mittel, wie einbruchsicherer
Türen und Fenster, Videokameras oder pri-
vater Sicherheitsdienste, zu schützen. Dies
führt dazu, dass nur noch die Reichen vor
Straftätern sicher sind.
Das Gleiche gilt für den organisierten Be-
trug gegenüber älteren Mitmenschen. Da
die meisten älteren Leute ihr Telefon frü-
her bei der Post angemeldet haben und
nunmehr bei deren Nachfolgerin, der deut-
sche Telekom, registriert sind, die nur
noch Daten für die Dauer von einer Woche
den Strafverfolgungsbehörden zur Verfol-
gung zur Verfügung stellt, wird durch die
fehlende Vorratsspeicherung die Aufklä-
rung von Netzwerken erschwert oder völ-
lig verhindert. Die Enkeltrick-Täter hinter-
lassen in den seltensten Fällen Fingerspu-
ren. Durch ihre intensive Kommunikation
untereinander mittels Telekommunika-
tions-Endgeräten vor und nach einer Tat,
aber insbesondere während der eigentli-
chen Tatphase, verbleiben jedoch Daten-
spuren, die sich von der Polizei herausfil-
tern lassen. Nur durch derartige Ermittlun-
gen können die Täter gefasst und Opfer
geschützt werden.
Gerade die älteren Mitmenschen – be-
kanntermaßen altert unsere Gesellschaft in
fortschreitendem Maß – benötigen – wie

Der Autor: Egbert Bülles, Jg. 1946, studier-
te Rechtswissenschaften an der Uni Bonn.
Bis zu seiner Pensionierung arbeitete er bei
der Kölner Staatsanwaltschaft und leitete
viele Jahre die Abteilung Organisierte
Kriminalität im Kölner Justizzentrum. Sein
Buch „Deutschland Verbrecherland?“ ist
im Econ-Verlag erschienen (seit neuestem
auch als Taschenbuch für 9,99 €).

Es geht nicht an, den Schutz der Bevölkerung
vor Straftätern – eine Kernaufgabe des Staates –

zu privatisieren.
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auch Kinder – besonderen Schutz, und nie-
mand sollte so vermessen sein, dass er
nicht im fortgeschrittenen Alter auch Op-
fer dieser Taten werden kann.

Die Schwerpunktsetzung der Politik der
Bekämpfung des islamistischen Terroris-
mus und des Rechtsradikalismus führt da-
zu, dass die Verfolgung der OK zweitrangig
wird. Das beruht darauf, dass Informanten,
Observationsteams und Sondereinsatz-
kommandos vorrangig bei der Beobach-
tung dieser Kriminalitätsbereiche einge-
setzt werden, nicht aber bei der Beobach-
tung und Verfolgung von Menschenhänd-
lern, Drogendealern oder Schutzgeld-
erpressern, Wohnungseinbrechern und
Betrügern, die oft vom Ausland her einrei-
sen oder Straftaten aus dem Ausland per
Internet oder Telefon steuern.
Neben einer verbesserten Rechtshilfe ist
deshalb die Einführung der Vorratsdaten-
speicherung erforderlich, da hierdurch
Strukturermittlungen hinsichtlich der kri-
minellen Organisationen der Täter möglich
sind, etwa beim Enkeltrick oder mobilen
Einbrecherbanden.
Ein besonders skrupelloser Fall, der nur
mit Hilfe von Telefonüberwachungen auf-

geklärt werden konnte, wird in einem vor
dem Landgericht Köln Ende Januar 2015
begonnenen Prozess gegen eine Betrüger-
bande behandelt, die mit Schockanrufen
zahlreiche Rentnerinnen um ihre Erspar-
nisse brachte. Ein vermeintlicher Arzt teil-
te mit, ein naher Angehöriger sei verun-
glückt, liege im künstlichen Koma und
könne nur durch eine aufwändige Behand-
lung gerettet werden. Da die Krankenkasse
nicht so schnell zahle, müsse der Angeru-
fene in Vorleistung gehen, um das Leben
zu retten. Selbst erfahrene Polizeibeamte
waren über die Rücksichtslosigkeit der Tä-
ter entsetzt.

Entgegen einer weitverbreiteten Meinung
erklärten der Europäische Gerichtshof und
das Bundesverfassungsgericht die Vorrats-
datenspeicherung grundsätzlich nicht für
verboten. Diese sei bei der Bekämpfung
der Schwerkriminalität ein taugliches Mit-
tel. Auf die beim Netzbetreiber verwahrten
Daten könne mit Genehmigung eines Rich-
ters zurückgegriffen werden, um schwere
Straftaten aufklären zu können. Dabei soll-
te der Rückgriff auf die verwahrten Daten
m.E. auf die Dauer von drei Monaten be-
schränkt werden. Erstaunlicherweise wird

diese Maßnahme von manchen Politikern
als unzulässig angesehen, während die
Speicherung von Bankgeschäften und de-
ren Unterlagen für die Dauer von fünf Jah-
ren zur Bekämpfung der Geldwäsche oder
die Speicherung von Kraftfahrzeugkenn-
zeichen hingenommen wird. Das Argu-
ment, die Vorratsdatenspeicherung verhin-
dere keine Straftaten, geht fehl, da es sich
hierbei nicht um eine vorbeugende Maß-
nahme der Verbrechensbekämpfung, son-
dern vielmehr der Aufklärung bereits be-
gangener Taten handelt. Die Überführung
von Wohnungseinbrechern und Trickbe-
trügern sollte aber ein besonderes Anliegen
des Staates sein.

Es sind enorme Anstrengungen erforder-
lich, in Deutschland nicht den Kampf ge-
gen die Kriminalität zu verlieren und zu-
mindest den jetzigen Status quo bei der
Verbrechensbekämpfung zu halten. Hin-
sichtlich einer wirksamen Bekämpfung der
Kriminalität und neuer Bekämpfungsstra-
tegien, etwa organisatorischer Änderun-
gen bei den Strafverfolgungsbehörden und
dem Erfordernis neuer Gesetze, wird auf
das Buch „Deutschland – Verbrecherland”
verwiesen. ■

Senioren wird häufig nachgesagt, das Fern-
sehen sei ihre wichtigste Informationsquel-
le. Mittlerweile folgt auf beinahe alle Sen-
dungen der Hinweis auf weiterführende
Angebote im Internet. Hat man keinen
Internetzugang, bleiben diese Informatio-
nen für viele im weltweiten Netz verbor-
gen. Gleichzeitig wandern auch immer
mehr Dienstleistungen ins Internet. On-
line-Banking oder der Online-Einkauf mö-
gen für viele Städter bequem sein. Für
Menschen, die abseits der Ballungszentren
leben, ist es zunehmend die einzige
Möglichkeit, Überweisungen auszulösen,
wenn die lokale Bankfiliale geschlossen hat
oder die nächste Einkaufsmöglichkeit kilo-
meterweit entfernt ist. Es entsteht so eine
digitale Kluft zwischen Onlinern und de-
nen, die das Internet noch nicht nutzen.
Immer häufiger fragen sich auch die Seni-
oren, wie eine zeitgemäße Möglichkeit
aussieht, um am Internet teilzuhaben?
Denn Skypen mit den Enkeln, Fotos aus-
tauschen mit Freunden, Unterstützung bei
Alltagsroutinen oder schlicht im Internet

surfen und eine verpasste Serie in der Me-
diathek abrufen – das wollen zunehmend
auch die Senioren. Der Geschäftsführer
des Fachverbandes Bitkom, Dr. Bernhard
Rohleder, empfiehlt: „Tablet-Computer
sind gerade für PC-Anfänger besonders gut
geeignet. Durch die intuitive Steuerung
per Finger sind sie einfach zu bedienen.“

Mit asina gibt es nun ein Tablet, das spezi-
ell an die Wünsche älterer Nutzer ange-
passt ist. Ein handelsübliches Android-Ta-
blet wird mit der übersichtlichen asina-
Benutzeroberfläche versehen. Über große
Kacheln werden die einzelnen Funktionen

aufgerufen und ganz einfach bedient. Das
Besondere an asina ist aber die Möglichkeit
für Kinder oder Enkel, das Tablet der Groß-
eltern auch aus der Ferne über die asina-
Webseite einzustellen und Inhalte wie Fo-
tos, Lesezeichen oder Erinnerungen einzu-
pflegen. Sie müssen es dafür nicht selbst in
der Hand halten. Mit der Anwendung
‚Assistenzruf’ kann sogar Hilfe gerufen
werden, wenn es nötig ist.
Das Fazit der Experten für digitale Technik
für Senioren von connect45plus lautet:
„Das asina-Tablet bietet Komfort, Sicher-
heit und Funktionalität für Senioren und
eignet sich auch für diejenigen unter ih-
nen, die bisher noch keine Erfahrungen
mit der digitalen Technik und der Bedie-
nung von Touchscreens gemacht haben.“

Senioren und Technik – ein perfektes Paar!

Bitkomstudie zur Tabletnutzung in Deutschland
www.bitkom.org/de/presse/81149_78726.aspx
Testbericht von connect45plus
www.connect45plus.de/tablet-fuer-senioren-tablet-test-asina/

COMPUTER-TIPP
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)UHLWDJ� ����������� )OXJ YRQ

�=XEULQJHUIO�JH P|J�

OLFK� QDFK LQ GHU NDQDGL�

VFKHQ 3URYLQ] $OEHUWD� 1DFK GHU

3DVV� XQG =ROONRQWUROOH HPSIlQJW

6LH GLH |UWOLFKH 5HLVHOHLWXQJ XQG

EHJOHLWHW 6LH ]XP +RWHO %ODFN�

IRRW� JHOHJHQ LP =HQWUXP YRQ

&DOJDU\�

6DPVWDJ������������$P9RUPLW�

WDJ OHUQHQ 6LH ]XQlFKVW GLH EH�

GHXWHQGVWHQ 6HKHQVZ�UGLJNHL�

WHQ YRQ NHQQHQ� 'D]X

]lKOHQ DXFK GLH 6SRUWVWlWWHQ GHU

RO\PSLVFKHQ6SLHOH����PLWGHP

ZHLWKLQ VLFKWEDUHQ 6NLVSUXQJ�

WXUP RGHU GHU %RE� XQG 5RGHO�

EDKQ� GLUHNW DP 6WDGW]HQWUXP�

'LH 6N\OLQH GHU 0HWURSROH ]HXJW

YRQ GHP gO�5HLFKWXP� GHU &DO�

JDU\ LQ GHQ QHXQ]LJHU -DKUHQ ]XU

Å%RRP�&LW\´ PDFKWH� 6LH IDK�

UHQ ZHLWHU GXUFK GLH )RRW�+LOOV

5LFKWXQJ 5RFN\ 0RXQWDLQV XQG

HUUHLFKHQ � JHOHJHQ PLW�

WHQ LQ HLQHU JUDQGLRVHQ %HUJ�

ZHOW� 6LH PDFKHQ DXFK HLQHQ $E�

VWHFKHU ]X GHP ZHOWEHU�KPWHQ�

OHJHQGlUHQ %DQII 6SULQJV +R�

WHO� :HQQ 6LH P|FKWHQ� N|QQHQ

6LH GLH KHUUOLFKH 8PJHEXQJ YRQ

%DQII QDFK HLQHU *RQGHOIDKUW

DXI GHQ 6XOSKXU 0RXQWDLQ DXV

0LW TXDOLIL]LHUWHU� GHXWVFK�

VSUDFKLJHU 5HLVHOHLWXQJ

LQNOXVLYH (LQWULWWVJHOGHU

XQG )lKUIDKUWHQ

,Q DXVJHZlKOWHQ JXWHQ

0LWWHONODVVH�+RWHOV

$E�ELV YLHOHQ GHXWVFKHQ

)OXJKlIHQ DXI $QIUDJH

P|JOLFK

'LH 1DWXU KDW GHQ :HVWHQ .DQDGDV PLW YHUVFKZHQGH�

ULVFKHU 9LHOIDOW XQG 6FK|QKHLW EHGDFKW� 'LH XQHUPHVV�

OLFKH :HLWH XQG GLH *HODVVHQKHLW GHU .DQDGLHU VLQG

%DOVDP I�U GLH 6HHOH� +LQWHU MHGHU %LHJXQJ HUZDUWHQ

6LH %LOGHUEXFKPRWLYH ² WLHIEODXH %HUJVHHQ� GLH YRQ

VFKQHHEHGHFNWHQ %HUJHQ HLQJHUDKPW ZHUGHQ� :DVVHU�

IlOOH� GLH WRVHQG LQ GLH 7LHIH VW�U]HQ XQG ULHVLJH *OHW�

VFKHUIHOGHU� GHQHQ 6LH JDQ] QDKH NRPPHQ ZHUGHQ�

6LH EHJLQQHQ ,KUH (QWGHFNXQJVUHLVH LQ &DOJDU\� GHP

7RU ]X GHQ 5RFN\ 0RXQWDLQV� 'DQDFK GXUFKTXHUHQ

6LH GLH EHLGHQ EHGHXWHQGVWHQ 1DWXUUHVHUYDWH GHV /DQ�

GHV� %DQII� XQG -DVSHU�1DWLRQDOSDUN PLW GHP PDMHV�

WlWLVFKHQ 0RXQW :KLVWOHU� 1DFK HLQHU )lKUIDKUW� YRU�

EHL DQ HLQHU ZXQGHUVFK|QHQ ,QVHOZHOW� HUUHLFKHQ 6LH

9DQFRXYHU ,VODQG� ,Q GHU +DXSWVWDGW %ULWLVK &ROXPELDV�

9LFWRULD� HPSIlQJW PDQ 6LH VFKOLH�OLFK ÅYHU\ EULWLVK �́

=XP $XVNODQJ OHUQHQ 6LH GLH 0HWURSROH 9DQFRXYHU

NHQQHQ ² I�U YLHOH LVW VLH GLH VFK|QVWH 6WDGW GHU :HOW�

� )O�JH )UDQNIXUW � &DOJDU\ �YLD

7RURQWR� � 9DQFRXYHU � )UDQN�

IXUW PLW /XIWKDQVD � $LU &DQDGD

LQ GHU (FRQRP\�&ODVV

� )OXJKDIHQVLFKHUKHLWVJHE�KUHQ

XQG .HURVLQ]XVFKOlJH YRQ ]XU�

]HLW (85 ����� S�3� �6WDQG ������

� 7UDQVIHUV )OXJKDIHQ � +RWHO �

)OXJKDIHQ

� �� hEHUQDFKWXQJHQ LQ JXWHQ

0LWWHONODVVH�+RWHOV �NDQDGLVFKH

.ODVVLIL]LHUXQJ�

� +DOESHQVLRQ �.DQDGLVFKHV

)U�KVW�FN XQG VHUYLHUWHV

$EHQGHVVHQ LP +RWHO RGHU

5HVWDXUDQW�

� 5XQGUHLVH LP PRGHUQHQ� NOLPD�

WLVLHUWHQ 5HLVHEXV

� %HVLFKWLJXQJHQ JHPl� 5HLVH�

SURJUDPP

� (LQWULWWVJHOGHU ]XP 3URJUDPP

� 4XDOLIL]LHUWH� GHXWVFKVSUDFKLJH

5HLVHOHLWXQJ ZlKUHQG GHU

5XQGUHLVH

� 8PIDQJUHLFKHV ,QIRUPDWLRQV�

EXFK ]XU 5HLVH

� =XVlW]OLFKH 0DKO]HLWHQ� *HWUlQNH

XQG SHUV|QOLFKH $XVJDEHQ

� 7ULQNJHOGHU

� =XVlW]OLFKH 5HLVHYHUVLFKHUXQJHQ

�:LU HPSIHKOHQ GHQ $EVFKOXVV HLQHU

5HLVHU�FNWULWWVNRVWHQ�9HUVLFKHUXQJ�

)�U GLH (LQUHLVH EHQ|WLJHQ GHXWVFKH 6WDDWVDQJHK|ULJH LK�

UHQ PLQGHVWHQV QRFK � 0RQDWH QDFK (LQUHLVHGDWXP J�OWLJHQ � 'LH

0LQGHVWWHLOQHKPHU]DKO� GLH HUUHLFKW VHLQ PXVV�

EHWUlJW 3HUVRQHQ � 8QVHU $QJHERW JLOW YRUEHKDOWOLFK GHU 9HUI�JEDUNHLW YRQ

+RWHO]LPPHUQ XQG )OXJSOlW]HQ ]XP =HLWSXQNW GHU )HVWEXFKXQJ � 'HU JHQDQQWH

5HLVHSUHLV EDVLHUW DXI HLQHP 8PUHFKQXQJVNXUV YRQ ]XU]HLW (85 ���� �6WDQG �� ����

3UHLVlQGHUXQJHQ DXI *UXQG YRQ :lKUXQJVVFKZDQNXQJHQ VLQG LP JHVHW]OLFKHQ 5DK�

PHQ P|JOLFK� � 0LW (UKDOW GHU 5HLVHEHVWlWLJXQJ XQG GHV 6LFKHUXQJVVFKHLQV LVW HLQH

$Q]DKOXQJ YRQ ��� GHV 5HLVHSUHLVHV IlOOLJ� GHU 5HVWEHWUDJ � :RFKHQ YRU $EUHLVH

�

(85

SUR 3HUVRQ LP 'RSSHO]LPPHU EHL

=ZHLHUEHOHJXQJ

(LQ]HO]LPPHU�=XVFKODJ� (85

=XEULQJHUIO�JH ]XP )OXJKDIHQ

)UDQNIXUW �]�%� DE�ELV %HUOLQ�7HJHO�

+DPEXUJ� +DQQRYHU� '�VVHOGRUI

XQG 0�QFKHQ��

(85 SUR 3HUVRQ

:LU HPSIHKOHQ GHQ $EVFKOXVV

HLQHU 5HLVHU�FNWULWWVNRVWHQ�9HU�

VLFKHUXQJ PLW 6HOEVWEHKDOW ]XP

3UHLV YRQ (85 SUR 3HUVRQ�

�'LH 9HUVLFKHUXQJ NDQQ QDFK $EVFKOXVV QLFKW

PHKU VWRUQLHUW ZHUGHQ��

'LH 1DWXU KDW GHQ :HVWHQ .DQDGDV PLW YHUVFKZHQGH�

,Q �� 7DJHQ

YRQ &DOJDU\ QDFK

9DQFRXYHU
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���� ZDU 9DQFRXYHU *DVWJHEHU

GHU 2O\PSLVFKHQ :LQWHUVSLHOH�

hEHUQDFKWXQJ LP +RWHO ([HFXWL�

YH 9DQWDJH 3DUN�

6RQQWDJ� ����������� %HL HLQHU

KDOEWlJLJHQ 6WDGWUXQGIDKUW OHU�

QHQ 6LH GLH YLHOIlOWLJHQ )DFHWWHQ

YRQ 9DQFRXYHU NHQQHQ� 6LH EH�

VXFKHQ X�D� GDV 6WDGW]HQWUXP

PLW *DVWRZQ� HLQHP KLVWRULVFKHQ

9LHUWHO PLW YLHOHQ *HElXGHQ DXV

GHP ��� -DKUKXQGHUW� &RDO +DU�

ERXU� GHQ ZHLWOlXILJHQ 6WDQOH\

3DUN VRZLH GLH JHVFKlIWLJH &KLQD

7RZQ� 'HU 1DFKPLWWDJ VWHKW ,K�

QHQ I�U (UNXQGXQJHQ ÅDXI HLJH�

QH )DXVW´ ]XU IUHLHQ 9HUI�JXQJ�

0RQWDJ� ����������� $P 9RUPLW�

WDJ ELHWHW VLFK QRFK *HOHJHQKHLW�

YRP ]HQWUDO JHOHJHQHQ +RWHO DXV

GLH ]DKOUHLFKHQ (LQNDXIVP|JOLFK�

NHLWHQ 9DQFRXYHUV ]X QXW]HQ�

$P IU�KHQ 1DFKPLWWDJ 7UDQV�

IHU ]XP )OXJKDIHQ XQG 5�FNIOXJ

QDFK �

'LHQVWDJ� ����������� $QNXQIW

LQ )UDQNIXUW DP IU�KHQ 0RUJHQ

XQG JJIV� :HLWHUIOXJ ]XP $XV�

JDQJVIOXJKDIHQ ,KUHU 5HLVH�

&RXSRQ DXVI�OOHQ XQG GLUHNW

DQ GHQ 9HUDQVWDOWHU VHQGHQ�

*PE+

,P :DXHUW �� � ����� 'RUVWHQ

7HOHID[� � �� �� � � �� �����

(�0DLO� LQIR#WHUUDPXQGL�GH

:HE� ZZZ�WHUUDPXQGL�GH

1DPH� 9RUQDPH �  5HFKQXQJVDQVFKULIW� *HEXUWVGDWXP

6WUD�H� +DXVQXPPHU

3/=� 2UW

7HOHIRQ PLW 9RUZDKO (�0DLO

1DPH� 9RUQDPH � � *HEXUWVGDWXP

2UW� 'DWXP� 8QWHUVFKULIW

1DFK %XFKXQJVHLQJDQJ HUKDOWHQ 6LH HLQH %XFKXQJVEHVWlWLJXQJ YRP 9HUDQVWDOWHU 7HUUDPXQGL *PE+�

0LW (UKDOW GHU 5HLVHEHVWlWLJXQJ XQG GHV 6LFKHUXQJVVFKHLQV LVW HLQH $Q]DKOXQJ YRQ ��� GHV 5HLVHSUHLVHV

IlOOLJ� GHU 5HVWEHWUDJ � :RFKHQ YRU $QUHLVH�

0LW PHLQHU 8QWHUVFKULIW HUNHQQH LFK GLH 5HLVH� XQG =DKOXQJVEHGLQJXQJHQ GHV 9HUDQVWDOWHUV 7HUUDPXQGL

*PE+ �HLQVHKEDU XQWHU ZZZ�WHUUDPXQGL�GH� ² DXFK LP 1DPHQ GHU�GHV 0LWUHLVHQGHQ ² DQ�

5HLVH]LHO�

7HUPLQH�

3UHLVH� (85 S�3� LP '=

(LQ]HO]LPPHU�=XVFKODJ�

(85

)O�JH� *UXQGSUHLV PLW )O�JHQ DE�ELV

)UDQNIXUW

$XISUHLV I�U =XEULQJHUIO�JH

DE�ELV %HUOLQ�7HJHO� +DPEXUJ�

+DQQRYHU� '�VVHOGRUI XQG

0�QFKHQ�

(85 SUR 3HUVRQ

+LHU ELWWH ,KUH JHZ�QVFKWHQ /HLVWXQJHQ

DQNUHX]HQ�  'RSSHO]LPPHU �

 (LQ]HO]LPPHU �  5HLVHU�FN�

WULWWVNRVWHQ�9HUVLFKHUXQJ

7HLOQHKPHU '= (= 59

7HLOQHKPHU '= (= 59

� LFK P|FKWH PLW XQWHQ DXIJHI�KUWHQ 7HLOQHKPHUQ DQ GHU

5HLVH QDFK WHLOQHKPHQ� %LWWH VHQGHQ 6LH PLU GLH

%XFKXQJVEHVWlWLJXQJ DQ X�D� $GUHVVH�

*HZ�QVFKWH )O�JH


DE�ELV�

QDFK 9HUI�JEDUNHLW� ELWWH EHDFKWHQ

6LH HYWO� =XVFKOlJH

� EHL =ZHLHUEHOHJXQJ�

7HUUDPXQGL LVW LQVROYHQ]�

YHUVLFKHUW EHL�

,P :DXHUW �� ����� 'RUVWHQ

7HOHIRQ� � �� �� � � �� ����

7HOHID[� � �� �� � � �� �����

(�0DLO� LQIR#WHUUDPXQGL�GH

:HE�

LP JOHLFKQDPLJHQ 1DWLRQDOSDUN�

hEHUQDFKWXQJ LP +RWHO &ULPVRQ�

'LHQVWDJ� ����������� $P 0RU�

JHQ XQWHUQHKPHQ 6LH ]XQlFKVW

HLQH NXU]H 5XQGIDKUW GXUFK -DV�

SHU XQG ]XP 7DO GHV 0DOLJQH 5L�

YHU PLW GHP JOHLFKQDPLJHQ 6HH�

'DQDFK SDVVLHUHQ 6LH EHL GHU

hEHUTXHUXQJ GHV <HOORZKHDG

3DVV GHQ 0RXQW 5REVRQ� (U LVW

GHU K|FKVWH %HUJ GHU NDQDGL�

VFKHQ 5RFN\ 0RXQWDLQV� 8QWHU�

ZHJV PDFKHQ 6LH +DOW LQ

� DP 5DQGH GHV :HOOV *UD\

3URYLQFLDO 3DUN� PLW GHQ EHNDQQ�

WHQ +HOPFNHQ )DOOV� *HJHQ

$EHQG HUUHLFKHQ 6LH GDQQ GHQ

LG\OOLVFK JHOHJHQHQ 6NLRUW

� hEHUQDFKWXQJ LQ GHU 6XQ

3HDNV /RGJH�

0LWWZRFK� ����������� :HLWHU

JHKWGLH)DKUWGXUFKGLH$XVOlXIHU

GHU &RDVW 5DQJH 0RXQWDLQV� 6LH

GXUFKTXHUHQ GLH Z�VWHQDUWLJH

/DQGVFKDIW UXQG XP .DPORRSV

PLW DOWHQ *ROGJUlEHUVWlGWFKHQ

ZLH &DFKH &UHHN� 'HU ZHLWHUH

:HJ I�KUW �EHU GLH VSHNWDNXOlUH

'XII\ /DNH 5RDG ELV ]XP� GXUFK

2O\PSLD ���� ZHOWEHNDQQW JH�

ZRUGHQHQ�:LQWHUVSRUWRUW

� 6FKRQ GLH KHUUOLFKH /DJH LQ

HLQHP ZHLWHQ 7DO� HLQJHUDKPW

YRP :KLVWOHU� XQG %ODFNFRPE

0RXQWDLQ LVW HLQ (UOHEQLV� hEHU�

QDFKWXQJ LP +RWHO $DYD�

'RQQHUVWDJ� ����������� hEHU

GHQ 6HD�WR�6N\�+LJKZD\ IDKUHQ

6LH ZHLWHU LQ 5LFKWXQJ 9DQFRX�

YHU� 'RFK ]XQlFKVW YHUODVVHQ 6LH

GDV )HVWODQG XQG VHW]HQ YRQ GHU

+RUVHVKRH %D\ PLW HLQHU )lK�

UH QDFK � JHOHJHQ DXI

9DQFRXYHU ,VODQG� �EHU� 6FKRQ

GLH )lKUIDKUW� YRUEHL DQ XQ]lK�

OLJHQ PDOHULVFKHQ ,QVHOFKHQ� LVW

HLQ (UOHEQLV� $XI

DQJHNRPPHQ� IDKUHQ 6LH

ZHLWHU GXUFK GLH DEZHFKVOXQJV�

UHLFKH /DQGVFKDIW ELV

� +LHU EHVLFKWLJHQ 6LH GLH EH�

NDQQWHQ :DQGPDOHUHLHQ� $P

VSlWHQ 1DFKPLWWDJ HUUHLFKHQ 6LH

GDQQ � hEHUQDFKWXQJ LP

+RWHO 4XDOLW\ ,QQ 'RZQWRZQ�

)UHLWDJ� ����������� (UOHEHQ 6LH

KHXWH GHQ EHVRQGHUHQ 5HL] GHU

3URYLQ]KDXSWVWDGW YRQ %ULWLVK

&ROXPELD� $Q NHLQHP DQGHUHQ

2UW LQ .DQDGD LVW GHU &KDUPH GHU

HQJOLVFKHQ .RORQLDO]HLW VR HUKDO�

WHQ JHEOLHEHQ ZLH KLHU� 6LFKWEDUH

=HLFKHQ GHU YLFWRULDQLVFKHQ =HLW

VLQG GDV 3DUODPHQWVJHElXGH GHU

3URYLQ] %�&� RGHU GDV (PSUHVV

+RWHO� LQ GHP GLH =HLW VWHKHQ JH�

EOLHEHQ VFKHLQW� 'HU 1DFKPLWWDJ

VWHKW ,KQHQ ]XU IUHLHQ 9HUI�JXQJ�

:LH ZlUH HV PLW HLQHP %HVXFK

LP EHNDQQWHQ ERWDQLVFKHQ *DU�

WHQ Å%XWFKDUG *DUGHQV´ RGHU HL�

QHU %RRWVIDKUW UDXV DXI GHQ 3D]L�

ILN ]XU :DOEHREDFKWXQJ"

6DPVWDJ� ����������� 6LH YHUODV�

VHQ 9DQFRXYHU ,VODQG XQG VHW]HQ

PLW GHU )lKUH ]XP )HVWODQG QDFK

�EHU� $P 1DFKPLW�

WDJ HUUHLFKHQ 6LH GDQQ

� HLQH GHU ZRKO VFK|QVWHQ

6WlGWH GHU :HOW� 'LH 0HWURSROH

LVW DQ GHU :HVWN�VWH JHOHJHQ XQG

ZLUG PDOHULVFK YRQ GHQ &RDVW

5DQJH 0RXQWDLQV HLQJHUDKPW�

GHU 9RJHOSHUVSHNWLYH JHQLH�HQ

�RSWLRQDO�� hEHUQDFKWXQJ LQ GHU

%DQII &DULERX /RGJH�

6RQQWDJ� ����������� +HXWH HU�

NXQGHQ 6LH EHL HLQHP $XVIOXJ GLH

8PJHEXQJ YRQ %DQII� 6LH IDKUHQ

�EHU GHQ %RZ 9DOOH\ 3DUNZD\

]XP EHU�KPWHQ � %HL

HLQHP 6SD]LHUJDQJ XP GHQ 6HH

N|QQHQ 6LH GLH HLJHQW�POLFKH

JU�QH )DUEH GLHVHV +RFKJHELUJV�

VHHV EHZXQGHUQ� GLH GXUFK GDV

6FKPHO]ZDVVHU GHU XPOLHJHQGHQ

*OHWVFKHU KHUYRUJHUXIHQ ZLUG�

1DFK HLQHP %HVXFK GHV 0RUDLQH

/DNH NHKUHQ 6LH QDFK %DQII ]X�

U�FN� hEHUQDFKWXQJ LQ GHU %DQII

&DULERX /RGJH�

0RQWDJ� ����������� +HXWH HUOH�

EHQ 6LH EHL HLQHU )DKUW �EHU GHQ

Å ´ RGHU GHU

Å3URPHQDGH GHV *ODFLHUV´ HLQH

GHU VSHNWDNXOlUVWHQ *HELUJVVWUD�

�HQ GHU :HOW� 6LH ZXUGH LQ GHU

5H]HVVLRQV]HLW ]X %HJLQQ GHU

��HU -DKUH YRQ HWZD WDXVHQG $U�

EHLWHUQ IDVW RKQH PDVFKLQHOOH

+LOIH JHEDXW� 'HQ :HJ �EHU GLH

+RFKJHELUJVVWUD�H EHJOHLWHQ GLH

PlFKWLJHQ *HELUJV]�JH GHU 5R�

FNLHV XQG ]DKOUHLFKH (LVIHOGHU

GHU JU|�HUHQ XQG NOHLQHUHQ *OHW�

VFKHU� 0LW VSH]LHOO NRQVWUXLHUWHQ

Å6QRZFRDFKHV´ ZHUGHQ 6LH DXI

HLQHQ GHU JU|�WHQ *OHWVFKHU LQ

GHQ 5RFN\ 0RXQWDLQV� GHQ

� IDKUHQ� 'LHVHU

*OHWVFKHU LVW HLQ $XVOlXIHU GHV

&ROXPELD�,FHILHOG XQG PLW FD�

��� NPò GDV JU|�WH ]XVDPPHQ�

KlQJHQGH (LVIHOG 1RUGDPHULNDV�

$P $EHQG HUUHLFKHQ 6LH

32-33_Anz_Terramundi.indd 3332-33_Anz_Terramundi.indd 33 04.03.2015 10:52:5404.03.2015 10:52:54



souverän 1 201534

Der Fall der Mauer im Herbst 1989
Zur Souverän 4-2014,
Editorial des Bundes-
vorsitzenden auf S. 3
Mit den Ausführungen in Ihrem Leitarti-
kel der o.a. Ausgabe bin ich voll und ganz
einverstanden. Es ist richtig, dass die
CDU über all die Jahre den Anspruch auf
Wiedervereinigung aufrechterhalten hat.
Im Gegensatz dazu hat die SPD – vor al-
lem eine Gruppe um Egon Bahr – immer
wieder verlauten lassen, dass wir uns
endlich mit dem Bestand der zwei deut-
schen Staaten abfinden und das „Ge-
schwafel“ von der Wiedervereinigung
begraben sollten. Auch bin ich der Mei-
nung, dass wir es in allererster Linie Hn.
Gorbatschow zu verdanken haben, dass
es doch noch zu einer Wiedervereinigung
gekommen ist. Er hatte erkannt, dass der
Ostblock – vornehmlich auch die DDR
– pleite ist und es nicht angeraten ist,
diese Staaten weiter zu schützen. Alle
Kreml-Herrscher vor ihm hätten nach
den Montagsdemonstrationen in Leipzig
und anderen Städten die Truppen ge-
schickt, nach denen Erich Honecker auch
wieder gerufen hat.
Einen Punkt muss ich jedoch der CDU
zum Vorwurf machen. Wenn die CDU
über Jahrzehnte daran festgehalten hat,
dass die Wiedervereinigung kommen
muss und wird, hätte man zum Tag X
einen Generalstabsplan aus der Schubla-
de ziehen können müssen, der ein Sze-
nario für die Zusammenführung der bei-
den deutschen Staaten aufzeigt. Tatsache
war aber leider, dass man total über-
rascht, hilflos und überfordert war. Wenn
ich schon allein daran denke, zu wel-

chem unverantwortlich hohen Kurs der
Umtausch der Sparguthaben der DDR-
Bürger (es waren ja überwiegend
Zwangssparer, weil es viele wichtige Sa-
chen gar nicht zu kaufen gab) des Mono-
poly-Geldes über die Bühne gegangen ist.
Mir drängt sich auf jeden Fall die Ein-
schätzung auf, dass die beharrliche Aus-
sage zur Wiedervereinigung von Seiten
der CDU nur ein reines Lippenbekennt-
nis war – es hörte sich ja auch immer gut
an. Andernfalls hätte man besser vorbe-
reitet sein müssen!
Jochen Mißfeldt,
23863 Bargfeld-Stegen
(Kreis Stormarn)

Ich bedanke mich für den sehr guten und
zutreffenden Text. Von den Linken wer-
den Konservative gerne als die ewig Gest-
rigen bezeichnet. Sie selbst bezeichnen
sich als die Progressiven. Hinter dieser
Grundeinstellung der Linksintellektuel-
len verbirgt sich die Unfähigkeit, die Leis-
tungen anderer anzuerkennen. Das ist die
typische Schwäche jeder Ideologie. Kon-
servativ ist nicht, die Vergangenheit zu
verklären und die Zukunft zu verteufeln.
Konservativ ist, aus der Vergangenheit für
die Zukunft zu lernen und diese mög-
lichst optimal zu gestalten. … Konserva-
tiv zu sein bedeutet auch, mit einer prag-
matischen Politik Lösungen für die nahe
Zukunft zu finden, ohne dabei die fernere
Zukunft durch ideologische und unrealis-
tische Ideale als Vorgaben zu belasten.
Herr Dr. Kohl hätte selbstverständlich für
seine politischen Leistungen den Nobel-
preis verdient. Andere haben ihn wegen
weitaus weniger erhalten. … Kohls per-
sönliche Eigenschaften, seine angebliche
Provinzialität und seine familiären Bin-
dungen werden von den Linksintellektu-
ellen und großen Teilen der Presse als
Gründe für die Minderbewertung aller
seiner politischen Leistungen angeführt.
Dass Herr Kohl mit seinen europäischen
sozialistischen Gesprächspartnern ein
wesentlich besseres persönliches Verhält-
nis hatte, als es je einem anderen Politiker
möglich war, ist schon bezeichnend und
nagt am politischen Selbstbewusstsein
der Sozialdemokraten. Selbst die Wieder-
vereinigung und seine Europapolitik wer-
den ihm als nicht nobelpreiswürdig strei-
tig gemacht. Dabei hat er gegenüber dem
Westen und dem Osten weit mehr über-
zeugende „Kniefälle“ gemacht, als es
Herrn Brandt in seiner doch sehr kurzen
Zeit je möglich war. Dennoch hat es ver-

mutlich die nordeuropäische Sozialisti-
sche Internationale geschafft, dass nicht
dem die Ehre gebührt, der sie wahrlich
verdient hätte. Zusammen mit Gorbat-
schow wäre das 1990 möglich gewesen.
…
Klaas Ockenga,
67454 Haßloch

Es brennt am Rentenhimmel
Zur Souverän 4-2014, S. 18
Wiederholt wird in letzter Zeit in Fern-
seh-Talkshows über die Problematik der
Rentenfinanzierung diskutiert. Auch in
Ihrem Artikel von Leonhard Kuckart
heißt es am Schluss, wir brauchen end-
lich den großen Wurf! Meine Frage: Wa-
rum überlegen die Rentenfachleute und
Politiker nicht die Möglichkeit, das Ren-
tensystem nach dem „Schweizer Modell“
umzugestalten. Wie man nachlesen kann,
sind die Eidgenossen mit ihrem System
sehr zufrieden.
Erwin Mellies,
26506 Norden

Politiker und Medien weisen zurzeit häu-
fig auf zu erwartende Altersarmut in den
Jahren 2030 f. hin, offensichtlich, um
davon abzulenken, dass sie bereits heute
um sich greift und permanent zunimmt.
Betroffen sind heute schon Hunderttau-
sende von Rentnern des Öffentlichen
Dienstes, die vor Jahrzehnten darauf ver-
trauten, dass der Gesetzgeber vertraglich
zugesicherte Versprechungen auch ein-
halten und sie nicht durch simple Geset-
zesänderungen brechen würde. Man
nennt das dann Reformen, in realiter
gleich Verschlechterungen. Bei Zehntau-
senden von Rentnern der in der aktiven
Zeit niedrigeren Gehaltsstufen reicht die
VBL-Rente (Anm. der Red.: VBL = Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Länder)
inzwischen nicht mehr aus, um ein Ab-
driften in die Altersarmut zu verhindern.
Damit nicht genug, werden alle VBL-
Renten nicht der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und der inflationären Geldent-
wertung angepasst, im Vergleich zu den
Pensionären werden sie regelrecht abge-
hängt, aber die haben ja auch eine starke
Lobby. Dabei würde eine faire Behand-
lung der Rentner des Öffentlichen Diens-
tes den Staat noch nicht einmal Geld
kosten, die VBL verfügt über genug Re-
serven, aber die im Beirat vertretenen
Gewerkschaftler interessieren sowieso
nur aktive Mitglieder, und für die Partei-
envertreter sind die Rentner nur dann

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den
Artikeln in Souverän
interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands
Leserbriefe
Konrad-Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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von Interesse, wenn die nächste Bundes-
tagswahl ansteht. Herrn Kuckarts Bot-
schaft hör ich wohl, allein mir fehlt der
Glaube ...
Klaus H.F. Kiebart,
53819 Neunkirchen

Gewalt in den Medien:
Mitverantwortlich sind wir alle!
Zur Souverän 4-2014, S. 36
In der Themeneinleitung des o. a. Artikels
wird Bischof Gebhard Fürst als „Medien-
bischof“ der evangelischen Kirche ge-
nannt. Diese Angabe ist falsch. Bischof Dr.
theol. Gebhard Fürst ist katholischer Bi-
schof der Diözese Rottenburg-Stuttgart
und Medien-Bischof in der Deutschen Ka-
tholischen Bischofskonferenz.
Franz W. Frank,
70734 Fellbach

Anm. der Red.: Da hat unser Leser völlig
recht, herzlichen Dank für den Hinweis.
Die Redaktion hat Bischof Fürst irrtüm-
lich auf der evangelischen Seite einge-
ordnet. Wir bitten um Entschuldigung.

„Wir Moslems können nicht
gleichzeitig mit euch existieren.“
Zur Souverän 4/2014, Seite 20
Dass Äußerungen dieser Art gefallen sind
und noch immer fallen, dies mag so sein.
Androhung und Anwendung von brutaler
Gewalt gegenüber Christen an vielen Or-
ten in einer Reihe mehrheitlich islamisch
geprägter Länder sind offensichtlich. Die-
sen augenblicklich herrschenden Zustand
hinzunehmen ist im Interesse der Betrof-
fenen, aber auch der Christen und aller
sich für die Menschenrechte einsetzen-
den Menschen in den anderen Ländern
der Welt, vor allem in dem von der christ-
lichen Tradition bestimmten Westen, un-
möglich.
Dass Staaten, die sich dem Schutz der
Menschenrechte verpflichtet fühlen, mit
Waffengewalt gegen Banden vorgehen,
die sich für ihr mörderisches Tun auf den
Willen Gottes berufen, kann nicht verur-
teilt werden. Sollen aber die Kirchen, vor
allem die im Westen, die seit langem in
einem breitgefächerten Dialog mit den
Muslimen stehen, diese Gespräche auf-
kündigen und gar zum Kreuzzug aufru-
fen? Viele Vertreter der Kirchen im Wes-
ten, u.a. der Deutschen Bischofskonfe-
renz, aber auch in den von islamistisch
gesteuerter Gewalt betroffenen Ländern
haben noch in der letzten Zeit ihren Wil-

len zum Ausdruck gebracht, den interre-
ligiösen Dialog fortzusetzen, nicht, ohne
Gewalt und Terror entschieden zu verur-
teilen.
Die Schlächter des IS verhielten sich,
wohlgemerkt, absolut korantreu: Kennt
der Verfasser des Artikels wirklich den
ganzen Koran? Das muss ich bezweifeln.
Denn in Sure 2, Vers 257, lese ich, dass
es keinen Zwang im Glauben gibt. Sure
5, Vers 53, bejaht die gottgewollte Vielfalt
im Glauben. Und nach Sure 3, Vers 85,
sind die Christen diejenigen, die den
Muslimen am freundlichsten gegenüber-
stehen (die voranstehenden Koranstellen
sind zitiert nach der deutschen Überset-
zung von Max Henning).
Gerade diese Stellen im Koran, die der
Toleranz zwischen den Religionen eine
islamische Grundlage verschaffen, lassen
den christlich-islamischen Dialog als hoff-
nungsträchtig erscheinen. Da wird nicht
vom friedlichen Islam oder von einem
Dialog auf Augenhöhe „geschwafelt“,
sondern da werden die Muslime mit Aus-
sagen in ihrem heiligen Buch konfron-
tiert und zu konsequentem Handeln ge-
drängt. Wer möchte bestreiten, dass ein
Dialog Zeit braucht, viel Zeit, ehe er sich
auswirkt. Jedoch, welche Alternative gibt
es, wenn man auf den Frieden zwischen
den Religionen abzielt? Und wer kann
belegen, dass der im Westen geführte
Dialog keinerlei positive Auswirkungen
auf die Christen in den mehrheitlich isla-
mischen Ländern hat? Gerade das Ge-
spräch in den westlichen Ländern mit
muslimischen Minderheiten hat viele
Diskussionen über den wahren Islam
auch in den mehrheitlich islamischen
Ländern ausgelöst.
Hubert Dobers,
53879 Euskirchen

Anm. der Red.: Herr Dobers ist Mitglied
der Senioren-Union seit 22 Jahren, da-
von Vorsitzender des Stadtverbandes
Euskirchen während 12 Jahren. Er war
Ende der 1960er Jahre mehrere Jahre in
Nordafrika im Rahmen der Entwick-
lungshilfe tätig und von 1985 bis 1995
Landesbeauftragter der Konrad-Adenau-
er-Stiftung in Jordanien, während dieser
Zeit auch zuständig für die Projekte der
KAS in Palästina (von Israel besetzte Ge-
biete und Autonomiegebiete) und im
Libanon. Davor war er in der Zentrale
der Stiftung zuständig für ihre Projekte
und ihre Mitarbeiter in den arabischen
Ländern (Naher Osten und Maghreb)
und mitverantwortlich für Organisation
und Durchführung ihrer Kolloquien des
christlich-islamischen Dialogs (Mither-
ausgeber der Veröffentlichungen über
diese Kolloquien). Seit 2006 ist er akti-
ves Mitglied seitens der kath. Pfarrei St.
Martin im Arbeitskreis Christen und
Muslime in Euskirchen (in diesem Rah-
men Mitorganisator des bislang alle
zwei Jahre veranstalteten Fests der Reli-
gionen).

Ich nehme Bezug auf die unverständliche
Äußerung der Bundeskanzlerin: „Der Is-
lam gehört zu Deutschland“, und entgeg-
ne dem wie folgt: Ich bin ein Senior. Ich
bin ein Deutscher und Christ. Ich gehöre
zu Deutschland, oder nicht? Die Senioren
gehören zu Deutschland und nicht der
Islam.
Norbert Gönnewicht,
52222 Stolberg

In Dankbarkeit und Anerkennung …
Zur Souverän 4-2014, S. 30 ff.
Ich möchte allen Ihren Verantwortungs-
trägern ganz herzlich danken, dass Sie
den Mut haben, ehrlich und offen unsere
Probleme anzugehen. Die Themen, die
Sie beleuchten, sind brandaktuell, gehen
aber im so oft kritisierten Medienbrei der
Berichterstattung verloren. Ich danke Ih-
nen, dass Sie unseren verehrten Herrn
Gorbatschow an herausragender Stelle
für seine Verdienste für den Weltfrieden
würdigen, was ich leider in allen anderen
Publikationen vermisste. Auch die tau-
sendjährigen Ziele des Islam werden of-
fen angegangen. Danke. Insgesamt ist
Souverän mit der Dezember-Nummer
2014 großartig geworden. Weiter so!
Gottfried Haferkorn,
04680 Colditz

„Der Wert und die Würde
eines alten Menschen, der in
Windeln gewickelt im Bett

eines Pflegeheimes liegt, sind
genauso groß wie der Wert
und die Würde eines Babys,
das in Windeln gewickelt im

Kinderbett liegt.“

Kardinal Rainer Maria Woelki,
Erzbischof von Köln
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Der Ärztemangel ist keine
Prognose mehr, sondern in
vielen Regionen längst Reali-
tät. Dabei hat die Bundesärz-
tekammer bereits 2001 vor ei-
nem drohenden Ärztemangel
gewarnt …

Speziell bei der hausärztlichen Versorgung
in ländlichen Regionen und bei den grund-
versorgenden Fachärzten wie Augenärz-
ten, Rheumatologen oder Gynäkologen ist
die Lage problematisch. Das liegt auch an
der Altersstruktur der niedergelassenen
Ärztinnen und Ärzte. Deren Durch-
schnittsalter stieg binnen zehn Jahren von
im Schnitt knapp 46 auf 53 Jahre. Der An-
teil der Hausärzte über 60 liegt dabei noch
höher als bei Fachärzten. In wenigen Jah-
ren werden also viele derzeit noch tätige
Ärztinnen und Ärzte ihre Praxen aufgeben.
Wenngleich sich in den neuen Bundeslän-
dern die Probleme bereits früher darstel-
len, stehen alle Bundesländer vor den glei-
chen Herausforderungen.
Grundsätzlich betrifft die Landflucht nicht
nur Ärztinnen und Ärzte, sondern stellt ein
allgemeines Phänomen dar. Vor allem jun-
ge Menschen verlassen die ländlichen Re-
gionen. Gleichzeitig werden die Metropo-
len für junge Familien wieder attraktiver,
sodass auch Eltern mit kleinen Kindern
seltener ins Umland ziehen. Durch den
Wegzug der Jungen leidet die dörfliche
Infrastruktur, was wiederum dazu führt,
dass die Region weiter an Attraktivität ver-
liert.
Hinzu kommen arztspezifische Gründe:
Die früher auf dem Land übliche Einzelpra-
xis und die Vorstellung, rund um die Uhr

für die Patienten da zu sein, entsprechen
nicht mehr den Vorstellungen der nach-
wachsenden Ärztegeneration, wie sie den
Arztberuf ausüben wollen. Neben verläss-
lichen Arbeitszeiten und familienfreundli-
chen Arbeitsplätzen ist vielen jungen Ärz-
ten die Zusammenarbeit in interdisziplinä-
ren Teams wichtig. Dabei handelt es sich
teilweise um überkommene Vorurteile, die
die jungen Ärztinnen und Ärzte von einer
Tätigkeit auf dem Land abhalten. Auch auf
dem Land werden zukünftig haus- und
fachärztliche Gemeinschaftspraxen mit
angestellten Ärzten die Versorgungsland-
schaft prägen.
Mit dem Versorgungsstrukturgesetz unter-
nahm die schwarz-gelbe Koalition im Jahr
2012 endlich einen ersten Versuch, den
Ärztemangel zu bekämpfen. Das Gesetz
folgte im Wesentlichen der Argumentation
derer, die eine Ungleichverteilung der
Arztsitze als Ursache des Problems sehen.
Union und FDP reformierten die Bedarfs-
planung und die Zulassungsbestimmun-
gen, sie ermöglichten neue Versorgungs-
konzepte und versuchten, Ärzte über fi-
nanzielle Anreize in unterversorgte Regio-
nen zu locken.
Inzwischen gibt es eine ganze Reihe von
unterschiedlichen Fördermaßnahmen. In
seinem jüngsten Gutachten zählt der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen über 380
bestehende oder geplante Vorhaben zur
Sicherstellung der Versorgung in struktur-
schwachen Regionen auf. Die Initiativen
reichen von personal- und standortsichern-
den Maßnahmen über neue Formen der
Zusammenarbeit, der Vernetzung und Ko-
ordination bis zu Modellen zur Verbesse-
rung der Mobilität durch Patientenbusse
und mobile Arztpraxen. Auch Telemedi-
zin-Projekte und Programme von Land-
kreisen und Kommunen zum Ausbau
häuslicher Betreuungs- und Pflegemodelle
sowie neuer Wohnformen wurden ge-

nannt. Der Rat hebt dabei insbesondere
das gestiegene Engagement der Kommu-
nen hervor. Zu einem ähnlichen Ergebnis
ist auch eine Erhebung der Arbeitsgruppe
„Sicherstellung der ärztlichen Versorgung
im ländlichen Raum“ der Bundesärztekam-
mer gekommen.
Viele Projekte berichten von ersten Erfol-
gen. So steigt die Anzahl der Weiterzubil-
denden in der Allgemeinmedizin seit In-
krafttreten des neuen Förderprogramms
Allgemeinmedizin im Januar 2010 konti-
nuierlich an. Auch hat der Aufbau von
Koordinierungsstellen für die Weiterbil-
dung in der Allgemeinmedizin dazu beige-
tragen, dass mehr Ärztinnen und Ärzte
Hausärzte werden. Von positiven Entwick-
lungen berichtet auch das Netzwerk „Ärz-
te für Sachsen“. Andere Projekte wieder-
um sind eingestellt worden. Für viele
Maßnahmen fehlt der Nachweis, dass sie
dazu geeignet sind, wieder mehr Ärzte für
eine Tätigkeit auf dem Land zu gewinnen.
Fördermaßnahmen allein werden aber
nicht reichen. Wer den Ärztemangel er-
folgreich bekämpfen will, muss sich vor
allen Dingen um den medizinischen Nach-
wuchs kümmern. Deswegen mahnt die
Bundesärztekammer schon seit längerer
Zeit eine Reform des Medizinstudiums an.
Sie fordert eine bessere Finanzierung,
mehr Studienplätze, angemessenere Aus-
wahlverfahren und eine Stärkung der Rol-
le der Allgemeinmedizin im Studium. Der
Deutsche Ärztetag 2014 in Düsseldorf hat
die Landesregierungen aufgefordert, die
Grundfinanzierung der medizinischen Fa-
kultäten zu sichern und ausreichend Mittel
für Forschung und Lehre bereitzustellen.
Diese und weitere Maßnahmen, wie die
Verbesserung der beruflichen und oben
ausgeführten strukturellen Rahmenbedin-
gungen, sind dringend notwendig, wenn
wir unsere nach wie vor gute ärztliche
Versorgung in Deutschland langfristig
sichern wollen. ■

Landärztemangel:

Erste Erfolge

Der Autor:
Dr. Max
Kaplan ist
Vizepräsident
der Bundes-
ärztekammer.
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AUS DER SENIOREN-UNION

11. Deutscher Seniorentag:

Senioren-Union mischt mit
Vom 2. bis 4. Juli 2015 findet der 11. Deut-
sche Seniorentag der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Senioren-Organisationen
(BAGSO) unter dem Motto „Gemeinsam
in die Zukunft!“ im Congress Center Mes-
se in Frankfurt am Main statt. Schirmherrin
ist Bundeskanzlerin Angela Merkel. Auf
dem Seniorentag können sich die Besuche-
rinnen und Besucher bei rund 100 Veran-
staltungen zu Themen wie Gesundheit,
Politik oder Gesellschaft informieren und
sich aktiv einbringen. Begleitet wird der
11. Seniorentag von der Messe SenNova,
auf der eine Vielzahl von Produkten rund
um die Generation 50+ präsentiert wird.
Auch die Senioren-Union als Mitgliedsver-
band der BAGSO ist in Frankfurt mit einer
eigenen Veranstaltung und hochkarätiger
Besetzung auf dem Podium vertreten. Un-
ser Thema ist „Rehabilitation vor Pflege“.
Es beschäftigt sich unter anderem mit Fra-
gen, wie die Umsetzung dieses gesetzlich
verankerten Grundsatzes in der Praxis

aussieht und wie das Reha-Angebot ausge-
weitet, vereinheitlicht und wohnortnah
angeboten werden kann.
Die Podiumsdiskussion wird von der Vor-
sitzenden der BAGSO, Frau Bundesminis-
terin a.D. Prof. Dr. Ursula Lehr, moderiert.
Referenten sind Karl-Josef Laumann,
Staatssekretär und Pflegebevollmächtigter
der Bundesregierung, Prof. Dr. Andreas
Kruse, Institut für Gerontologie, Universi-
tät Heidelberg, Prof. Dr. Wolfgang von
Renteln-Kruse, Hamburg, sowie Dr. Stefan
Gronemeyer, leitender Arzt und stellver-
tretender Geschäftsführer des Medizini-
schen Dienstes des Spitzenverbandes der
Krankenkassen (MDS).
Darüber hinaus ist die Senioren-Union auf
der SenNova mit einem eigenen Infostand
vertreten. Hier werden die stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden Helga Hammer
und Alfons Gerling, die Mitglieder des
Bundesvorstandes, Dr. Gerhard Schier und
Friederike de Haas, der hessische Landes-
vorsitzende, Landtagspräsident Norbert
Kartmann MdL, sowie weitere Vorstands-
mitglieder der Landesvereinigung Hessen
und der Kreisvereinigung Frankfurt Rede
und Antwort stehen.
Alle interessierten Mitglieder und Freunde
der Senioren-Union sind herzlich eingela-
den, ein Besuch lohnt sich auf jeden Fall!

Initiativen:

Seniorenfreundlicher Service
Vor nahezu zehn Jahren rief die Senioren-
Union Ettlingen eine vorbildliche Aktion ins
Leben. Sie verleiht ein Logo „Senioren-
freundlicher Service“ als Auszeichnung an
diejenigen Geschäfte und seit neuestem
auch Handwerker, bei denen die Anliegen
der Senioren Beachtung finden. Dazu ge-
hören beispielsweise Barrierefreiheit, Sitz-
gelegenheiten, gut lesbare Preisschilder,
deutsche Bezeichnungen, die Möglichkeit
der Toilettenbenutzung, fachgerechte und
freundliche Beratung sowie auch die Fähig-
keit des mit dem Logo ausgezeichneten Un-
ternehmens, im Notfall Erste Hilfe leisten zu

können. Die so zertifi-
zierten Geschäfte, in-
zwischen über 100,
dürfen sowohl an ihrer
Eingangstür als auch
auf der Homepage im
Internet auf die Aus-
zeichnung aufmerk-
sam machen. Das Zertifikat gilt jeweils für
ein Jahr, für die Unternehmen ist diese Ak-
tion kostenlos. Nähere Infos gibt gerne der
stv. Vorsitzende des etwa 120 Mitglieder
starken Stadtverbandes der SU, Gerhard
Malzkorn (07243/93332).

SU Niedersachsen:

Rainer Hajek
als Landeschef
wiedergewählt
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In großer Einmütigkeit fand im November
2014 die Landesdelegiertenversammlung
der Senioren-Union der CDU in Niedersach-
sen statt, diesmal im emsländischen Papen-
burg. Nach den Rechenschaftsberichten des
Vorsitzenden und des Schatzmeisters wur-
de dem Landesvorstand nach dem Bericht
der Kassenprüferin einstimmig Entlastung
erteilt. Ein Satzungsänderungsantrag zur
Stellung des Landesverbandes Oldenburg
innerhalb der Senioren-Union der CDU in
Niedersachsen wurde von einer ganz gro-
ßen Mehrheit (über 90 Prozent) der Dele-
gierten angenommen. Es folgte die Neu-
wahl des Landesvorstandes mit einem ein-
drucksvollen Ergebnis von 91,3 Prozent
Ja-Stimmen für den alten und neuen Lan-
desvorsitzenden Rainer Hajek.
Der Landesvorsitzende der CDU in Nieder-
sachsen, der Europaabgeordnete David
McAllister, ließ es sich nicht nehmen, „sei-
ne“ Senioren-Union zu besuchen und in
einer engagierten Rede auf die aktuellen
politischen Herausforderungen einzugehen.
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Bei der Eröffnung der Prager Regionalkon-
ferenz im November 2014 erinnerte die
ESU-Präsidentin An Hermans an ihre
erste Begegnung mit der Stadt vor über 30
Jahren. Sie war damals Rednerin auf einem
Kongress über das Erbe des Philosophen,
Theologen und Pädagogen Johann Amos
Comenius/Komensky. „Warum habe ich
nicht in der Geschichte von Erziehung und
Unterricht weitergearbeitet?“, fragte sie
sich diesmal in der Goldenen Stadt und gab
die Antwort gleich darauf selbst: „Aber
nein; ich wollte und will nicht nur wissen,
kennen, sondern auch machen, handeln
wie die meisten unter Ihnen.“ Als geeigne-
te Plattformen sieht die emeritierte Profes-
sorin aus Leuven soziale Bewegungen,
Kirchen, Vereine, Parteien. Und als Motiv
für ihr Handeln? „An einer Gesellschaft
arbeiten, in der Freiheit, Respekt vor jedem
Menschen, Frieden und Demokratie die
Pfeiler zum Aufbau von Wohlstand und
Wohlbefinden sind.“ Dieser Herausforde-
rung könne sie sich nun an der Spitze der
Europäischen Senioren-Union stellen, stell-
te sie dankbar fest.

Gemeinsam mit den Partnern aus ESU-
Mitgliedsverbänden wolle sie den demo-
grafischen Wandel und damit das Zusam-
menleben der Generationen als Chance
mitgestalten, betonte sie vor Zuhörern aus
zehn Ländern. Sie habe bei ihren Besuchen
erfahren, dass „das Defizit-Modell des Al-
terns auch in der Politik und in der Öffent-
lichkeitsarbeit aufgegeben werden muss“.
Mit Genugtuung nahm die Präsidentin
auch „Empfehlungen zur Förderung der
Menschenrechte“ speziell von Bürgern in
fortgeschrittenem Alter auf, die das Minis-
terkomitee des Europarates vor einem Jahr
verabschiedet hat. Und schließlich werde
ihre Hoffnung auf „eine integrierte Senio-
renpolitik“ und „ein sozialeres Gesicht für
Europa“ von der neuen EU-Kommission
genährt. So sei die ebenfalls aus Belgien
stammende neue Kommissarin für Arbeit
und Soziales, Marianne Thyssen, von Jean-
Claude Juncker aufgefordert worden, für
ein Hand-in-Hand-Gehen von Wirtschafts-
wachstum und sozialem Fortschritt einzu-
treten. Der Kommissionspräsident lege
Wert darauf, dass alle von der Kommission

ergriffenen Maßnahmen auf ihre Auswir-
kungen auf die Senioren geprüft werden.
An Hermans will mehr als diese „Offenheit
und Aufmerksamkeit“; ein von der ESU
seit ihrem Kongress 2013 verstärkt ange-
strebtes „Altersfreundliches Europa“ erfor-
dere „zahlreiche Maßnahmen“, betonte
sie in ihrer Prager Rede. Es gelte, „die
Rechte der Senioren bei Einkommen, Für-
sorge, Gesundheit, lebenslangem Lernen
und sozialer Integration“ zu sichern.
Rolf Berend, der dem Exekutivkomitee der

Die Präsidentin der Europäischen Senioren-Union (ESU) An Hermans in Prag:

„Für eine demokratische Gesellschaft engagieren“

ESU in Kürze
Anlässlich seines 85. Geburtstages
wird Dr. Bernhard Worms die Ehren-
mitgliedschaft der Polnischen Seni-
oren-Union verliehen.

In Armenien hat die NGO „Freier Bür-
ger“ eine „Union der Senioren-Gene-
ration“ konstituiert, die mit der ESU
kooperieren möchte. Aufgenommen
werden Interessenten ab 18 Jahre!

Im Verlauf der Sommerakademie
der ESU für Führungskräfte in Wien
(3. bis 5. Juli) findet am 4.7. das zu-
vor für März in Brüssel geplante Tref-
fen des Exekutivkomitees statt.

Regionalkonferenzen der ESU gibt
es 2015 in Münster (Westfalen) am
11. und 12. September und in Lefko-
sia/Nikosia (Cypern) vom 17. bis 19.
Oktober.

Das 20-jährige Bestehen der ESU
wird am 7. November in Brüssel be-
gangen; tags zuvor tagen Präsidium
und Exekutivkomitee.

Aus dem Dom zu Hildesheim wurde
im Januar ein Gedenkstein für das
Friedenszentrum in Oswiecim/
Auschwitz gespendet.

ESU bei Facebook:
Facebook.com/esu.eu.

Am ESU-Newsletter „Senior Interna-
tional“ interessiert? Kostenloses Abo
bei ulrich.winz@web.de!

Die Gastgeber der ESU-Regionalkonferenz in Prag (Vereinigung Christlicher
Senioren Tschechiens /SKS CR) mit ihren Nachbarn aus Polen und Deutsch-
land. Von links: Rolf Berend (DE), Pavel Urban, Dr. Dagmar Koutska und Dr.
Vaclav Roubal (CR), Vizepräsidentin Dr. Gabriele Peus-Bispinck (DE), ESU-
Präsidentin Prof. Dr. An Hermans, (hinter ihr) Irena Rivnacova (CR), Frantisek
Smutny (CR), Claus Bernhold (DE), Ulrich Winz (DE), Vizepräsidentin Lidmi-
la Nemcova (CR), Andrzej Chodorowski (PL), Jirina Svejdova und Karel To-
mek (beide CR), vorn: Margit Hawkes (PL).
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ESU angehört, schlug in Prag in eine ähnli-
che Kerbe. Die Senioren-Vereinigungen von
CDU und CSU hätten sich „in den letzten
sechs bis acht Jahren zunehmend selbstbe-
wusster präsentiert, und das nicht nur in den
Wahlprogrammen der Parteien, sondern
auch durch den verbalen Zeigefinger, der
von den Amtsinhabern nicht immer wohl-
wollend, sondern oft argwöhnisch zur
Kenntnis genommen wird“. Diese Feststel-
lung traf er als Mitglied des ESU-Exekutiv-
komitees sowie als Bundesvorstand und
Landesvorsitzender der Senioren-Union von
Thüringen. Die heutigen Rentner und Pen-
sionäre bewiesen, dass man mit dem Über-
gang in den Ruhestand keineswegs zum al-
ten Eisen gehört. Wer sich als Jugendlicher
oder junger Erwachsener für die Gesellschaft
engagiert hat, beteiligt sich – Fitness voraus-
gesetzt – auch im Alter für die Allgemein-
heit, stellte Berend fest. Die Autorität der
Älteren sollte einhergehen mit dem andau-
ernden Bemühen um ein geregeltes und
verträgliches Verhältnis zwischen Jung und
Alt – fernab vom Geschwätz über einen
Kampf der Generationen oder eine Diktatur
der Rentner. „Was wir brauchen, ist eine
altersspezifische Auseinandersetzung zwi-
schen den Generationen, einen konstrukti-
ven Umgang miteinander, damit Zukunfts-
aufgaben gelöst werden können“, stellte
Berend unter Beifall am Ende fest. ■

Ulrich Winz

In Düsseldorf gibt es rund 87200 Senioren-
Haushalte, demnach lebt in 27 Prozent al-
ler Haushalte der nordrhein-westfälischen
Landeshauptstadt ein Mensch, der 65 Jahre
oder älter ist. Die Crux: Viele der insgesamt
333000 Wohnungen in der schicken Met-
ropole erfüllen die baulichen Standards
nicht, die für seniorengerechtes Wohnen
erforderlich sind. Sie sind beispielsweise in
den seltensten Fällen barrierefrei.
Dieses Problem geht die Stadt am Rhein seit
dem letzten Jahr offensiv an. Das Wohnungs-
amt offeriert ergänzend zu den bestehenden
Darlehensprogrammen der KfW (Bund) und
des Landes NRW (Letztere max. 50 Prozent
der förderfähigen Bau- und Baunebenkos-
ten) Zuschüsse in Höhe von bis zu 6.000
Euro (max. 20 Prozent der Bau- und Bau-
nebenkosten) für den seniorengerechten
Umbau von Wohnungen. Für 2015 hat die

Metropole am Rhein dank insgesamt guter
Finanzsituation über 800.000 Euro für die
Reduzierung von Barrieren im Wohnungs-
bestand und die altersgerechte Anpassung
von Wohnungen in den Haushalt eingestellt.
Die Programme richten sich an Eigentümer
von Eigenheimen, Eigentums- und Miet-
wohnungen. Einkommens- oder Wohnflä-
chenobergrenzen spielen keine Rolle.
Ein Blick auf die Republik zeigt: Düsseldorf
ist überall. Den etwa elf Millionen Senio-
renhaushalten in Deutschland stehen nur
rund 570000 barrierearme Wohneinhei-
ten gegenüber. Dabei wird der Bedarf an
altersgerechtem Wohnraum in naher Zu-
kunft noch erheblich zunehmen, denn
Deutschland wird immer älter. Vor diesem
Hintergrund nur ein Schlaglicht: Bei etwa
92 Prozent der von Senioren bewohnten
Wohnungen besteht spätestens bei Eintritt

der Pflegebedürftigkeit Handlungsbedarf,
so jedenfalls eine Studie des Bundesamtes
für Bau-, Stadt- und Raumforschung
(BBSR). Rund 15 Prozent dieser Pflegebe-
dürftigen könnte der Gang ins Heim er-
spart bleiben, wenn bei ihnen zu Hause die
ambulante Pflege in einer altersgerechten
Wohnung möglich wäre. Unter ökonomi-
schen Aspekten ließen sich so nicht nur die
teuren Heimkosten sparen, sondern auch
für Vater Staat lohnt sich die Investition in
seniorengerechtes Bauen und Sanieren. Er
könnte pro Jahr rund 5,2 Milliarden Euro
an Pflege- und Unterbringungskosten spa-
ren, wenn der altersgerechte Umbau von
Wohnungen konsequent durchgeführt
würde, so die Studie im Auftrag des Bun-
desbauministeriums.
Düsseldorf ist also tatsächlich überall. Des-
halb Nachahmung empfohlen.
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INITIATIVEN

Länger in den eigenen vier Wänden

So verstand und versteht Peter Radunski
seine Arbeit im Politikbetrieb. Der langjäh-
rige Berliner Senator, CDU-Bundesgeschäfts-
führer und Wahlkampfmanager der Partei
auf Europa-, Bundes- und Landesebene gab
anlässlich einer Podiumsdiskussion bei der
Berliner CDU einen Teil seiner Erfahrungen
preis und ließ das interessierte Auditorium
staunend aufhorchen, als er z.B. über die
spannenden Debatten, Verhandlungen und
Vereinbarungen über Parteigrenzen hinaus
berichtete, die am Ende in der Hauptstadt-
entscheidung für Berlin im Juni 1991 gipfel-
ten. Nachzulesen auch in seinem neuen
Buch „Aus der politischen Kulisse. Mein
Beruf zur Politik“, das er an diesem Tag den
Berlinern vorstellte. Es ist einerseits Lebens-
geschichte eines Mannes mit ausgeprägtem
politischem Gespür, der sowohl schon beim
Hitlerattentat am 20. Juli 1944 in unmittel-
barer Nähe als Kind in Ostpreußen dabei
war, als auch bei der Bombardierung Dres-
dens im Februar vor 70 Jahren. Andererseits
ist es ein Lehrbuch für politisch interessierte
Laien, wie auch Nachschlagewerk für neu-
gierige Insider. Das Publikum in Berlin nahm
beide Intentionen dankbar auf. Wissenswert
vielleicht auch, dass Peter Radunski 1988

maßgeblich für die Gründung der Senioren-
Union verantwortlich war. Sein Förderer
Heiner Geißler übrigens, der Peter Radunski
einst als Generalsekretär gegen den Willen
von Helmut Kohl zum Bundesgeschäftsfüh-
rer machte, wird wohl pünktlich zum 500.
Reformationsjubiläum mit seinem Buch
über Martin Luther fertig werden, wie Insi-
der Peter Radunski verriet.
Peter Radunski: Aus der politischen Kulis-
se. Mein Beruf zur Politik. B&S Siebenhaar
Verlag, Berlin 2015, ISBN 978-3-943132-
27-4, 352 Seiten, 24,80 Euro.

Politik als Handwerk
und Profession

Peter Radunski, Berliner Polit-
Urgestein, beim Signieren seines
neuen Buches auf einer Veranstal-
tung der Berliner CDU.
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